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Vom Klerus
unerwünscht
Hassan Rohani Der Iran erlebt die wohl hef-
tigsten Proteste seit den Präsidentschafts-
wahlen 2009. Die Lage vieler Menschen ist

trotz boomender
Wirtschaft desolat,
Präsident Hassan
Rohani (69) ist es
seit seinem Amts-
antritt im August
2013 nicht gelun-
gen, die Not vieler
Iraner zu lindern.
Rohani, einst Chef-
unterhändler im

Atomstreit mit dem Westen, steht jetzt von
zwei Seiten unter Druck: dem aufbegehren-
den Volk einerseits und dem erzkonservati-
ven Klerus und den Revolutionsgarden ande-
rerseits. Bei letzteren kommt der innenpoliti-
sche und prowestliche Modernisierungskurs
des Präsidenten gar nicht gut an. Nun ist
mehr denn je fraglich, ob er seine politischen
Ziele erreichen kann. Gegen den Klerus kann
Rohani sich kaum wenden – als schiitischer
Rechtsgelehrter ist er Teil davon. joh T
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12,4
Prozent der Iraner waren 2017 laut Interna-
tionalem Währungsfonds (IWF) arbeitslos.
Die Jugendarbeitslosigkeit ist Schätzungen
zufolge mehr als doppelt so hoch. Dabei
wächst die Wirtschaft seit zwei Jahren kräf-
tig, allein 2016 um 12,5 Prozent. Die Inflati-
on fiel deutlich auf zehn Prozent.

ZITAT DER WOCHE

»Die
Feinde
haben sich
vereint.«
Ajatollah Ali Chamenei, Irans geistliches
Oberhaupt, über die derzeitigen Unruhen im
Land, für die er „ausländische Mächte“ ver-
antwortlich macht.
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Ein bisschen Revolution
1968 Deutschland hat sich seitdem vielfach gehäutet. Allerdings dreht sich der Zeitgeist spürbar

E
s ist wie verhext: Kaum glaubt
man einmal mehr, „68“ histo-
risieren zu können, taucht es
aus der Versenkung auf, befeh-
det von den einen, glorifiziert
von den anderen, jedenfalls

quicklebendig wie eh und je. Sie bedienten
sich ähnlicher Protestmethoden gegen das
„Establishment“ wie die Außerparlamenta-
rische Opposition (APO) seinerzeit, rühm-
ten sich jüngst Vertreter der AfD, nur dies-
mal mit dem richtigen Vorzeichen; ihre
Partei positioniere sich nämlich ausdrück-
lich rechts gegen multikulturelles Denken
und ein „links-rot-grün verseuchtes 68er
Deutschland“. Den Rechtspopulisten von
heute und ihrer These, die einstige Protest-
generation sei für die Globalisierungsfol-
gen und die sozial „Abgehängten“ verant-
wortlich, sei nur mit einem Ruf nach
„mehr 68“ zu begegnen, erwidert hingegen
etwa die Politologin Petra Dobner.
Was bleibt, 50 Jahre nach „68“? Gewiss be-
scherte der Mauerfall 1989 uns allen die
bei weitem nachhaltigste, tiefste Zäsur.
Liest man die Geschichte der alten Bundes-
republik seit 1949 jedoch als eine von vie-
lerlei kleineren und größeren Anfängen
(und Abschieden), die in der Summe ein
großes Neues ergeben, ragt „68“ zweifellos
unübersehbar heraus – als Chiffre für „An-
fang und Aufbruch“ auf vielerlei Ebenen,
kulturell, gesellschaftlich, politisch zu-
gleich. Als Leitwerte galten nun nicht län-
ger Gehorsam, Disziplin, Pflichterfüllung
oder Autorität, vielmehr ein gleichberech-
tigtes Verhältnis der Geschlechter, antiauto-
ritäre Erziehung, Partizipation, Transpa-
renz, Liberalität und Buntheit. Erst all das
zusammen, ineinander verwoben und
nicht wirklich greifbar, macht den bleiben-
den Mythos aus – und liefert den Zünd-
stoff für ewig neue Konflikte.

Mentale Revolte Gewiss die empfind-
lichste mentale Herausforderung steckte in
der Frage an die Elterngeneration nach ih-
rer Vergangenheit in der Hitler-Zeit. Erst
diese Zuspitzung verlieh „68“ bei uns den
Charakter einer nachholen-
den „Stunde Null“. Prompt
vermisste die Aufbaugene-
ration (das reichte bis Hel-
mut Schmidt und Helmut
Kohl) die Anerkennung ih-
rer Verdienste. Ausgerech-
net diese junge Demokratie
und ihre Institutionen soll-
ten als „formal“ und hohl
gelten? Tatsächlich misch-
ten sich in diese mentale
Revolte, den Widerstreit
unterschiedlicher Werte-
welten, bei manchen zwei-
fellos auch Verachtung für den Rechtsstaat
und demokratische Verfahren, oder Ressen-
timents gegen das „Establishment“ gene-
rell, wie es damals schon hieß. Viele Verlet-
zungen selbst bei den Verständnisvollen,
die das Land liberaler und offener wollten,
sind bis heute nicht recht verheilt.
Dennoch: Die Protestgeneration erkannte
ihr Grundmotiv nicht zuletzt in Brandts
Ostpolitik wieder, die Verantwortung für
die eigene Geschichte zu übernehmen und
einen strikt europäischen Weg einzuschla-
gen. Kanzler Willy Brandt, ein Exilant und
keineswegs ein 68er, griff mit seinem Wort
von der Demokratie, die erst richtig anfan-
ge, das Motiv von der „Stunde Null“ insge-
heim auf. Jetzt zeigte sich, dass sich die
Adenauer’sche Kanzlerdemokratie zu einer
Konfliktdemokratie im angelsächsischen
Sinne – wie Ralf Dahrendorf es bereits
1965 vorschlug – mauserte. Staat und Ge-
sellschaft rückten nahe zusammen, die
„diskursive“ Republik wollte mitsprechen.
Natürlich neigten die 68er zur Legenden-
bildung in eigener Sache. Sicher war der Li-
beralisierungs- und Modernisierungsschub
bereits vorher angelegt. Unter dem Strich
bleibt aber, dass die Bundesrepublik sich
tatsächlich vielfach häutete. Auf die Frage
nach dem, was von „68“ geblieben ist, hat
Jürgen Habermas wunderbar trocken erwi-
dert: „Rita Süssmuth“. Etwas von diesem
Aufbruch, hieß das, sei in sämtliche Poren
der Gesellschaft eingedrungen. In jedem

Deutschen stecke nicht nur ein Lutheraner,
wandelte daher der Rechtsphilosoph Chris-
toph Möllers jüngst einen vielzitierten Satz
ab, sondern auch ein 68er. Nicht zuletzt:
Die Rebellion erfasste nicht nur den Wes-
ten, sie erreichte auch Prag, Warschau,
Budapest, Ost-Berlin. West und Ost konn-
ten einander entdecken. Der Provinzialis-
mus der frühen Jahre kam ans Ende.
Zu einem ehrlichen Bild dieser „Umgrün-
dung“ gehören auch die autoritären, anti-
demokratischen Versuchungen, die von
„68“ ausgingen, die Verehrung selbst noch
für Pol Pot, vor allem aber die blutige Ge-

schichte der Rote Armee
Fraktion (RAF) bis hin
zum „deutschen Herbst“
1977. Joschka Fischer, seit
1998 Außenminister, hat
im Streit über seine Frank-
furter „Straßenkämpferjah-
re“ und seine Nähe zu
Weggefährten, die in den
Terrorismus abglitten, be-
merkenswert offen davon
gesprochen, er habe Glück
gehabt, weil er sich gerade
noch für einen anderen
Weg, den durch die Institu-

tionen, entschied.
Aus der Revolte gingen Bürgerinitiativen,
Kernkraftgegner, Friedens- und Frauenbe-
wegung hervor, schließlich 1980 die neue
Partei der Grünen. Mit Gerhard Schröders
rot-grüner Koalition kam die Protestgene-
ration doch noch in den höchsten Ämtern
der Republik an. Beinahe in letzter Sekun-

de konnten sich die Generationen, die dis-
paraten Wertewelten, die höchst gegenläu-
figen Politikmodelle miteinander versöh-
nen, nahezu jedenfalls.
Aber nicht die Ausfransungen und Verir-
rungen, sondern wohl eher die gesell-
schaftlichen und kulturellen Erfolgsspuren
führten dazu, dass von Anfang an die Deu-
tungen von „68“ aufeinander prallten. Es
stimmt ja: Die Republik hat sich seitdem
beinahe runderneuert. Vor allem die Kultur
des Erinnerns an die Nazi-Vergangenheit
(aber auch an das DDR-System) hat sich
bis ins Parlament hinein fest etabliert.
Heute erregt es die Gemü-
ter einer konflikterprobten
Republik nicht mehr, wenn
sich junge Leute im Protest
gegen Castor-Transporte an
Bahngleisen festketten oder
altgewordene Liberale wie
Burkhard Hirsch oder Ger-
hart Baum zum Widerstand
aufrufen gegen die Kon-
trollsucht des Staates im
Zeitalter von Google, Ama-
zon und NSA. Kaum ein
Murren war noch aus der
CDU zu hören, als die
Kanzlerin sich über Nacht bereit erklärte,
die „Ehe für alle“ durchzuwinken. Das
Scheidungsrecht ist längst entmottet, in
der Ehe gilt der Mann nicht länger als Vor-
mund, Vergewaltigung wird strafrechtlich
geahndet. Gleichheits- und Teilhaberechte
haben sich weithin (nicht bei den Löhnen)
festschreiben lassen.

Im Streit über die „Willkommenskultur“ bei
der Aufnahme von knapp einer Million
Flüchtlinge 2015 flackerte allerdings der
Vorwurf wieder auf, die 68er und ihre Jün-
ger wollten Deutschland und das Christliche
insgesamt abschaffen. Jetzt war es Angela
Merkel, die sich auf gemeinsame Werte be-
rief und befand, ohne diese wäre die Bun-
desrepublik nicht mehr ihr Land. Die Indivi-
dualisierung im Alltag, Bastelbiografien, die
Ungezwungenheit junger Paare, antiautori-
täre Kitas, ja selbst das zivilisierte Auftreten
von Polizisten im Alltag – auch im europäi-
schen Vergleich nimmt sich das Land von

2018 nicht autoritär oder
national engstirnig aus.
Nichts von diesen Meta-
morphosen, von der Libera-
lisierung, auch nicht der
ökonomische Push lässt
sich immer in gerader Linie
zurückführen auf „68“ und
die Kapitalismuskritiker
von einst. Aber so weit
kann man gehen: Mit Recht
ist das Datum zur Chiffre
dafür geworden, vieles von
diesem Sprung nach vorn
ermöglicht zu haben, ob ge-

wollt oder nicht. Allerdings dreht sich der
Zeitgeist spürbar. Übertrieben ist es kaum,
von einer Krise der Demokratie zu spre-
chen, auch in Europa. Wenn die Impulse
der 68er letztlich auf Demokratisierung, Po-
litisierung des Gesellschaftlichen, Entnatio-
nalisierung hinausliefen, so steht genau das
heute in Frage. „68“ erweckte, grob gesagt,
die demokratische Zivilgesellschaft zum Le-
ben. Aber autoritäre Sehnsüchte und popu-
listische, nationalistische Stimmen, die sich
heute als Zivilgesellschaft deklarieren,
könnten die Demokratie mehr gefährden,
als es RAF und Sektierertum und intellektu-
eller Hochmut mancher 68er vermochten.
Ironie der Geschichte: Spätestens das
macht deutlich, was auch die 68er und ih-
re Erben dringend zu verteidigen haben:
Dass nämlich die schönste Graswurzelde-
mokratie, eine starke Zivilgesellschaft von
„unten“, ohne funktionierende Institutio-
nen, ein stolzes Parlament, strikte Gewal-
tenteilung und Rechtsstaatlichkeit schwer-
lich überleben kann. Gunter Hofmann T

Der Verfasser ist Autor
der Wochenzeitung „Die Zeit“.

Zwei Studenten tragen bei der Rektoratsübergabe an der Universität Hamburg am 9. November 1967 ein Transparent vor den Professoren her. Der Slogan wurde zu einer der Kern-
parolen der 68er-Studentenbewegung. © picture-alliance/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Bei der „Schlacht am Tegeler Weg“ kam es im November 1968 in West-Berlin zu schwe-
ren Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und der Polizei. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Erbe und
Aufgabe
VON HELMUT STOLTENBERG

Ein halbes Jahrhundert ist eine lange Zeitspan-
ne im Leben der Menschen, eine lange Zeit
auch für ein Land. Die DDR etwa war nach gut
40 Jahren am Ende, Bismarcks Kaiserreich
nach 47, die Weimarer Republik brachte es auf
14 Jahre und die NS-Diktatur statt auf 1.000
auf mörderische zwölf. Das mag zur Erklärung
beitragen, warum 1968, das nun 50 Jahre zu-
rückliegt, vielen so fern scheint. Das Erbe der
damaligen Protestbewegung aber ist ungebro-
chen aktuell. Das belegen nicht zuletzt jene,
die es heute etwa aus einem autoritären oder
extremistischen Weltbild heraus – gleich wel-
cher Ideologie oder Religion – in Frage stellen.
Für sie wirkt „68“ offenbar als Feindbild sogar
akuter, als es anderen noch ausdrückliches
Vorbild ist – eine Folge der Wirksamkeit, mit
der der Aufbruch von damals das Land in den
folgenden Jahrzehnten prägen sollte, im Guten
und auch im Schlechten. Viele dieser Prägun-
gen sind längst so selbstverständlich, als zähl-
ten sie zur DNA unserer offenen, pluralen Ge-
sellschaft. Aber auch Selbstverständlichkeiten
lassen sich in Frage stellen – auch das haben
die Aufbegehrenden von damals vorgemacht.
Wenn der „Geist von 68“ noch 50 Jahre da-
nach wahlweise beschworen oder verdammt
wird, geht der Streit darum im Kern um das
Selbstverständnis und Lebensgefühl dieser Ge-
sellschaft, deren Wertekonsens schon im
Grundgesetz festgeschrieben ist: Werte wie die
Würde jedes Menschen, wie die Gleichstellung
der Geschlechter, wie die Glaubensfreiheit.
Sie wurden nicht erst 1968 erfunden, aber um
ihre Durchsetzung musste auch damals gerun-
gen werden. Dass etwa ein Polizeihauptmeis-
ter nach einem Einsatz gegen „Gammler“ die
Annahme einer Anzeige verweigert („Anzeige
gibt es nicht“) mit der Begründung, „Das
Grundgesetz ist heute außer Kraft“, wie 1967
aus Hannover berichtet, scheint in unseren Ta-
gen nicht vorstellbar. Die Werte unserer Verfas-
sung zu schützen und die Verständigung darü-
ber zu erhalten, ist gleichwohl nicht nur eine
Phrase politischer Sonntagsreden, sondern
auch Alltagsaufgabe.
Nicht zuletzt ist dabei auch das Parlament ge-
fragt – schließlich gilt das Ringen um befrie-
dende Antworten, im demokratischen Diskurs,
als eine Stärke des Parlamentarismus. Dafür
den Beweis zu erbringen, ist der Bundestag
gerade in kontroversen Zeiten gefordert.

Grob gesagt,
erweckte
»68« die

demokratische
Zivil-

gesellschaft
im Lande.

Von Anfang an
prallten

die
Deutungen

der
Rebellion

aufeinander.
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Der Regimegegner: Andreas Lämmel

Andreas Lämmel führte ein unauffälliges Leben im „Arbeiter-
und Bauernstaat“. Bis zum großen Umbruch 1989/90 hatte
sich der gelernte Konditor und spätere Maschinenbauinge-
nieur von Parteien wie Massenorganisationen der DDR kon-

sequent ferngehalten. „Ich stand kritisch zum SED-Regime und seiner
Bevormundung der Bürger. Wer nicht in der Partei und linientreu war,
wurde ausgegrenzt und konnte sich nichts aufbauen“, sagt der gebürti-
ge Vogtländer, der seit 2005 für die CDU Dresden im Bundestag sitzt.
Sein breites Sächsisch versteckt er nicht.
Mit der Wende kam der damals 30-jährige Lämmel in die Politik, wie
viele damals. Das Erweckungserlebnis war für den Sohn eines evangeli-
schen Pfarrers die Kommunalwahl im Mai 1989, die „klar gefälscht“
war. Die Empörung war groß. „Es war klar, dass 1989 in der DDR etwas
passiert. Meine Frau und ich haben entschieden, jetzt oder nie“, sagt
Lämmel. Er baute im Oktober 1989 die Oppositionsbewegung „Neues
Forum“ in Dresden mit auf und stellte der losen Gruppe den Flur seiner
Wohnung als Geschäftsstelle zur Verfügung. „Das war eine aufregende
Zeit. Ständig waren fremde Leute in der Wohnung, es musste immer je-
mand von uns da sein.“ Und das mit zwei kleinen Kindern.
Für Lämmel gab es neben der Kommunalwahl noch zwei weitere
Schlüsselereignisse, die ihn in die aktive Opposition trieben: Das Massa-
ker auf dem Pekinger Tiananmen-Platz im Juni 1989, zu dem SED-Zen-
tralkomitee-Sekretär Egon Krenz den Genossen in Peking gratulierte.
„Das war für die Opposition in der DDR ein deutlicher Fingerzeig, was
auch uns passieren könnte“, sagt Lämmel. Und dann die gewalttätigen
Auseinandersetzungen am Dresdner Hauptbahnhof am 4. Oktober 1989

anlässlich der durchgeleiteten Züge mit den Prager Botschaftsflüchtlin-
gen. Andreas Lämmel, der damals in einem Recyclingbetrieb am Bahn-
hof arbeitete, erlebte die Tumulte zwischen Ordnungshütern und tau-
senden Protestierern, die auf die Züge springen wollten, unmittelbar
mit. „Das war eine neue Qualität in den Auseinandersetzungen zwi-
schen Regimegegnern und der DDR-Staatsmacht.“
Wurde Lämmel vom Regime – was wahrscheinlich ist – observiert? Stasi-
Akten über seine damalige Dresdner Zeit sind nicht auffindbar. „Aber bei

uns im Haus wohnte ein Volkspolizist, der die Wandanschläge des Neuen
Forums immer wutentbrannt abriss, wenn er nach Hause kam“, sagt
Lämmel. Und die Unterschriftenlisten an die Behörden weiterreichte.
Die Revolution in der DDR verlief dynamisch. Waren die 68er aus dem
Westen damals ein Thema? Ja, sagt Lämmel. „Auch im Neuen Forum
gab es Leute, die den 68ern nahestanden, darunter viele Berliner Wis-
senschaftler.“ Die Dresdner allerdings hätten mit dem politisch „stark

grün-links“ dominierten Berliner Neuen Forum und seinen Ideen eines
„dritten Wegs“ nichts anfangen können und man habe sich schnell
überworfen. Lämmel selbst wurde im Januar 1990 hauptamtlicher Ge-
schäftsführer des Neuen Forums in Dresden – mit ein bisschen Gehalt.
Allerdings hatten sich nach dem Mauerfall im November 1989 für die
Ostdeutschen neue Perspektiven aufgetan. Die Opposition verlor schnell
an Bedeutung. Viele Angehörige des Dresdner Neuen Forums sowie der
oppositionellen „Gruppe der 20“ um Arnold Vaatz beschlossen, in die
CDU einzutreten – damals noch die alte Blockpartei. Lämmel: „Aus-
schlaggebend für uns war, dass die CDU in der Bundesrepublik als einzi-
ge Partei an der deutschen Einheit festgehalten hatte.“
Nach der Einheit ging es für Lämmel schnell aufwärts. Referatsleiter im
sächsischen Wirtschaftsministerium, Abteilungsleiter bei der Wirtschafts-
förderung Sachsen, 1994 bis 2005 CDU-Abgeordneter im Landtag, da-
nach Bundestagsmandat – stets im Wirtschaftsausschuss, in dem Läm-
mel seit 2009 Obmann der Unionsfraktion ist. Geschockt wurde er von
der deftigen Wahlniederlage bei der Bundestagswahl im September
2017, als die CDU in Sachsen mit 26,9 Prozent hinter die AfD fiel. Bei der
Direktwahl in seinem Dresdner Wahlkreis verlor Lämmel 18 Prozent.
„Das war im Wahlkampf nicht so erkennbar. Den Bürgern waren die
Flüchtlingspolitik und innere Sicherheit wichtig. Da hat die Berliner Par-
teispitze nicht immer klare Positionen gehabt.“ Lämmel gelobt Besse-
rung. Er gehörte im Januar 2017 zu den Unterzeichnern eines Briefs von
Unions-Abgeordneten an Kanzlerin Angela Merkel (CDU), in dem ihr
„Wir schaffen das“-Kurs kritisiert wird. Lesen, Wandern und Motorrad-
fahren sind die Hobbys des zweifachen Familienvaters. Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Es war klar, dass
1989 in der DDR etwas

passiert. Meine Frau und
ich haben entschieden,

jetzt oder nie.«
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Sie waren das Enzym
CONTRA Die 68er haben genervt. Sie haben sich in

x-autobiographischen Erzählungen zur Ge-
neration an sich stilisiert, an der gemessen
alle anderen Leichtgewichte waren, besten-

falls Epigonen. Sie waren talentierte, medienfixierte
Selbstdarsteller. Auch die Erzählung, dass sie im Al-
leingang die finstere postfaschistische, vermuffte Re-
publik entrümpelten, gehört zu dieser Selbstüberhö-
hung. Die „Fundamentalliberalisierung“, die Jürgen
Habermas diagnostizierte, geht nicht nur auf das
Konto einiger Aktivisten. Die 68er wären nicht erfolg-
reich gewesen, hätte die Republik sich nicht langsam
von einer fordistischen Industriegesellschaft in einen
postmodernen, individualistischen Konsumkapitalis-
mus verwandelt, hätte es keinen explodierenden Bil-
dungssektor, keine entstehende Popkultur und Frei-
zeitgesellschaft gegeben.
Aber in diesem Prozess waren sie ein Enzym, das das
Tempo beschleunigte und die Richtung änderte. Poli-
tisch sind die 68er mit ihrem verstockten Linksradi-
kalismus gescheitert, aber sie haben die Alltagskultur
verändert, die Sitten gelockert, das Geschlechterver-
hältnis entkrampft und mit einer Pädagogik gebro-
chen, in der das Kind nur Objekt war. Also einfach die
Fenster aufgemacht.
Die 68er haben vieles diskursiv verflüssigt. Keine Au-
torität war mehr selbstverständlich. Dass die Selbst-
reflexion Normalmodus der Gesellschaft wurde, liegt
auch an den 68ern.
Wie wäre die Republik ohne Revolte geworden?
Wahrscheinlich: steifer, langweiliger, leidenschaftslo-
ser. Nur weil die 68er sich narzisstisch lange größer
machten als sie es waren, müssen wir sie nicht klei-
ner machen. Strukturen allein machen keine Ge-
schichte, sondern Figuren, irrende, kluge, verrückte,
begeisterte Akteure.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 12.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Stefan Reinecke,
»die tageszeitung»
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GASTKOMMENTARE
»OFFENE GESELLSCHAFT« AUCH OHNE 68?

Etwas viel der Ehre
PRO Ja, sie haben ihre Nazi-Väter zum Reden ge-

zwungen. Ja, sie haben die freie Liebe propa-
giert und den Muff unter den Talaren aus den
letzten 1.000 Jahren gelüftet. Aber wäre unse-

re offene Gesellschaft ohne die 68er nicht entstan-
den? Bei allem Respekt vor der Zivilcourage der da-
maligen „Rebellen“ – ihnen ein halbes Jahrhundert
später diese fast historische Bedeutung zuzumes-
sen, wäre doch etwas viel der Ehre.
Die 68er haben sicher einen Anteil daran, dass wir
heute in einem modernen, weltoffenen und libera-
len Deutschland leben. Aber die meisten dieser po-
sitiven Prägungen gehen auf andere Ursachen zu-
rück. Dazu zählen breiter Wohlstand, föderale
Machtverteilung und ein funktionierender Rechts-
staat. Erst auf diesen Grundlagen gedeihen dann
Werte wie Bürgersinn, ehrenamtliches Engagement
und Zivilcourage.
Je besser ein Staat in diesem Sinne funktioniert, um
so mehr Raum entsteht schließlich für Respekt und
Toleranz – sei es gegenüber Religionen, Weltan-
schauungen oder Lebensstilen. Und nicht zuletzt:
Errungenschaften wie Gewaltfreiheit, Gleichberech-
tigung und Achtung vor der Natur fanden erst spä-
ter Eingang in den gesellschaftlichen Mainstream.
Außerdem waren die 68er nicht gewaltfrei und ge-
genüber anderen Meinungen auch nicht tolerant,
das wird bei der versuchten Heiligsprechung zum
50-jährigen Jubiläum gerne vergessen. Auf den
Straßen flogen Steine, in den besetzten Hörsälen
wurden Andersdenkende niedergebrüllt. Und ob die
sexuelle Revolution in den Kommunen wirklich der
wichtigste Beitrag zur Gleichberechtigung der Frau-
en war, kann auch bezweifelt werden. Insofern
möchte man den Alt-Linken zurufen: Genossen, bit-
te bleibt bescheiden!

Daniel Goffart,
»Focus«
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Herr Wieland, Benno Ohnesorgs Tod
1967 war für viele 68er ein Fanal. Sie
waren bei der Demonstration gegen den
Schah-Besuch – wie haben Sie das erlebt?
Ich habe das erste Mal solche Polizeigewalt
erlebt, die völlig aus dem Ruder lief, ge-
richtet gegen friedliche Studenten. Wir
standen gegenüber der Deutschen Oper in
dem Kessel, den der Polizeipräsident dann
zur Leberwurst erklärte, in die man hätte
hineinstechen müssen. Ich flüchtete dann
just in diesen Garagenhof, in dem Benno
Ohnesorg später erschossen wurde. Sah
noch rechtzeitig, dort gibt es keinen Aus-
gang, und erlebte daraufhin in der Krum-
men Straße den ersten Wasserwerfer-Ein-
satz meines Lebens. Und ich hörte auch
Schüsse. Wir konnten uns von dem Ge-
schehen kein Bild machen. Es wurde die
Nachricht verbreitet, ein Polizist sei ersto-
chen worden. Erst am nächsten Tag drang
durch das Radio die Wahrheit durch, der
Tod Benno Ohnesorgs. Das Gefühl bei al-
len war, das hättest auch du sein können.

50 Jahre später haben Sie eine Ent-
schuldigung des Berliner Senats ange-
mahnt. Kann die noch etwas heilen?
Erst als ich jetzt mit Benno Ohnesorgs
Sohn Kontakt hatte, wurde mir klar, was al-
les fehlt. Seine Mutter war ja mit ihm
schwanger, als der Vater erschossen wurde.
Es gab nie eine Entschädigung für die Fa-
milie; es fehlt immer noch eine Entschul-
digung des ganzen Senates – nur jetzt, im-
merhin, gab es die Entschuldigung des
heutigen Justizsenators. Da ist noch eine
Menge zu machen. Auch eine Platzbenen-
nung nach Benno Ohnesorg muss erfol-
gen. Das ist schon ein starkes Stück, dass es
das noch nicht gibt.

Nach Ohnesorgs Tod radikalisierten
sich viele, manche bis zum Terrorismus.
War das für Sie nachvollziehbar?
Das Ohnmachtsgefühl: ja. Ich selbst habe
den Weg der Gewalt aus Verstandesgrün-
den nie gewählt. Für mich war die Lehre:
Man darf Menschen nicht so in die Enge
treiben, dass sie denken, nur Gewalt ist der
Ausweg. Es gab ja diese Verzweiflung, nun
mit den Mitteln zurückschlagen zu müs-
sen, die gegen uns angewendet wurden.
Die Zahl derer, die den Weg in den Terror
gingen, war zwar im Promillebereich, aber
man muss ehrlicherweise auch sagen, dass
schon die Demonstrationen ab 1968 nicht
mehr friedlich waren, erstmals bei der
„Schlacht am Tegeler Weg“ in Berlin gab es
massenhaft Steinewerfer. Ein völliger Irr-
weg.

Jetzt hat die frühere RAF-Terroristin
Silke Maier-Witt einen Sohn von Hanns-
Martin Schleyer um Entschuldigung gebe-
ten für die Ermordung des Vaters.
Das war längst überfällig. Und überfällig
ist auch, dass diejenigen, die es wissen,
schildern, wie das abgelaufen ist. Dass die
Witwen und Kinder bis heute im Ungewis-
sen sind, wer ihre Männer und Väter er-
schossen hat, ist nicht akzeptabel. Das ist
für die Angehörigen nicht erträglich. Der
Staat hat oft besonnen reagiert mit vorzei-
tigen Haftentlassungen und Begnadigun-
gen, ohne dass diese Aufklärung des Ge-
schehens zur Bedingung gemacht wurde.
Hier besteht noch eine Bringschuld.

Andere 68er landeten in K-Gruppen,
Sie etwa in der maoistischen KPD/AO.
Winfried Kretschmann, heute Minister-
präsident, wertete das einmal im Rück-
blick als „Verirrungen“. Trifft es das?
Ja, trifft es. Bei mir war es der kommunisti-
sche Studentenverband. Dem lag ohne Fra-
ge eine völlig falsche Einschätzung der chi-
nesischen Kulturrevolution zugrunde. Wir
hielten sie für eine antiautoritäre Fortset-
zung der Revolution in der Hoffnung, da-
mit würden alle negativen Erstarrungen
wie in Osteuropa beseitigt. Die Schikanen,

die Gewalttaten bis hin zum Mord, auch
die politische Instrumentalisierung, sah
man nicht oder wollte sie nicht sehen. Erst
als sich die Berichte über die „killing
fields“ in Kambodscha bestätigten, führte
das für mich und viele andere zu einem to-
talen Bruch. Seitdem bin ich, um wen es
auch immer als „Menschheitsbefreier“
geht, absolut skeptisch. Ironisierend kann
man sagen, der Maoismus hat mich we-
nigstens davor bewahrt, die DDR gut zu
finden.

Sie haben dann 1978 die Grünen mit-
gegründet in Berlin, saßen zunächst lan-
ge Zeit im Landesparlament, dann im

Bundestag. War das auch eine Konse-
quenz aus ’68?
Ich denke, ja. Themen wie die NS-Vergan-
genheit und der Umgang damit waren ein
Kontinuum bei der Kritik an den „etablier-
ten Parteien“, wie wir sie nannten. Das
wollten wir anders machen. Zwar war ’68
noch keine ökologische Bewegung, aber
die Bereitschaft, diese neuen Fragen aufzu-
nehmen und so zum Beispiel gegen den
Atomstaat Front zu machen, fußt auf ‘68.
Auch war klar, dass im Umgang miteinan-
der dieses alte K-Gruppen-Sektierertum
endgültig vorbei sein musste zu Gunsten
einer neuen Offenheit. Das neue Politik-
machen hatte oft auch experimentellen

Charakter. Das hat in Berlin lange sehr gut
geklappt; im Bund ist schnell diese Realo-
Fundi-Spaltung aufgetreten. Dem liegt die
uralte Frage zugrunde, wie realpolitisch,
wie weit der Wirklichkeit stattgebend muss
eine Partei sein und wie weit die Wirklich-
keit verändernd soll sie sein. Wer weiß,
welchen Kurs er fährt und welche Ziele er
hat, kann auch Umwege und Tempoverzö-
gerungen in Kauf nehmen. Verrat schreit
eigentlich immer nur, wer seiner Sache
nicht sicher ist und denkt, die Alternative
sei 100 Prozent oder gar nicht.

Sie sagten, der Maoismus habe Ihnen
geholfen, wenigstens die DDR nicht gut
zu finden. Die Ereignisse im Ostblock
1968 hatten Sie davor nicht bewahrt?
Dagegen haben wir damals demonstriert
mit dem SDS, dem Sozialistischen Deut-
schen Studentenbund. Prag, der Prager
Frühling, der sowjetische Einmarsch dort,
das war ein ganz großes Thema für uns.
Wir sind demonstrierend zu den Grenz-
übergängen gegangen, weiter kamen wir
nicht. Und jedenfalls in Berlin war der
Moskau-hörige Flügel des SDS verschwin-
dend klein. Vorherrschend war der antiau-
toritäre Flügel mit vielen, die aus der DDR
gerade abgehauen waren. Entsprechend
scharf kritisierte man auch die Verhältnisse
in der DDR.

Und später?
Später hat es sich geändert – also nicht bei
mir, wir haben dann auch als AL die DDR-
Opposition nach Kräften unterstützt. Aber
in der alten Bundesrepublik wurden der
MSB Spartakus und andere recht stark und
haben versucht, an die Friedensbewegung
anzudocken, zum Teil auch mit Erfolg. Es
floss ja auch eine Menge Geld aus Ost-Ber-
lin. Als Fazit: Ganz wenige gingen in Rich-
tung Terrorismus, einige in Richtung DKP
oder K-Gruppen, ein bedeutender Teil
auch zu den Jusos – und das Gros tat we-
der das eine noch das andere. Das sind die
vielen, die dann eben auf ihrem ganz nor-
malen Lebensweg die Republik total geän-
dert haben.

Wie das?
’68 ist ja nicht wegen der RAF oder den
K-Gruppen immer ein Thema, sondern
weil ’68 zwar von den kurzfristigen Zielen
kein einziges erreicht hat, aber langfristig
die ganze Gesellschaft änderte. Wir haben
das ja auch immer als Vorwurf gehört; et-
wa, dass heute niemand mehr Respekt vor
Lehrern, vor Polizisten habe, liege an ’68.

Was ist geblieben von ’68?
Ein ganz anderes Selbstbewusstsein des
Bürgers: dass er sich traut, viele Dinge in
die eigene Hand zu nehmen. Erst ’68 ende-
te der Obrigkeitsstaat. In den Medien, den
Schulen, den Universitäten kehrte ein an-
derer Geist ein, mit zeitlicher Verzögerung
auch in der Wirtschaft und selbst bei Poli-
zei und Justiz.

Heute ist auch die AfD im Bundestag
– klar gegen das ’68er Deutschland“ posi-
tioniert. Sehen Sie da ein „Roll back“?
Nein. Das ’68er Deutschland ist heute so
stark – da werden sie sich wundern, mit
wem sie es da aufnehmen müssen.

Die Fragen stellte Helmut Stoltenberg. T

Wolfgang Wieland (69) gehörte von
1987 bis 2004 mit kurzer Unterbrechung

dem Abgeordnetenhaus von Berlin an
und von 2005 bis 2013 dem Bundestag.

2001/02 war er Berliner Justizsenator.
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CHRONIK 1967/68

Januar 1967 In West-Berlin gründen
mehrere Männer und Frauen die „Kommu-
ne 1“ als Gegenentwurf zum bürgerlichen
Familienmodell, lehnen Privateigentum
ebenso wie das Leistungsprinzig ab und
propagieren statt desssen das Lustprinzip.
Mit provokanten Aktionen geben sich die
Kommunarden als „Bürgerschreck“ Die
„Kommune 1“ löst sich 1969 auf.

2. Juni 1967 Bei einer Demonstration
während des Staatsbesuchs von Schah
Mohammad Reza Pahlavi in West-Berlin
erschießt der Polizeibeamte Karl-Heinz
Kurras den Studenten Benno Ohnesorg. In
der Folge gewinnt die Studentenbewe-
gung an Breite und radikalisiert sich.

9. November 1967 Während der Rekto-
ratsübergabe an der Universität Hamburg
enthüllen Studenten ein Transparent mit
der Aufschrift „Unter den Talaren der Muff
von 1.000 Jahren“, das sie vor den Profes-
soren hertragen und so gegen die Studi-
enbedingungen sowie eine mangelnde
Aufarbeitung der NS-Zeit protestieren. Die
Parole wird ein Kernslogan der Protestbe-
wegung.

17./18. Februar 1968 Auf Einladung des
Sozialistischen Deutschen Studentenbun-
des (SDS) findet im Westteil Berlins ein in-
ternationaler Vietnamkongress statt, der
sich insbesondere gegen den Vietnam-
krieg der USA und deren „Imperialismus“
richtet und den Sieg der „sozialistischen
Weltrevolution“ beschwört. Am zweiten
Tag der Veranstaltung ziehen etwa 12.000
Demonstranten auf einem Protestmarsch
durch West-Berlin.

2. April 1968 In zwei Kaufhäusern in
Frankfurt am Main werden unter anderem
von den späteren Mitbegründern der ter-
roristischen „Rote Armee Fraktion“ (RAF),
Andreas Baader und Gudrun Ensslin, drei
Brände gelegt, die nachts ausbrechen. Die
Brandstifter werden zu drei Jahren Ge-
fängnis verurteilt.

11. April 1968 Der APO-Vorkämpfer Rudi
Dutschke wird auf dem Berliner Ku’Damm
von einem Hilfsarbeiter durch drei Schüsse
lebensgefährlich verletzt. Eine anschlie-
ßende Demonstration vor dem Gebäude

des Springer-Verlags, dessen Medien der
Hetze gegen die Protestbewegung be-
schuldigt werden, eskaliert in schweren
Auseinandersetzungen mit der Polizei. In
den folgenden Tagen weiten sich die Kra-
walle auf westdeutsche Städte aus; die
„Osterunruhen“ gelten als die schwersten
Auseinandersetzungen, die die Bundesre-
publik bis dahin erlebt hat. Dutschke stirbt
1979 an den Spätfolgen des Anschlags.

11. Mai 1968 Bei einem „Sternmarsch
auf Bonn“ protestieren mehrere zehntau-
send Menschen gegen die von der Großen
Koalition geplanten Notstandsgesetze, die
von der APO massiv bekämpft wurde. Die
Gesetze werden am 30. Mai vom Bundes-
tag mit Zweidrittel-Mehrheit verabschie-
det.

13. September 1968 Auf einem SDS-
Kongress in Frankfurt kritisiert eine Vertre-
terin des zu Jahresbeginn gegründeten
„Aktionsrates zur Befreiung der Frau“,
dass der SDS auch selbst die Diskriminie-
rung der Frauen verdränge. Als die Män-
ner eine Diskussion darüber verweigern,
wirft eine Studentin Tomaten auf einen
von ihnen – was als Startsignal der neuen
Frauenbewegung gilt.

4. November 1968 Eine Demonstration
gegen ein Ehrengerichtsverfahren am Ber-
liner Landgericht gegen den APO-Anwalt,
späteren RAF-Mitbegründer und heutigen
Rechtsextremisten Horst Mahler artet zur
sogenannten „Schlacht am Tegeler Weg“
aus, nach der am Ende von 130 verletzten
Polizisten und 22 Studenten die Rede sein
wird. Beobachter sehen in der Straßen-
schlacht den Wende- oder Endpunkt der
68er Bewegung. sto T
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Monate der Rebellion
AUFSTAND Junge Intellektuelle lehnten sich energisch auf gegen den Gestus des Obrigkeitsstaats

E
in Foto macht Geschichte: Ei-
ne Frau mit schwarzem Um-
hang kniet neben dem hinge-
streckten Körper eines jungen
Mannes; mit den Händen hält
sie seinen Kopf. In ihrem Ge-

sicht spiegelt sich Entsetzen, der Mund
scheint zum Schrei geöffnet. Das Bild ver-
mittelt die ganze Hilflosigkeit des Augen-
blicks, zugleich die beklemmende Drama-
tik eines furchtbaren Ereignisses.
Dieses Foto, mehr als 50 Jahre alt, zählt
zum ikonischen Gedächtnis der Bundesre-
publik. Es dokumentiert den Tod des Stu-
denten Benno Ohnesorg bei einer De-
monstration am 2. Juni 1967 in West-Ber-
lin. Wer heute über „68“ oder die 68er re-
det, muss eigentlich bei diesem Datum be-
ginnen. Denn es markiert einen Wende-
punkt – und dazu hat das Foto wesentlich
beigetragen: Die westdeutsche Studenten-
bewegung, deren Aktionen
bislang in der Öffentlich-
keit eher nebensächlich be-
achtet worden waren, geriet
zu einem relevanten Faktor
für Politik und Gesellschaft.

Blutiges Getümmel Über
dem 2. Juni 1967 lag in
West-Berlin von Anfang an
spürbare Spannung. Der
Schah von Persien, Reza
Pahlevi, und seine Frau Fa-
rah Diba hatten sich zum
Staatsbesuch angesagt. Bei
der Vorfahrt am Rathaus Schöneberg kam
es zum Eklat: Als unter den Schaulustigen
studentische Demonstranten mit Plakaten
und Parolen gegen das repressive System
im Iran protestierten, gingen herbeigekarr-
te „Jubelperser“ mit Holzlatten auf die
Menschen los. Bei der Aufführung von Mo-
zarts „Zauberflöte“ am Abend in der Deut-
schen Oper randalierten abermals Studen-
ten, diesmal flogen auch Eier, Tomaten
und Steine. Nachdem die Hoheiten mit
dem deutschen Präsidentenpaar Heinrich
und Wilhelmine Lübke im Opernhaus ver-
schwunden waren, begann das massive Po-
lizeiaufgebot eine brutale Attacke auf die
Menschenmenge. Polizeipräsident Erich
Duensing beschrieb später die Taktik so:
„Nehmen wir die Demonstranten als Le-
berwurst, dann müssen wir in die Mitte hi-
neinstechen, damit sie an den Enden aus-
einanderplatzt.“ In dem blutigen Getüm-
mel zog Karl-Heinz Kurras, Polizeibeamter
in Zivil, seine Pistole und schoss. Er traf
Ohnesorg am Hinterkopf.
Als dieser zusammensank, beugte sich die
Studentin Friederike Dollinger über den
26-Jährigen, der später seinen Verletzungen
erlag. Kurras, Waffennarr und nach späterer
Erkenntnis Spitzel der ostdeutschen Stasi,
argumentierte mit Notwehr – und kam da-
mit bei zwei Prozessen durch.
„Es war ein Schock“, erinnert sich Uwe
Timm, Schriftsteller und Schulfreund Oh-
nesorgs, „und erst langsam erreichten mich
die Details seines Todes; damit wuchs mei-
ne Empörung.“ Und der damalige Aktivist
und spätere Journalist Klaus Hartung
spricht von einem Schlüsselereignis. „Wa-

rum? Weil sich diese Erfahrung, mit dem
Rücken zur Wand zu stehen, ins Unerträg-
liche steigerte.“ Er sieht den 2. Juni als
„Wende von der Ohnmacht zur Allmacht“.
Empörung und Ohnmacht: Diese Empfin-
dungen hatten die Studenten schon zuvor
auf die Straßen getrieben. Besonders in
den Universitätsstädten, in Berlin, in
Frankfurt, München, Hamburg, Köln, Mar-
burg, Göttingen; zu ihren inhaltlichen An-
fängen gehörten Forderungen nach Verän-
derungen in der verkrustet-hierarchischen
Hochschulpolitik. „Unter den Talaren Muff
von 1.000 Jahren“ – in diesem Spruchband
der Studenten beim Rektoratswechsel an
der Universität Hamburg im November
1967 kulminierte der kollektive Frust gan-
zer Kommilitonen-Generationen.

Kerntruppe der APO Doch allmählich ge-
sellten sich zur Auflehnung gegen die straf-

fen Schichtungen und her-
rischen Charaktere im uni-
versitären Bereich auch Be-
strebungen nach einer
Überwindung der rück-
ständigen und autoritären
Strukturen in Staat und
Gesellschaft. Das verstärkte
sich 1966 mit der Bildung
der Großen Koalition, die
Union und SPD vor allem
zur Verabschiedung der
umstrittenen Notstandsge-
setze eingingen. Sie war
Auslöser der „Außerparla-

mentarischen Opposition“ (APO), einem
lockeren Bündnis, in der jedoch die Stu-
dentenbewegung einen gewichtigen Part
spielte. Hier entwickelte sich besonders der
Sozialistische Deutsche Studentenbund
(SDS) zur organisatorischen und strategi-
schen Kerntruppe der APO. Vormals als so-
zialdemokratischer Nachwuchsverband ge-
gründet, hatte die SPD-Führung diesen Ab-
leger längst verstoßen, als er sich in den
1960er Jahren in eine linksorientierte und
antiautoritäre Gliederung wandelte. West-
Berlin bildete eine Hochburg des SDS,
nicht zuletzt wegen der charismatischen
Führungsfigur Rudi Dutschke. So schien es
fast selbstverständlich, dass sich der SDS
nach Ohnesorgs Tod in eine leidenschaftli-
che, gar schneidige Leitfunktion katapul-
tierte: Nun war Revolution angesagt.
Dem Fieber nach radikaler Veränderung
war eine beträchtliche Inkubationsphase
vorausgegangen. Ende der 1950er und An-
fang der 1960er Jahre wurden die Defizite
des restaurativen Gesellschaftsklimas und
die patriarchalischen Formen der Herr-
schaftsausübung, wie sie für die späte
Adenauer-Ära kennzeichnend waren, im-
mer spürbarer. Vor allem jüngere Intellek-
tuelle formulierten Widerspruch. Die Kritik
entzündete sich oft an der institutionellen
Demokratie, in die sich die Bonner Repu-
blik recht bequem eingerichtet hatte. Das
neue Staatswesen funktionierte von oben,
der traditionelle Gestus des deutschen Ob-
rigkeitsstaats feierte wieder fröhliche Ur-
ständ. Partizipation und Emanzipation
galten als unzulässiger Ehrgeiz, Konflikt
und Disput als verwerfliche Untugend.

So mehrten sich die „Vorboten des Wan-
dels“. 1962 kam die Bundesregierung mit
der „Spiegel“-Affäre in eine Legitimations-
krise: Die Polizeiaktion gegen das Magazin
mobilisierte massive Gegenkräfte in der
Öffentlichkeit, die alle früheren Proteste in
den Schatten stellten, etwa die Demonstra-
tionen der 1950er Jahre gegen die Wieder-
bewaffnung oder die Ostermärsche gegen
den „Atomtod“. Die Attacke auf die Presse-
freiheit, schien es, hatte die kritische Intel-
ligenz wachgeküsst.
Die intellektuelle Szene gewann insgesamt
an Relevanz. Der Soziologe Ralf Dahren-
dorf erregte gehörig Aufsehen mit dem Ruf
nach mehr Konfliktbereitschaft und Frei-
heitsräumen. Der Philosoph Jürgen Haber-
mas mahnte, Demokratie verwirkliche sich
erst in einer „Gesellschaft mündiger Men-
schen“. Auch Bildung und Erziehung gerie-
ten unter Beschuss. Der Pädagoge Georg
Picht konstatierte eine „Bil-
dungskatastrophe“, Dah-
rendorf forderte: „Bildung
ist Bürgerrecht“. Die Litera-
tur machte die NS-Zeit und
ihre Nachwirkungen zum
Sujet, die „Gruppe 47“ sah
sich als zeitkritischer Im-
pulsgeber.

Tabubruch Das Tabu der
NS-Vergangenheit, still-
schweigender Konsens der
Nachkriegsjahre, wurde ge-
brochen; mehrere Gerichts-
verfahren legten die Massenverbrechen des
Nazi-Systems schonungslos offen. Dem Ul-
mer Einsatzgruppenprozess von 1958 folg-
ten der Eichmann-Prozess in Jerusalem
1961 und ab 1963 die Auschwitz-Prozesse
in Frankfurt. Sie machten einer breiten Öf-
fentlichkeit bewusst, dass die nationalso-
zialistischen Schandtaten nicht – wie bis-
lang meist geschehen – lediglich einer klei-
nen Clique um Hitler zugeschoben werden
konnten, sondern unter Beteiligung um-
fangreicher deutscher Tätergruppen gesche-
hen waren.

In diesen Konstellationen formierte sich
die 68er-Bewegung. Sie war zugleich Teil
eines Generationenkonflikts, der durch
viele Industriestaaten schwappte. Vorreiter
waren die USA und dort die University of
California in Berkeley. Aus einem Streit um
Redefreiheit – der farbige Vorkämpfer Mal-
colm X durfte auf dem Campus nicht spre-
chen – entwickelte sich eine Kampagne ge-
gen Rassendiskriminierung, den Vietnam-
krieg und Benachteiligungen der „Dritten
Welt“, für Bürgerrechte und Emanzipation.
Die Rebellion erfasste andere US-Hoch-
schulen, sprang dann nach Europa über.

Gewalt Zwar verstand sich die deutsche
Studentenbewegung als Teil des weltweiten
Protestes, gefühlsmäßig wie thematisch,
doch stimulierte ein singuläres Merkmal
ihren Aktionismus: der Umgang der bun-
desdeutschen Gesellschaft mit der NS-Ver-

gangenheit, deren Be-
schweigen und Verdrängen.
Die Jüngeren stellten harte,
ja rüde Fragen an die El-
terngeneration, zu deren
Verstrickungen in das Nazi-
System und Versäumnissen
bei der Aufarbeitung. Das
bekam auch Gewicht, weil
führende Köpfe der Stu-
dentenbewegung Verglei-
che zwischen der Gegen-
wart und der NS-Diktatur
zogen, um auf den Fortbe-
stand autoritärer und fa-

schistischer Strukturen zu schließen.
Dabei sollte eine Frage die 68er nicht mehr
verlassen, in allen Diskursen und Debat-
ten, und stand auch am Zerfall Ende 1969:
die Frage von Gewalt in der politischen
Kontroverse. Mit der Radikalisierung nach
Ohnesorgs Tod, der Suche nach Aktions-
formen jenseits von Provokation und Pro-
test wurden die Grenzziehungen immer
undeutlicher, bis zur elenden Unterschei-
dung zwischen „Gewalt gegen Sachen“ und
„Gewalt gegen Personen“. Aus Revolutions-
parolen erwuchsen Allmachtsphantasien.

Diese Linie zog sich vom SDS-Treffen über
„Bedingung und Organisation des Wider-
standes“ im Juni 1967 in Hannover über
die umjubelten Auftritte des deutsch-ame-
rikanischen Philosophen Herbert Marcuse
vom „Ende der Utopie“ im Juli 1967 bis
zum hoch emotionalen Vietnam-Kongress
im Februar 1968. Flugblätter und Publika-
tionen heizten die Stimmung an. Am
2. April 1968 legten Andreas Baader und
Gudrun Ensslin in zwei Frankfurter Kauf-
häusern Brandsätze: Die spätere Rote Ar-
mee Fraktion (RAF) gab ihren brutalen
Einstand auf dem Weg in den mörderi-
schen Terrorismus.

Menetekel Aber auch auf den Straßen
steigerte sich die Wut. Als Josef Bachmann,
ein junger Arbeiter mit kruden rechtsradi-
kalen Vorstellungen, am 11. April 1968, ei-
nem Gründonnerstag, ein Attentat auf Ru-
di Dutschke vor der Berliner SDS-Zentrale
verübte, bebte die Republik. Die anschlie-
ßenden Oster-Unruhen in vielen westdeut-
schen Städten wurden als die heftigsten
Gewaltausbrüche der Nachkriegszeit regis-
triert. Konservative Politiker sprachen von
Bürgerkriegszuständen. „Enteignet Sprin-
ger“ – so lautete die Kampagne von den
Studentenführern, die sie vor allem gegen
„Bild“ betrieben, wegen der schon lange
tendenziellen, sogar bösartigen Berichter-
stattung. Sie erlebte einen exzessiven Hö-
hepunkt: Am Berliner Verlagshaus zersplit-
terten Scheiben, Zeitungswagen wurden
blockiert und angezündet.
Als der Bundestag am 30. Mai 1968 die
Notstandsgesetze verabschiedete, verrinn-
selte langsam der Widerstand. Ein letztes
Aufbäumen in Berlin geriet zum Desaster.
Als Anfang November Studenten wegen ei-
nes Ehrengerichtsverfahrens gegen den lin-
ken Anwalt und späteren Rechtsextremis-
ten Horst Mahler aufbegehrten, artete die
Konfrontation mit der Polizei in eine Ge-
waltorgie aus. Zurück blieben 130 verletzte
Polizisten und 22 Demonstranten.
Diese „Schlacht am Tegeler Weg“ geriet
zum denkwürdigen Menetekel: Die Revo-
lution hatte sich verschlissen. Manche Ak-
tivisten sammelten sich in den K-Gruppen
sowjetischer oder maoistischer Prägung;
andere widmeten sich den neuen sozialen
Bewegungen etwa der Umweltschützer, der
Feministinnen; der größte Teil trat den
„Marsch durch die Institutionen“ an, dies
vor allem in den Reihen der Sozialdemo-
kratie.
Was brachte 68? Gewiss, der politische
Überschwang mit seinen ideologisch-dog-
matischen Ansprüchen lief ins Leere, doch
spricht der Chronist des „roten Jahrzehnts“
von 1967 bis 1977, Gerd Koenen, zu Recht
von einer „kleinen deutschen Kulturrevolu-
tion“. Tatsächlich veränderte sich in den
1970ern das Lebensgefühl im Lande, vor
allem bei den Heranwachsenden. Die Bio-
graphien verliefen nach anderen Mustern,
individuell wie kollektiv. Und politische
Reformen lösten so manche Forderung der
68er getreulich ein. Heinz Verfürth T

Der Verfasser arbeitet als Journalist
und Buchautor in Berlin.

Studenten protestieren im Mai 1968 in Bonn gegen die umstrittenen Notstandsgesetze der Großen Koalition, die wenig später vom Bundestag dennoch verabschiedet werden. © picture-alliance/dpa
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2. Juni 1967: Friederike Dollinger mit dem sterbenden Benno Ohnesorg © picture-alliance/dpa

Aus
den

Revolutions-
parolen

erwuchsen
Allmachts-
phantasien.

Rudi Dutschke

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a



4 DIE 68ER Das Parlament - Nr. 2-3 - 08. Januar 2018

Väter der Revolution
VORDENKER Intellektuelle wie Adorno oder Horkheimer lieferten den Studenten das theoretische Fundament. Glücklich waren sie damit nicht immer

Man kann den 68ern vieles vorwerfen.
Theorieferne aber gehört nicht dazu: Selten
habe eine akademische Generation „so
energisch auf den Lektürekanon unter
Gleichaltrigen geachtet wie die Studieren-
den der Jahre 1965 bis 1970“, schreibt der
Publizist Jürgen Busche, der zur Protestbe-
wegung geforscht und geschrieben hat. Die
Bücher von Philosophen wie Bloch, Mar-
cuse und Adorno hätten sich – oft als
Raubkopien – auf den Bücherständen in
den Universitäten gestapelt.
Tatsächlich produzierten allein die beiden
wichtigsten Sprecher des „Sozialistischen
Deutschen Stundentenbunds“ (SDS), Rudi
Dutschke und Hans-Jürgen Krahl, Dutzen-
de von Papieren, in denen sie sich mit den
Gedanken ihrer Lehrer und Vorbilder aus-
einandersetzten – die sie aber auch unge-
hemmt als Versatzstücke einer ganz eige-
nen Weltsicht nutzten, unabhängig von der
Intention ihrer Urheber.
Zu den wichtigsten Stichwortgebern für die
studentische Revolte gehörten zweifellos
die Begründer der so genannten Frankfur-

ter Schule: Theodor Adorno und Max
Horkheimer, zwei Soziologen des Frank-
furter Instituts für Sozialforschung, die
nach der Machtübernahme der National-
sozialisten in die USA emigrierten und
nach dem Krieg zurückkehrten. Ihre so ge-
nannte Kritische Theorie wurde von
Dutschke, Krahl und anderen Theoretikern
der Studentenbewegung schier aufgesogen.
Aus ihren Werken „Dialektik der Aufklä-
rung“, „Zur Kritik der instrumentellen Ver-
nunft“ und „Negative Dialektik“, in denen
sie unter Bezugnahme auf Karl Marx eine
Kritik der bürgerlichen Gesellschaft und
des Spätkapitalismus formulierten, leite-
ten die Studenten Handlungsempfehlun-
gen ab. Krahl gab zu Protokoll, die Kriti-
sche Theorie seiner Frankfurter Lehrer ha-
be der politischen Intellektuellenbewe-
gung die Begriffe vermittelt, „die unaus-
drücklich den veränderten geschichtlichen
Bedingungen der revolutionären Situation
in den Metropolen entsprechen“. Sowohl
Dutschke als auch Krahl bekannten, die
Protestbewegung ziehe praktische Konse-
quenzen aus der Kritischen Theorie.
Glücklich waren die Gelehrten damit
nicht: Weil er kritisch über bestimmte As-
pekte der Gesellschaft geschrieben habe,
sagt etwa Horkheimer, könnten sich die
Studenten auf ihn berufen. „Was mich von
der Studentenbewegung unterscheidet, ist

meine Überzeugung, dass heute eine Revo-
lution im Westen die Gesellschaft nicht
verbessern, sondern, indem sie zur Dikta-
tur führen müsste, wesentlich verschlim-
mern würde.“ Die Protestformen und Ak-
tionen der Studentenbewegung waren
Adorno und Horkheimer fremd, vor allem
unterschieden sich Lehrer und Schüler in
ihrer Einschätzung der USA: Sahen die Stu-
denten die Vereinigten Staaten durch ihren
Krieg in Vietnam als Erben des Faschismus,

betonte Max Horkheimer 1967, „dass wir
hier nicht zusammen wären und frei reden
könnten, wenn Amerika nicht eingegriffen
hätte und Deutschland und Europa vor
dem furchtbarsten totalitären Terror geret-
tet hätte“. Der Konflikt eskalierte, als Stu-
denten 1969 das Institut für Sozialfor-
schung besetzten und die Direktoren da-
raufhin die Polizei zu Hilfe riefen.
Deutlich glücklicher mit seiner Rolle als
Ideengeber der Studentenbewegung war
Herbert Marcuse. Der Soziologe, der mit
Adorno und Horkheimer emigriert war,
wurde mit seinen Hauptwerken „Eros and
Civilization“, „One-Dimensional Man“
und den „Schriften zur Repressiven Tole-
ranz“ zum Vorbild der Bewegung. Der
68er-Experte Wolfgang Kraushaar schreibt
in seiner Chronik der Bewegung, Marcuse
sei bei einer Vortragsreihe an der Freien
Universität Berlin „wie der Messias eines
neuen Zeitalters begrüßt“ worden. Die Stu-
denten leiteten aus dem „Naturrecht auf
Widerstand“, das er für unterdrückte Min-
derheiten formulierte, die Legitimation für
ihr handeln ab. Sie schlossen sich Marcuses
Sichtweise an, dass Terror unter bestimm-
ten Umständen nicht nur legitim, sondern
gar geboten sei.
Deutlich schwieriger war das Verhältnis
zum vierten Vertreter der Kritischen Theo-
rie, Jürgen Habermas. Zwar wussten die

Studenten ihn an ihrer Seite, wenn es um
die Forderung ging, das Bildungswesen zu
reformieren. Aber seine Warnung vor der
„verhängnisvollen Strategie“ der Protestie-
rer, die zu einer „Scheinrevolution“ und
„linkem Faschismus“ führen könne – ein
Begriff, den er später zurücknahm – trübte
das Verhältnis nachhaltig.
Auch die Werke Sigmund Freuds und der
Psychoanalytiker Alexander und Margarete
Mitscherlich wurden in der Bewegung rezi-
piert, ebenso wie die Schriften des franzö-
sischen Philosophen Jean-Paul Sartre. Wie
Marcuse sprach Sartre mit Bezug auf Fried-
rich Engels von der Gewalt als Geburtshel-
ferin der Geschichte und kritisierte den Ko-
lonialismus als brutalste Form der Ausbeu-
tung – Wasser auf die Mühlen der Studen-
ten, die sich als Kämpfer an der Seite der
unterdrückten Massen in Lateinamerika sa-
hen. Ohnehin ist die Spezifik im Verhält-
nis zwischen den 68ern und ihren intellek-
tuellen Vorbildern, dass aus deren Schrif-
ten allein das genutzt wurde, was die eige-
ne Haltung bestärkte. Zum Schluss fraß die
Revolution ihre Väter. So fragte Fritz Teufel:
„Was soll uns der alte Adorno und seine
Theorie, die uns anwidert, weil sie uns
nicht sagt, wie wir diese Scheiß-Uni am
besten anzünden und einige Amerikahäu-
ser dazu – für jeden Terrorangriff auf Viet-
nam eines.“ Susanne Kailitz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Der Soziologe Theodor Adorno war ein
wichtiger Stichwortgeber der Revolte.
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ie 68er waren mehr als ei-
ne politische Opposition.
Allen Beteiligten ging es
darum, das enge Korsett
der Adenauer-Gesell-
schaft zu sprengen, die

unhinterfragten Autoritäten von ihren So-
ckeln zu stürzen und die Deutschland seit
Jahrzehnten prägenden Werte und Sekun-
därtugenden wie Fleiß, Disziplin und Un-
terordnung zu ersetzen: durch Weltoffen-
heit, eine neue Kommunikationskultur
und eine Vielfalt an Lebensstilen. Während
sich der politische Kern der 68er daran
machte, die Strukturen nachhaltig zu ver-
ändern, fokussierten andere auf das Hier
und Jetzt, den individuellen Lebensstil der
Jungen. Neben der eher asketisch lebenden
Theorie-Fraktion, für die vor allem der Na-
me Rudi Dutschke stand, bildete sich mit
der „Kommune I“ als Zentrum eine hedo-
nistische Spaß-Fraktion heraus, die vor al-
lem durch ihre phantasievollen, ironischen
Aktionen irritierte und so aufklärerisch
wirken wollte. Die von Dieter Kunzelmann
1962 in München gegründete „Subversive
Aktion“ hatte von ihren geistigen Vätern
Adorno, Horkheimer und Marcuse (siehe
Text unten) gelernt, dass die moderne „re-
pressive Gesellschaft“ ihre Macht nicht
mehr durch die Drohung mit Polizei und
Justiz erhält, sondern durch die Verführung
zum Konsum. „Anstelle echter Befriedi-
gung ihrer Träume, Wünsche und Lust las-
sen die Menschen sich willig mit Ersatzan-
geboten aus Konsum und Illusionen ab-
speisen. Diese Angebote verfangen so gut,
dass die Menschen nicht mehr wie früher
nur durch offene Gewalt und fühlbare Un-
terdrückung bei der Stange gehalten wer-
den müssen. Die Rolle von Polizei und Ge-
fängnis haben Kino, Fernsehen, Konsum
und gesteuerte Freizeit übernommen.“ Be-
vor politische Veränderungen eine Chance
hätten, müssten die Menschen erst lernen,
ihre unterdrückten inneren Triebe – vor al-
lem die Sexualität – zu befreien.

Stete Provokation In der Praxis bedeutete
diese „Revolutionierung des Alltags“ die
Abschaffung des Privateigentums und -le-
bens. Propagiert wurden Kommunen statt
Kleinfamilien, freie Sexualität und Partner-
tausch. Das Lustprinzip wurde oberste Ma-
xime allen Handelns, das Beharren auf ein
„Intimleben“ galt als kleinbürgerliche Ver-
klemmtheit, die Klotüren wurden entfernt.
Die stete Provokation wurde lustvoll-revo-
lutionäre Praxis. Ein Revolutionär, der
nicht darauf bedacht sei, seine Eltern
durch unbürgerliche Kleidung und Haar-
schnitt vor den Kopf zu stoßen, sei noch
weitgehend seiner bürgerlichen Herkunft
verhaftet, hieß es.
Sieht man die Jugendlichen von damals
heute auf Fotos, ist ihre provozierende
Wirkung nicht mehr recht verständlich.
Doch waren es diese „Äußerlichkeiten“, die
auf einen Großteil der damaligen Jugend
eine viel stärkere Anziehungskraft ausüb-
ten als die Theoriedebatten der 1968er.
Erst die Verbindung von Flower Power und
politischem Protest, von Revolution, Sub-
kultur und Rockmusik zu einer politisch-
ästhetischen „Rebellion der Triebe“ zog
viele Jugendliche in ihren Bann und er-
zeugte ein dynamisches „Wir-Gefühl“, bei
dem die Erwachsenenwelt außen vor blieb.
Die Verschmelzung von Studentenprotest
und Jugendkultur erweiterte das Spektrum
der Revolte weit über das studentisch-intel-
lektuelle Milieu hinaus. Es entstand eine
antiautoritäre Musik- und Theaterszene, es
bildeten sich alternative Jugendzentren
und Ansätze einer linken Lehrlingsbewe-
gung. Der Anteil von Schülerinnen und
Schülern, die sich „oft und interessiert“ mit
Politik beschäftigten, stieg von 20 Prozent
im Jahre 1961 auf 52 Prozent 1968.
Musik spielte dabei eine zentrale Rolle. Die

Rock- und Pop-Musik der 1960er Jahre bot
Jugendlichen eine rebellische Identitätsvor-
lage für Kopf und Körper. Es waren nicht
nur die Texte, die viel von „Freiheit“ spra-
chen, sondern auch der Sound, der zu Be-
wegungen und körperlichen Ekstasen in-
spirierte, von denen selbst die Mehrheit
der gleichaltrigen Tanzschulenabsolventen
nicht zu träumen wagte. „Die Melancholie
und Zerstörungswut der Beatles waren die
Gefühle der Jugendlichen der Revolte der
ersten Stunde“, urteilte 1977 der Autor Pe-

ter Mosler. „‚Street fighting man‘, ‚Eve of
destruction‘ und ‚I can’t get no satisfaction‘
wurden die Lieder der zweiten Stunde der
Revolte in Berkeley, Paris, Berlin und
Frankfurt. Die wahren Propheten der Dis-
sent-Generation waren die Pop- und Rock-
Gruppen.“

Nahrung für den Geist Die bevorzugte
Musik der „Hippies“ und anderer, von ih-
nen inspirierter Jugendlicher war ein vom
Blues beeinflusster, auf einer kraftvollen,

oft virtuos beherrschten Leadgitarre auf-
bauender Heavy Rock à la Cream, Led Zep-
pelin oder Ten Years After, besonders aber,
wenn sich darin – wie im so genannten
Acid Rock – LSD- und andere psychedeli-
sche Erfahrungen widerspiegelten, wie bei
den Doors, Grateful Dead oder Jimi Hen-
drix. Frank Zappa war seit seiner Platte
„Freak Out“ (1966) der rebellische Gott al-
ler Underground-Fraktionen und betrach-
tete von Tausenden von Wohngemein-
schafts-(Klo-)Wänden den Wandel der Ge-

schichte. Man hörte LPs, nicht Singles, am
liebsten programmatische Themen- oder
Konzeptalben wie „Sergeant Pepper’s Lo-
nely Hearts Club Band“ von den Beatles.
Viele Produktionen erforderten eine voll
auf die Musik konzentrierte Zuhörerschaft.
Einzelne Songs wurden immer länger – et-
wa „Live Dead“ von Grateful Dead, der
gleich drei Plattenseiten füllte –, die Texte
wichtiger, zugleich aber auch abstrakter; sie
transportierten oft nur noch Traumbilder
und verweigerten sich der eindeutigen In-

terpretation. Bei Konzerten kamen kom-
plexe Lichtanlagen, Filmausschnitte, Dias,
Texteinspielungen vom Tonband zum Ein-
satz, asymmetrische Rhythmen und Verzer-
rereffekte machten Tanzen unmöglich. Die
Musik war immer mehr Nahrung für den
Geist, nicht für den Körper. Sie sollte über-
raschen und verunsichern und vielfältige
spirituelle Interpretationen ermöglichen.
Das Ziel der Hippies und anderen, von der
studentischen Revolte beeinflussten Ju-
gendlichen war eine antiautoritäre und
enthierarchisierte Welt. Ihr Blick richtete
sich weniger auf ein anderes System, wie
bei den studentischen Kadern und Polit-
gruppen jener Jahre, als auf die Verände-
rung des einzelnen Menschen. Der Kapita-
lismus habe den „natürlichen“ Menschen
von seinem eigentlichen Wesen entfremdet
und in konsumsüchtige „Plastic People“
(Frank Zappa) verwandelt. Die Waffe des
Systems war die Rationalität, die kalte Lo-
gik der Leistungs- und Warengesellschaft.
Das Gegenmittel der Hippies war spirituel-
le Intensität, Fühlen statt Denken.

Bunter Protest „Protest und Leben der
Hippies waren optimistisch, bunt, gewalt-
frei, fröhlich“, schreibt der Intendant und
Festivalleiter Dieter Jaenicke 1980. „Ihre
Ablehnung der westlichen Industriekultur
war total. Nicht Analyse, nicht Marx und
Marcuse waren interessant, sondern Intui-
tion, Spontanität, direkte Erfahrung. Krea-
tivität, Gemeinschaft und Freunde be-
stimmten die Hippies, sie versuchten zu
lernen, sich wieder über kleine Dinge zu
freuen: Tautropfen, Sonnenstrahlen, eine
Perle, Blumen, Farben – und sie veräußer-
lichten ihre Haltung in ihrer bunten Klei-
dung, in ihrem Lächeln, ihren Blumen.“
Um die Fähigkeit zum relaxten Genuss zu
steigern, nutzten die Hippies gerne Mari-
huana als Hilfsmittel. Aber auch das
(halb)synthetische Halluzinogen LSD
(„Acid“) sollte ihnen die „Pforten der
Wahrnehmung“ (Aldous Huxley) öffnen.
Auf ihren chemisch verstärkten Abenteuer-
reisen ins eigene Selbst entdeckten die
Hippies völlig neue Welten – vergaßen da-
rüber allerdings häufig die äußere Welt.
„Psychedeliker neigen dazu, sich sozial
passiv zu verhalten“, musste selbst LSD-
Prophet Timothy Leary zugestehen. So
stellten sie letztlich eher ein dankbares Re-
krutierungsfeld für neue religiöse Bewe-
gungen dar als eine „Reservearmee der Re-
volution“. So kritisierte denn auch der lin-
ke Berliner Extra-Dienst: „Die Hippies tra-
gen zur Verschönerung des Kapitalismus
bei, nicht zu seiner Abschaffung.“ Spätes-
tens mit dem Woodstock-Festival im Au-
gust 1969 wurde das Ende der Hippies ver-
kündet – der „Ausverkauf“ hatte begonnen.

Hysterische Reaktionen Die Hippies wa-
ren originär ein US-amerikanisches Phäno-
men, das sich in Deutschland jedoch nie
als größere eigenständige Bewegung entfal-
ten konnte. Auch wenn in den Medien –
und der späteren Geschichtsschreibung –
häufig nur von „den Hippies“ die Rede
war, so bildete sich hierzulande eher ein
breites Spektrum „alternativer“ Jugendkul-
tur heraus, deren Kennzeichen lange Haa-
re, Rockmusik, Jeans und eine ausgeprägte
Aversion gegen „Spießertum“ jeglicher Art
war. Sie waren vor allem auf der Suche
nach einem neuen, freieren Lebensstil. Erst
die bisweilen hysterische Reaktion der Er-
wachsenengesellschaft – lange Haare und
Jeans genügten häufig schon, in Geschäf-
ten nicht bedient und in Gaststätten nicht
hineingelassen zu werden – verwandelten
manche dieser Rebellen in politisch Enga-
gierte. Klaus Farin T

Der Autor ist freier Publizist in Berlin.
Er gründete 1998 das Berliner Archiv

der Jugendkulturen.

Bunter Protest: Hippies auf einem Musikfestival © picture-alliance/dpa

Blumen, Sex und LSD
JUGENDKULTUR Mit Jeans und langen Haaren rebellierten viele Jugendliche gegen
Bürgertum und Konsumgesellschaft. Das Lustprinzip wurde zur obersten Maxime

Anzeige

DAS WILL ICH 
ONLINE LESEN!
Jetzt auch als E-Paper.
Mehr Information. 
Mehr Themen. 
Mehr Hintergrund. 
Mehr Köpfe. 
Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de

Direkt 
zum E-Paper

p



Das Parlament - Nr. 2-3 - 08. Januar 2018 DIE 68ER 5

A
n der Freien Universität
Berlin versammelten sich
am 22. Juni 1966 aus Pro-
test gegen eine neu einge-
führte Zwangsexmatrikula-
tion an der juristischen Fa-

kultät 3.000 Studenten im Henry-Ford-Bau
zu einem Sit-in, dem sich ein Teach-in an-
schloss. Sie forderten die Abschaffung der
befristeten Zulassung, eine drittelparitäti-
sche Besetzung der Universitätsgremien
mit Professoren, Assistenten und Studen-
ten und die Aufhebung der neuen Raum-
vergabe-Richtlinien, die sie als Einschrän-
kung der Versammlungsfreiheit kritisierten.
Schon die Bezeichnung Sit-in und Teach-in
verweisen auf die Bürgerrechtsbewegung in
den Vereinigten Staaten.
Das erste Sit-in wurde von vier afroameri-
kanischen Studenten am 1. Februar 1960
in Greensboro (North Carolina) in einer
Kantine der Woolworth-Gruppe veranstal-
tet, die für Weiße reserviert war. Die von
dem pazifistischen „Student Nonviolent
Coordinating Committee“ (SNCC) organi-
sierte Aktion fand durch Medienberichte
auch in der Bundesrepublik Beachtung.
Nach dem ersten Sit-in organisierte die
amerikanische Bürgerrechtsbewegung in
den Südstaaten weitere Sit-ins in Restau-
rants, die Schwarzen den Zutritt verwehr-
ten, um gegen die Rassendiskriminierung
zu protestieren. Im ersten Halbjahr 1960
beteiligten sich über 50.000 Studenten an
den Aktionen. Die Anti-Apartheid-Bewe-
gung löste eine erste große Welle der Politi-
sierung an vielen US-Universitäten aus.
Die in diesem Zusammenhang 1960 ge-
gründete Organisation „Students for a De-
mocratic Society“ (SDS) wurde neben dem
SNCC zum Motor des Protests gegen Ras-
sendiskriminierung und überholte akade-
mische Konventionen. Zwei Jahre nach sei-
ner Gründung war die Mitgliederzahl des
SDS auf mehrere Zehntausend Aktivisten
angewachsen. Davon konnte der kleine
marxistische „Sozialistische Deutsche Stu-
dentenbund“ mit den gleichen Initialen,
aber nur 800 Mitgliedern 1962 nur träu-
men. In der SDS-Zeitschrift „neue Kritik“
veröffentlichte der Verband allerdings Be-
richte von deutschen Austauschstudenten
über die amerikanische Bürgerrechtsbewe-
gung, darunter 1965 einen Text des ehema-
ligen zweiten Bundesvorsitzenden Michael
Vester über „Die Strategie der direkten Ak-
tion“, in dem die amerikanischen Sit-ins
und Teach-ins als neue Formen der Basis-
demokratie beschrieben wurden.
Aufsehen erregten bei deutschen Junglin-
ken aber schon Ende der 1950er Jahre die
britischen Ostermärsche und Aktionen der
Campaign for Nuclear Disarmament
(CND). Seit ihrem ersten „Aldermaston
March“ für atomare Abrüstung 1958 war es
der CND gelungen, ihren Einfluss und ihre
öffentliche Wirkung auszudehnen und sich
neben den großen Parteien und Organisa-
tionen als politische Kraft zu etablieren.
Das von Nobelpreisträger Sir Bertrand Rus-
sell 1960 gegründete „Committee of 100“
demonstrierte auf dem Londoner Trafalgar
Square erstmals Formen des passiven Wi-
derstands, die durch die indische Antikolo-
nial-Bewegung Mahatma Gandhis inspi-

riert waren. Das Neue an der britischen Ab-
rüstungsbewegung bestand darin, dass ihr
Zusammenhang durch eine „freischweben-
de“ und diskutierende Intelligenz herge-
stellt worden war. Es war die aus der litera-
rischen Szene der „Angry Young Men“ her-
vorgegangene „New Left“, eine lockere Or-
ganisation von Linksintellektuellen, die
sich in lokalen „New Left Clubs“ zu Dis-
kussionen trafen und mit der Zeitschrift
„New Left Review“ (NLR) über ein vielbe-
achtetes theoretisches Sprachrohr verfügte.

Rassismus Das 1958 für die CND kreierte
Friedenszeichen erlangte rasch weit über
den Kreis der politischen Aktivisten hi-
naus habituelle Bedeutung für jugendli-
che Protestbewegungen und die Popkul-
tur. Man sah das Zeichen auch am 28. Au-
gust 1963 auf dem von der Bürgerrechts-
bewegung organisierten Marsch „for jobs
and freedom“ nach Washington, an dem
sich Film- und Popstars wie Harry Bela-
fonte, Sidney Portier und Charlton Hes-
ton beteiligten. Als Leitfiguren der neuen
Protestgeneration traten nach Martin Lu-
ther Kings Rede vor über 250.000 De-
monstranten Joan Baez und Bob Dylan
auf.
Im Sommer 1964 rief das SNCC weiße
Studenten aus den Nordstaaten dazu auf,
in die Südstaaten zu kommen und schwar-
zen Analphabeten zu helfen, das kompli-
zierte Prozedere der Eintragung in Wahllis-

ten bei den Behörden zu bewältigen. Doch
der „Summer of Freedom“ von 1964 ende-
te blutig. Rassistische Polizisten und Zivi-
listen griffen die studentischen Wahlhelfer
an und behinderten ihre Arbeit, wo es nur
ging. James Chaney, ein Schwarzer aus
Mississippi, Michael Schwerner, jüdischer
Sozialarbeiter aus New York und der Frei-
willige Andrew Goodman wurden unter ei-
nem Vorwand festgenommen und nach
Einbruch der Dunkelheit aus dem Gewahr-
sam entlassen. Draußen warteten bereits
Leute des Ku-Klux-Klans.
Erst nach Wochen fanden
Suchtrupps die Leichen der
ermordeten Bürgerrechtsak-
tivisten. Noch während der
Suche nach den drei Ver-
schwundenen unterzeich-
nete Präsident Lyndon B.
Johnson den Civil Rights
Act, der die Diskriminie-
rung an öffentlichen Orten
beenden sollte. Doch es
sollte noch lange dauern,
bis dieses und weitere Ge-
setze für die schwarze Min-
derheit tatsächliche Veränderungen brach-
ten.
Neue politische und philosophische Bü-
cher wie Betty Friedans „The Feminine
Mystique“ und Herbert Marcuses „One Di-
mensional Man“ befeuerten 1964 die ge-
sellschaftspolitischen Kontroversen in den

USA. Zum Jahresende kam es in Berkeley
zu schweren Auseinandersetzungen. Zuvor
waren politische Veranstaltungen von der
Administration untersagt, dem schwarzen
Agitator Malcolm X Redeverbot erteilt und
Studentensprecher inhaftiert worden. Ma-
rio Savio, ein Sprecher der Studenten, rief
zum „Free Speech Movement“ auf.

Vietnamkrieg Die Eskalation des Viet-
namkrieges brachte 1964 ein weiteres Kon-
fliktfeld in die US-Gesellschaft. Eine gegen

die Intervention in Viet-
nam gerichtete Erklärung
wurde von fast 5.000 Do-
zenten unterzeichnet. Aber
insbesondere die Studen-
ten sahen sich mit einer
existenziellen Zumutung
konfrontiert, da sie nun
Einberufungsbefehle zum
Kriegsdienst erhielten. Am
15. und 16. Oktober 1965
organisierten der SDS und
andere Bürgerrechtsorgani-
sationen an mehr als 30
Universitäten und Colleges

Protestaktionen gegen den Vietnamkrieg.
An den Sit-ins und Teach-ins beteiligten
sich über 100.000 Studenten. Studentische
Aktivisten nahmen in Madison, Wisconsin,
symbolisch den Kommandeur einer Luft-
waffenbasis fest, um ihn unter „Anklage
der Beihilfe zum Mord, Verletzung des Völ-
kerrechts und des Verbrechens gegen die
Menschlichkeit“ vor ein Bürgergericht zu
stellen. In Berkeley gingen 1.000 Polizisten
und 700 Nationalgardisten mit aufge-
pflanzten Bajonetten, Tränengas, Hunden
und Knüppeln gegen 10.000 Demonstran-
ten vor.
Übergriffe der Polizei und der Nationalgar-
de führten in den USA Mitte der 1960er
Jahre zu schweren Unruhen in Schwarzen-
Gettos mit zahlreichen Todesopfern. In der
ursprünglich gewaltfreien Bürgerrechtsbe-
wegung kam es zur Abspaltung radikaler
Strömungen. Auch größere Teile des SNCC
verabschiedeten sich von der Idee gewalt-
freier Aktionen. Ihr Vorsitzender Stokely
Carmichael rief 1966 die Black-Power-Be-
wegung ins Leben. Er erklärte 1968 nach
der Ermordung Martin Luther Kings die
Idee des gewaltfreien Protests für geschei-
tert und trat der 1966 gegründeten Black
Panther Party bei, die neben sozialen
Hilfsaktionen in den Gettos auch den be-
waffneten Kampf zum Programm erhoben
hatte. Schließlich tauchte 1970 auch eine
Fraktion des SDS in den USA in den be-
waffneten Untergrundkampf ab.

Streiks in Europa Im deutschen SDS be-
schäftigten sich 1964 zunächst nur die Ber-
liner und die Münchner Gruppen intensi-
ver mit dem Thema Vietnam. In Berlin
sammelte eine Arbeitsgruppe Dokumente
über den Vietnamkrieg. Auf die Verstär-

kung des Luftkrieges im Sommer 1964 rea-
gierten die Münchner und Berliner SDS-
Gruppen mit Flugblättern. Am 16. Februar
1966 gaben mehrere europäische Studen-
tenverbände die Gründung eines „Westeu-
ropäischen Studentenkomitees für den
Frieden in Vietnam“ bekannt. Am 26. März
1966 demonstrierten Hunderttausende in
New York, Chicago, San Francisco, Wa-
shington und in kanadischen Städten. In
Rom beteiligten sich über 20.000 Men-
schen an der Demonstration zum Viet-
namtag. Wenige Wochen später, am
27. April 1966 überfielen neufaschistische
Schläger linke Studenten in der Universität
Rom. Dabei kam der 19-jährige sozialisti-
sche Student Paolo Rossi ums Leben. Aus
Protest gegen wiederholte Gewaltaktionen
von Neofaschisten und gegen die Untätig-
keit der Universitätsverwaltung besetzten
Studenten mehrere Fakultätsgebäude. Ros-
sis Tod löste eine folgenschwere Radikali-
sierung im linken Studentenmilieu aus.
Doch nicht nur in Universitäten herrschte
Aufruhr, auch der italienischen Industrie
kam wegen der niedrigen Löhne und pre-
kären Beschäftigungsverhältnisse zu sich
ausweitenden Arbeitskämpfen und Be-
triebsbesetzungen. Im Sommer 1968 betei-
ligten sich über zehn Millionen Arbeiter an
den landesweiten Streikaktionen.
Ähnlich verliefen 1968 die Ereignisse in
Frankreich. Nach Polizeieinsätzen auf dem
Campus der Universität Nanterre eskalierte
die Lage. Universitätsbesetzungen, Streiks

und Betriebsbesetzungen der Gewerk-
schaftsbewegung und die harte Reaktion
der Ordnungskräfte führten zu den Pariser
Mai-Unruhen. Die landesweiten Proteste
und Streiks brachten die Regierung in Not,
die schließlich Neuwahlen verkündete.
Doch nicht alles, was 1968 in zahlreichen
Ländern zu Studentenunruhen führte, war
hochpolitisch. So präsentierten die Beatles
und Rolling Stones schon 1963/64 jenen an-
tiautoritären Habitus, den sich die 68er spä-
ter zu eigen machten. Nur wenn man den
kulturellen Vorlauf des Ausbruchs der Beat-
generation aus den überkommenen Konven-
tionen des 19. Jahrhunderts mit ins Auge
fasst, wird erklärbar, warum die Unruhe in
der jungen Generation in vielen Ländern pa-
rallel ausbrach und warum sie ein solches
Ausmaß annehmen konnte. Der 1968 veröf-
fentlichte Beatles-Song „Revolution“ enthielt
die Zeile: „We all want to change the world“.
Das ist seit 1968 ohne Zweifel gelungen. Der
von Rudi Dutschke ausgerufene „lange
Marsch durch die Institutionen“ veränderte
sowohl die Institutionen als auch die jungen
Wilden, die ihn Ende der 1960er Jahre antra-
ten und im Bildungs- und Staatswesen, in
den Medien und im Parteiensystem unterka-
men. Mit Barack Obama zog 2009 im gewis-
sen Sinn auch die US-Bürgerrechtsbewegung
ins Weiße Haus ein. Jochen Staadt T
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Das Greensboro Sit-in: Vier afroamerikanische Studenten verlangen, in der damals für Weiße reservierten Kantine bedient zu werden. © picture-alliance/AP Images

Mit einem
Sit-in ging
es los
INTERNATIONALE PROTESTE Die
Revolte der späten 1960er Jahre hatte
einen langen Vorlauf. Sie begann in
den USA mit Protesten gegen den
Rassismus und den Vietnamkrieg

Sit-ins und
Teach-ins
galten als

neue Formen
der Basis-

demokratie.

Der Philosoph und Nobelpreisträger Bertrand Russell (sitzend vorne rechts) bei einer
Anti-Kriegs-Demonstration in London 1961 © picture alliance/AP Images
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Das Wurzelgeflecht der Zivilgesellschaft
SOZIALE BEWEGUNGEN Nach 1968 wirkten neue Mitspracheformen weit über klassische Organisationen hinaus. Frauenzentren und Jugendclubs waren nur eine Folge

In den 1970er Jahren entstanden in ganz
Europa neue soziale Bewegungen. Hatte
die „Fundamentalpolitisierung“ (Bernd
Faulenbach) nach 1968 den Parteien und
Gewerkschaften, den alten sozialen Bewe-
gungen also, noch hunderttausende neue
Mitglieder gebracht, wirkten die neuen De-
mokratisierungsbegehren weit über diese
klassische Organisationen hinaus. Zuerst
waren es Schüler und Lehrlinge, die wie
Studenten gegen autoritäre Strukturen auf-
begehrten und mehr Mitbestimmung for-
derten, aber schon bald bildeten sich an
spezifischen sozialen Konflikten und Wert-
vorstellungen Bewegungen heraus, die
nicht nur von einer sozialen Gruppe gebil-
det wurden.

Autonome Frauenbewegung Oft ist ver-
mutet worden, diese neuen Bewegungen
seien lediglich eine Nachwirkung der poli-
tischen Ereignisse um das Jahr 1968. Ge-
wiss waren Forderungen nach Partizipation
und Anerkennung von Betroffenen als Ex-
perten für ihre eigenen Interessen von der
globalen Jugendrevolte inspiriert, aber
nicht immer lassen sich diese direkt darauf
zurückführen. Vielen Akteuren ging es um
mehr als eine Forderung; es ging im Kern
darum, Demokratisierung als einen dauer-
haften gesellschaftlichen Aushandlungs-
prozess zu betreiben.

Eine dieser neuen sozialen Bewegungen
war zugleich eine sehr alte, hatte doch
schon gut ein Jahrhundert zuvor eine auf
Emanzipation und Gleichberechtigung
drängende Frauenbewegung Fahrt aufge-
nommen; nun formierte sich eine neue
Generation. Ungewollte Impulse gab dabei
um 1968 nicht zuletzt die Ignoranz männ-
licher Protagonisten der Studentenrevolte,
die auch den berühmten Tomatenwurf
Richtung Männer auf einem Studenten-
kongress in Frankfurt am Main provozier-
te. Wenige Monate davor hatte sich Anfang
1968 in Berlin der „Aktionsrat zur Befrei-

ung der Frauen“ gegründet, in beiden Städ-
ten entstanden die ersten „Kinderläden“.
Ab 1971 organisierten sich Frauen als auto-
nome Frauenbewegung, die sich eigene
Frauenzentren und Diskussionsforen schuf
und die patriarchale Geschlechterordnung
grundsätzlich angriff. Häusliche Gewalt,
systematische Diskriminierungen und Be-
nachteiligungen im Erwerbsleben sowie
Selbstbestimmung wurden auf die politi-
sche Agenda gesetzt.

Jugendzentren Anfang der 1970er for-
mierte sich im suburbanen und kleinstäd-

tischen Raum eine Jugendzentrumsbewe-
gung. Sie konnte tausende von Jugendli-
chen mobilisieren, um selbstverwaltete
Freizeiträume zu schaffen. Diese Freiräume
wurden manchmal konflikthaft, oft aber
auch in offener Diskussion mit den zu-
ständigen kommunalen Stellen ausgehan-
delt.

Zankapfel Gebietsreformen Mit dieser
Bewegung kamen linke, jugendkulturelle
Verhaltensweisen in die Provinz, doch ent-
stand in den Auseinandersetzungen um
Gebietsreformen auch eine von bürgerli-
chen Kreisen getragene Protestbewegung,
die sich gegen als willkürlich empfundene
Verwaltungsentscheidungen wehrte. Als
Protestformen wurden sowohl Demonstra-
tionen und Unterschriftensammlungen ge-
nutzt, aber oft wurde auch der juristische
Weg beschritten. In größeren Städten wa-
ren es Mieter- und Anwohnerinitiativen,
die geplante Abrisse ganzer Straßenzüge
verhinderten und ihr Unbehagen an stadt-
planerischen Großprojekten auf die Straße
brachten. Es ging dabei nicht allein um
Verhinderungen, da diese Bewegungen mit
dazu beitrugen, dass Innenstadtbereiche
seitdem behutsamer saniert werden. Bun-
desweit gab es Versuche von Vernetzungen,
aber prägend in den sozialen Bewegungen
waren dezentrale, lokal orientierte Grup-
pen.
Die 1970er Jahre wurden zu einer Hoch-
phase von Bewegungen, in denen sich die
hohe politische Konflikthaftigkeit des Jahr-
zehntes zeigte – auch in Parteien, den Kir-
chen oder den Gewerkschaften, die mit
Kritik an organisationseigenen „Demokra-

tiedefiziten“ konfrontiert wurden. Die
ökologischen Belastungen wurden bald in-
tensiv in der wachsenden Umweltschutz-
und der Anti-Atomkraft-Bewegung verhan-
delt und führten mitentscheidend zur
Gründung der Partei „Die Grünen“ im Jahr
1980.

Enquete »Jugendprotest« Auch wenn
sich die junge Partei als Sprachrohr unter-
schiedlichster Bewegungen verstand, war
sie nicht deren Vollendung. Die Friedens-
bewegung der frühen
1980er Jahre gewann ihre
große Mobilisierungskraft
gerade aus der Heterogeni-
tät ihrer Akteure, vor allem
aus Kirchen, Gewerkschaf-
ten und der Sozialdemo-
kratie. Die Bewegungsele-
mente wurden bewusst
verstärkt: ein geringer Or-
ganisationsgrad und lokale
Bündnisse waren ein Kenn-
zeichen dieser Bewegung,
die bei bundesweiten De-
monstrationen mehrere
hunderttausend Teilnehmer auf die Beine
brachte.
Angesichts der Jugendunruhen 1980/81
forderte die Enquete-Kommission des Bun-
destages „Jugendprotest im demokrati-
schen Staat“ in ihrem Abschlussbericht,
Politik als Prozess zu verstehen, nicht nur
als administrative Regulierung. Dazu gehö-
re, dass zugehört werde und die Anliegen
der Betroffenen mehr Berücksichtigung
fänden. Die Historikerin Sabine Mecking
hat diese Diskussionshaltung als „Kultur

des Aushandelns“ bezeichnet, die in den
Verwaltungen und politischen Entschei-
dungsgremien selbstverständlicher wur-
den. Zugleich wuchs die Akzeptanz für
neue Protestformen.
Seit den späten 1980er Jahren wurde zu-
nehmend der Begriff Zivilgesellschaft be-
nutzt, um bürgerschaftliches Engagement
zwischen Staat, Markt und Familie zu be-
schreiben. Die neuen sozialen Bewegungen
haben – über zahlreiche Verfalls- und An-
passungsprozesse hinaus – viel zu einer

Ausbreitung der Zivilgesell-
schaft und der Demokrati-
sierung im Land beigetra-
gen. Viele Bewegungen er-
lebten Prozesse der Institu-
tionalisierung und wach-
sender Expertise, die häufig
zum Verlust des Bewegungs-
charakters, aber zugleich
auch zum Aufstieg soge-
nannter Nichtregierungsor-
ganisationen (NGO) führte.

Flüchtlingshelfer Jüngere
Bewegungen wie beispiels-

weise „Attac“, „Stuttgart 21“ oder auch das
große Engagement vieler freiwilliger Helfer
während der Flüchtlingsereignisse 2015
zeigen, wie breit verankert politisches En-
gagement jenseits etablierter Gruppen heu-
te ist. Der Demokratisierungsimpuls der
späten 1960er Jahre hat dazu mit beigetra-
gen. Knud Andresen T
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Eine Friedensdemonstration von Frauen in West-Berlin 1983 © picture-alliance/dpa
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Marsch an die Schalthebel
DIE FOLGEN Auf dem Weg durch die Institutionen haben 68er die Gesellschaft verändert – und sie änderten sich selbst

S
pätestens als der einstige Sponti
und Straßenkämpfer Joschka Fi-
scher 1998 zum Außenminister
und Vizekanzler der Bundesre-
publik ernannt wurde, schien
die Mission erfüllt. Was einst als

langer Marsch durch die Institutionen be-
gonnen hatte, sei nun, 30 Jahre später, er-
folgreich ans Ziel gekommen, so lautete ei-
ne populäre Lesart. Die einstigen System-
gegner besetzten jetzt die Schalthebel des
Systems.
Diese Sichtweise war freilich die Folge ei-
ner über drei Jahrzehnte immer mehr ver-
wässerten und schließlich vergessenen In-
terpretation dessen, was Rudi Dutschke
1967 im Sinn hatte, als er die Formel vom
langen Marsch durch die Institutionen ent-
wickelte. Im Originalton liest sich das so:
„Heute würden Permanenzrevolutionäre,
die in den Fabriken, in den landwirtschaft-
lichen Großbetrieben, in der Bundeswehr,
in der staatlichen Bürokratie systematisch
den Laden durcheinanderbringen, von al-
len Lohnabhängigen vollkommen akzep-
tiert werden. (…) Den ,Laden in Unord-
nung bringen‘ heißt nur, die Lohnabhängi-
gen und andere mehr unterstützen, bei ih-
nen lernen, neue revolutionäre Fraktionen
herauszubrechen. Die Permanenzrevolu-
tionäre können immer wieder hinausge-
worfen werden, immer wieder in neue In-
stitutionen eindringen: Das ist der lange
Marsch durch die Institutionen.“

Doppelstrategie Dutschke ging es also
um eine revolutionäre Doppelstrategie
nach dem Vorbild lateinamerikanischer
Stadtguerilleros. Während eine kämpfende
Avantgarde offen die Revolution organi-
sierte, sollte eine verdeckt arbeitende Ab-
teilung in die herrschenden Institutionen
eindringen, um sie von innen her zu desta-
bilisieren. Der lange Marsch war als Taktik
im „permanenten Kampf für eine antiauto-
ritäre sozialistische Weltgesellschaft“ ge-
dacht. Das war doch nun etwas sehr ande-
res als die ökologisch und sozialliberal ori-
entierte Reformpolitik, mit der die Grünen
Ende der 1990er Jahre um Wählerstimmen
warben. Der 68er-Forscher Wolfgang
Kraushaar machte sich schon früh über
den Begriffswandel lustig. Was einmal ein
Fanal sein sollte, die Welt aus den Angeln
zu heben, wurde, so Kraushaar 2001, eine
„Lebensphilosophie für Oberstudienräte,
eine Phrase für Philister“.
Unbestritten aber ist, dass die als 68er sehr
pauschal umschriebenen einstigen Aktivis-
ten der Außerparlamentarischen Oppositi-
on auf ihrem Weg durch die Institutionen
durchaus eine tiefgreifende Veränderung
der bundesdeutschen Verhältnisse bewirkt
haben. Jürgen Habermas deutet die 68er-
Bewegung heute als Triebfeder für eine
„Fundamentalliberalisierung“ der Gesell-
schaft.
Manche sehen in dem Aufbegehren der
68er sogar einen zweiten Gründungsmo-
ment der Bundesrepublik. Auch wenn viele
ihrer ideologischen Dogmen von damals

Illusion blieben, lässt sich aus heutiger
Sicht sagen: Die von ihnen ausgehende
Umwälzung war langfristig und umfas-
send, sowohl im privaten als auch im ge-
sellschaftlichen Leben der Bundesdeut-
schen.
Die Befreiung der Sexualität von vielen Ta-
bus beispielsweise gehört dazu. Das klassi-
sche Familienbild vom männlichen Ernäh-
rer und der Hausfrau mit zwei Kindern ge-
riet in Zweifel. Eine autonome Frauenbe-
wegung der Feministinnen entstand, die
weit über ihr eigentliches Spektrum hinaus
die Gesellschaft veränderte (siehe auch Bei-
trag unten). Alice Schwarzer bestimmte als
über Jahrzehnte ziemlich unangefochtene
Sprecherin der Feministinnen lange das öf-
fentliche Meinungsbild mit. Dass sie heute
zu einem Freundinnenkreis um Bundes-
kanzlerin Angela Merkel gehört und als
Kolumnistin für das einstige Hauptkampf-
blatt gegen die APO, Springers „Bild“-Zei-

tung, gearbeitet hat, ist auch ein Hinweis
darauf, wie weit der Marsch durch die In-
stitutionen geführt hat – und wie sehr er
nicht nur die Gesellschaft,
sondern auch wesentliche
Mitmarschierer verändert
hat.
Immerhin: Gleichberechti-
gung ist heute weitgehend
selbstverständlich – wenn
auch die angemessene Re-
präsentanz von Frauen in
Führungsgremien und Par-
lamenten oft nur durch
Quoten oder gar nicht er-
reicht ist und gleiche Be-
zahlung eine noch immer
unerfüllte Forderung. In
antiautoritären Kindergärten wurden zeit-
gleich neue Formen der Pädagogik erprobt
und Kinder nicht mehr geschlagen, an den
Universitäten führten Proteste zum Aufbre-

chen der verkrusteten, autoritären Struktu-
ren, die Gewerkschaften forderten auch in
der Wirtschaft mehr Mitbestimmung; 68er

drängten in die Redaktio-
nen, in die Wissenschaft
und nicht zuletzt in die Po-
litik.

Sozialliberaler Aufbruch
Die sozialliberale Koalition
unter Kanzler Willy Brandt
und seinem Vize Walter
Scheel verstand es nach
1969, den gesellschaftli-
chen Aufbruch mit zahlrei-
chen Gesetzesreformen
und Programmen politisch
umzusetzen. Auch weil vie-

le Sympathisanten der Protestbewegung
nun in die SPD eintraten und dort Verän-
derungsdruck erzeugten; andere hatten
schon zeitgleich bei der Partei und der

APO mitgemischt: Detlev Albers beispiels-
weise, der 1967 vor der Hamburger Profes-
sorenschaft das berühmte Transparent mit
dem vielzitierten Parole „Unter den Tala-
ren Muff von 1.000 Jahren“ hertrug und
später SPD-Landeschef in Bremen war,
oder spätere Juso-Vorsitzende und Bundes-
tagsabgeordnete wie Karsten Voigt, Wolf-
gang Roth und Klaus-Uwe Benneter, der
einmal Generalsekretär der Partei werden
sollte.
Wer dem sozialdemokratischen Weg nicht
traute, ging oft zu den Grünen – darunter
allerlei Anhänger einstiger K-Gruppen, vie-
le zunächst durchaus noch im Sinne der
Unterwanderungsstrategie Rudi Dutschkes
unterwegs. Es dauerte gut zehn Jahre, bis
der Richtungskampf zwischen den Anhän-
gern einer fundamentalen Opposition
(„Fundis“) und den auf parlamentarische
Partizipation bauenden „Realos“ schließ-
lich zu deren Gunsten entschieden war.

„Wir wollten aus den Grünen dauerhaft ei-
ne systemverändernde Partei machen, die
sich als Sand im Getriebe der Gesellschaft
versteht und nicht als ihr ökologisches
Schmiermittel“, sagte Thomas Ebermann,
einer der führenden „Fundis“, später. Die-
ses Projekt war gescheitert – und damit
auch der Marsch durch die Institutionen,
wie er einmal gedacht war.

Zweiter Reformschub Doch auch diese
öffentlich geführte Auseinandersetzung
war ein Teil jenes großen gesellschaftlichen
Diskurses, der die Bundesrepublik bis weit
in die 1980er Jahre so verändert hat. Hel-
mut Kohls Ankündigung einer geistig-mo-
ralischen Wende war 1982 der Versuch ei-
ner konservativen Antwort darauf, der aber
ins Leere lief und sich in Blockaden weite-
rer Reformen erschöpfte. Den Stau löste
dann nach 1998 die rot-grüne Koalition
mit Gerhard Schröder und Joschka Fischer
auf, mit denen eine ganze Riege aus dem
68er-Umfeld am Kabinettstisch Platz
nahm.
Wie unterschiedliche Wege manche Prota-
gonisten durch die Institutionen führten,
zeigten dabei beispielhaft Otto Schily und
Christian Ströbele, die einst zusammen
RAF-Mitglieder vor Gericht vertraten: Wäh-
rend der eine als SPD-Innenminister den
harten „Law-and-Order“-Mann gab, er-
oberte der andere mit dem Slogan „Ströbe-
le wählen heißt Fischer quälen“ das erste
Direktmandat der Grünen für den Bundes-
tag, wo er schließlich als „letzter Alt-68er“
(„taz“) galt.
Gleichviel: Die Republik erlebte einen wei-
teren Reformschub, etwa mit Blick auf ein
modernes Familienbild; die „Homo-Ehe“
wurde möglich, und auch konservative Po-
litiker konnten öffentlich zu ihrer Homo-
sexualität stehen, ohne ins Abseits gestellt
zu werden. Es gehört zur Ironie der Ge-
schichte, dass ausgerechnet die Kanzlerin
einer als konservativ verorteten Partei, An-
gela Merkel, dann 2017 gleichgeschlechtli-
chen Partnern den Weg zur völligen
Gleichstellung ihre Ehebeziehung öffnete.
Zugleich allerdings beginnt die über Jahr-
zehnte gewachsene Hegemonie jener zu
bröckeln, die sich zur offenen Gesellschaft
mit ihrem kulturellen Pluralismus beken-
nen. Heute stellt die AfD jenen histori-
schen Kompromiss zwischen System und
Systemkritik in Frage, der in der Bundesre-
publik irgendwann während des Marsches
der Kritiker durch die Institutionen erreicht
worden war. So hat der Aufbruch der 68er
die Bundesrepublik nicht in dem Sinne
umgewälzt, wie Rudi Dutschke sich das
einst vorgestellt hat. Aber ein sehr anderes
Land ist sie doch geworden, eines, das den
Revolutionären von damals gewiss sympa-
thischer wäre als jenes, das sie kannten.
Und dessen Entwicklung hin zu Emanzipa-
tion, Offenheit und Liberalität nun wieder
zur Debatte steht. Holger Schmale T

Der Verfasser ist Autor der DuMont-
Hauptstadtredaktion.

Zwei 68er im Bundestag, hier im Jahr 2006: Hans-Christian Ströbele (links) hatte 2002 erstmals ein Direktmandat der Grünen für den Bundestag geholt, Joschka Fischer war von
1998 bis 2005 Vizekanzler und Außenminister. © picture-alliance/dpa
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Zwischen Ritual und Widerstand
GESELLSCHAFT Die Gewaltfrage ist in der linken Protestszene bis heute umstritten

Dunkle Rauchschwaden stiegen über der
Stadt auf, die Frankfurter Skyline versank
im dichten Nebel, als am 18. März 2013
tausende Demonstranten gegen die Eröff-
nung der neuen EZB-Zentrale in der Ban-
kenstadt protestierten. Im Resümee waren
sich damals viele einig: Die Lage war voll-
kommen außer Kontrolle geraten – 150
Polizisten wurden verletzt und 675 Straf-
verfahren eröffnet. Trotz politischer An-
kündigungen zur entschiedenen Aufarbei-
tung, gingen viereinhalb Jahre später ganz
ähnliche Szenen um die Welt: Brennende
Barrikaden, besetzte Zufahrtswege, Pflaster-
steine, die in Richtung der Polizei flogen.
Einzig der Ort war ein anderer. Die Hanse-
stadt Hamburg war Austragungsort des
G20-Gipfels.
Während sich die Polizei und Demons-
tranten gegenseitig die Rolle des Provoka-
teurs zuschoben, wurde die Politik zum
ratlosen Zuschauer. Letztlich entstand ein
Schaden in Millionenhöhe. Doch neben
den Gewaltexzessen gibt es noch eine an-
dere Parallele: Alle friedlichen Proteste
spielten in den Berichten höchstens eine
Nebenrolle oder kamen erst gar nicht vor.
Die Debatte um solche Vorfälle kennt
meist nur schwarz oder weiß; die Begrün-
dungen schwanken zwischen sinnentleer-
ter Gewalt und politischem Widerstand. So
wurde auch die Aufarbeitung der G20-Pro-
teste oft hysterisch geführt, ist jedoch nach
der scharfen Rhetorik während des Bun-

destagswahlkampfes fast wieder komplett
versiegt.
Doch auch wenn viele Bürger energischen
Protest für legitim halten, wird kritisiert,
dass sich gemäßigte Kräfte zu wenig von
den Gewalttätern distanzieren. Auch inner-
halb der Szene werden der G20-Gipfel und
seine Auswirkungen kontrovers diskutiert.
Freilich wird Gewalt als legitimes Mittel
von politischem Protest an sich nicht in
Frage gestellt, sehr wohl aber die Form, die
sie während des Gipfels annahm. Die linke
Subkultur bewegt sich heute irgendwo zwi-
schen Rebellion, Solidarität und Protest.
Einig sind sich die Aktivisten im Kampf ge-
gen Kapitalismus, Castor-Transporte und
Neonazis. Letztlich aber läuft es allzu oft
auf eine Konfrontation zwischen den De-
monstranten und der Polizei hinaus.
Lange Zeit zeichnete sich die linke Szene
durch ihr Monopol auf kreative Protestfor-
men aus. Gestritten wurde jedoch auch im-
mer schon über die Frage, ob eine Verände-
rung der herrschenden Verhältnisse über-
haupt gewaltfrei zu erreichen sei. An die-
sem Streitpunkt hat sich seit den Tagen der
68er-Bewegung wenig geändert.
Im studentischen Milieu gehört der be-
grenzte Rechtsbruch bis heute zum festen
Repertoire. Der Protest aber habe sich in
den letzten Jahrhunderten in verschiedene
Richtungen entwickelt, sagt der Protestfor-
scher Peter Ullrich. Dazu gehöre auch die
Entradikalisierung linker Strömungen, die

zwar noch linke Werte aufrechterhalten,
aber der Konfrontation eine Absage erteil-
ten würden. In Hamburg etwa hätten sich
viele Schaulustige an den Krawallen betei-
ligt. „Es wäre deshalb völlig falsch“, so Ull-
rich, „das alles der organisierten politi-
schen Linken zuzurechnen.“
Ein Beispiel dafür, dass linker Protest auch
ohne diese ritualisierte Gewalt auskommt,
sind zuletzt die Straßenfeste rund um den
1. Mai in Berlin geworden. Besonders in
den 1990er Jahren galten die Aktionen
zum „Tag der Arbeit“ im Bezirk Kreuzberg
als Krawall-Tage. Seit 2003 allerdings ver-
sucht die Polizei den Ausschreitungen da-
durch entgegenzuwirken, indem sie alter-
native Veranstaltungen fördert und auf die
Vernunft der Zivilgesellschaft setzt – offen-
sichtlich ein Konzept mit Erfolg. Die Inten-
sität der Gewalt hat seit dem deutlich abge-
nommen. Die Zahl von 32 verletzten Poli-
zeibeamten im vergangenen Jahr ist laut
Behörde der niedrigste Stand seit dem Be-
ginn der Krawalle 1987. Tom Waurig T

Der Autor ist Chefredakteur
des Magazins „Couragiert“.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Hitzige Geschichtsstunde im Plenarsaal
BUNDESTAG Debatte über Joschka Fischers militante Vergangenheit und die 68er

„Ich war militant, ich hab mit Steinen ge-
worfen, ich war in Prügeleien mit Polizei-
beamten verwickelt. Ich wurde geprügelt,
aber ich habe auch Polizeibeamte geschla-
gen.“ Solche Worte eines Bundesaußenmi-
nisters zeugen von der wechselhaften Ge-
schichte der Bundesrepublik. Als Außenmi-
nister Joschka Fischer (Grüne) am 17. Ja-
nuar 2001 in einer Fragestunde und einer
aktuellen Stunde des Bundestags mit seiner
militanten Vergangenheit in den 1970er
Jahren konfrontiert wurde, ging es aber um
weit mehr als nur seine Biografie. Verhan-
delt wurde an diesem Tag auch die Inter-
pretation der 68er-Bewegung und ihr teil-
weises Abgleiten in die Gewalt.
Ausgelöst hatte die Debatte über Fischers
Vergangenheit die Veröffentlichung von
Fotos, die zeigen, wie Fischer im April
1973 in Frankfurt/Main auf einen Polizis-
ten einschlägt und dieser zu Boden geht.
Fischer war in dieser Zeit als Mitglied der
linksradikalen Gruppierung „Revolutionä-
rer Kampf“ mehrfach in Auseinanderset-
zungen mit der Polizei involviert gewesen.
„Ich habe damals Unrecht getan und ich
habe mich dafür bei allen, die davon be-
troffen waren, zu entschuldigen“, räumte
Fischer ein. „Ich war damals kein Demo-
krat sondern Revolutionär.“ Später, im Jahr
1977, habe er sich vom Weg der Gewalt
abgewendet.
Die Anschuldigungen, in Fischers Auto sei
die Tatwaffe, mit der der hessische Wirt-

schaftsminister Heinz Herbert Karry im
Mai 1981 erschossen worden war, und in
Fischers Frankfurter Wohngemeinschaft
mit Daniel Cohn-Bendit seien Waffen für
den Terroristen Carlos gelagert worden,
waren zwar von den Ermittlungsbehörden
entkräftet worden, überlagerten die Debat-
te trotzdem zusätzlich.
Union und FDP erhoben schwere Vorwürfe
gegen Fischer, er rechtfertige seine Vergan-
genheit noch immer. „Ihre Entschuldigun-
gen sind in so manche Koketterie mit Ihrer
Biografie eingestreut“, hielt ihm der FDP-
Vorsitzende Wolfgang Gerhardt vor. Fischer
sei „Täter“ und „nicht Opfer“ gewesen, sag-
te Wolfgang Bosbach (CDU). „Sie mussten
sich nicht gegen eine brutale, repressive
Staatsmacht zur Wehr setzen.“

Politischer Irrtum Selbst Bundeskanzler
Gerhard Schröder (SPD) sah sich genötigt,
das Wort zu ergreifen und seinem Außen-
minister demonstrativ den Rücken zu stär-
ken. „Sie wollen nicht urteilen, sondern
verdammen“, warf Schröder Union und
FDP vor. Ihnen ginge es nicht darum, den
von Fischer eingestandenen „politischen
Irrtum“ zu kennzeichnen, „sondern seine
politische Existenz zu vernichten“.
Dass Schröder vom „politischen Irrtum“
sprach, war alles andere als ein Zufall. Der
Begriff war nach dem Zweiten Weltkrieg
von dem Politikwissenschaftler Eugen Ko-
gon, selbst von den Nationalsozialisten im

KZ Buchenwald inhaftiert, im Zusammen-
hang mit der nach seinem Empfinden aus-
ufernden und zu schematischen Entnazifi-
zierung von Mitläufern in der NS-Diktatur
geprägt worden.
Grünen-Fraktionschef Rezzo Schlauch hielt
CDU/CSU und Liberalen vor, sie wollten
„einer ganzen politischen Generation den
Prozess machen“. Diese Generation habe
den Staat in seiner damaligen Verfasstheit
mit Gewalt bekämpfen wollen. „Das war
so und das war falsch“, sagte Schlauch. Al-
lerdings sei die Bundesrepublik damals
eben kein liberales, weltoffenes und tole-
rantes Land gewesen. Die 68er-Bewegung
habe einen Anteil an der „Geschichte des
Erfolges unserer Demokratie“.
Dies wollte die CDU-Vorsitzende Angela
Merkel nicht gelten lassen. Fischer habe
sich zwar für das Steinewerfen entschul-
digt, vertrete aber die Meinung, „die 68er
hätten einen Beitrag zur Befreiung geleis-
tet. Darin hat er sich gleich mit einge-
schlossen“, kritisierte Merkel. Deutschland
sei aber unter den sozialdemokratischen
Kanzlern Willy Brandt und Helmut
Schmidt ein liberales Land gewesen.
Die hitzige Debatte offenbarte noch ein-
mal die tiefen Gräben zwischen den politi-
schen Lagern in der Bewertung der 68er-
Bewegung auch drei Jahrzehnte nach den
Ereignissen. Es ist nicht ausgeschlossen,
dass diese Gräben 2018 erneut sichtbar
werden. Alexander Weinlein T

Von der Theorie zur Gewalt
TERRORISMUS Die Rote Armee Fraktion und ihre geistigen Verbindungslinien zur Protestbewegung von 1968

A
m Ende war von der Stu-
dentenbewegung explizit
zwar keine Rede mehr,
wohl aber vom Zeitgeist
der 68er: Als die Rote Ar-
mee Fraktion (RAF) am

20. April 1998 ihre Auflösung erklärte,
schrieben die Linksterroristen, die RAF sei
entstanden „als Konsequenz aus den Dis-
kussionen Tausender, die sich in der BRD
am Ende der sechziger und den beginnen-
den siebziger Jahren mit dem bewaffneten
Kampf als Weg zur Befreiung auseinander-
setzten“ und habe „etwas Neues in die Ge-
sellschaft gebracht: Das Moment des
Bruchs mit dem System und das histori-
sche Aufblitzen von entschiedener Feind-
schaft gegen Verhältnisse, in denen Men-
schen strukturell unterworfen und ausge-
beutet werden und die eine Gesellschaft
hervorgebracht haben, in der sich die Men-
schen selbst gegeneinander stellen“.
Geht es um die bedeutendste deutsche Ter-
rorgruppe der Nachkriegszeit, ihr Entste-
hen und Wirken, ist man thematisch im-
mer dicht bei der 68er-Protestbewegung.
Der Linksterrorismus der RAF und anderer
Gruppierungen gilt vielen als ihre
schlimmste Folge; als Geist, den die stu-
dentischen Vordenker wortreich beschwo-
ren hatten und dann nicht mehr einfangen
konnten. Tatsächlich scheint die RAF nicht
ohne die Studentenbewegung denkbar –

auch wenn ihr Gründungspersonal sich
nicht wirklich aus deren Reihen rekrutierte.
So studierten zwar Gudrun Ensslin und
Thorwald Proll Ende der 1960er Jahre, aber
sowohl Andreas Bader als auch Ulrike
Meinhof und Horst Mahler kamen nicht
aus dem Hochschulmilieu – letztere waren
vielmehr als Journalistin und Anwalt längst
beruflich etabliert. Zu den führenden Den-
kern des Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbundes (SDS), der da-
mals als Sprachrohr der
Protestbewegung galt, ge-
hörten sie nie.
Das heißt jedoch nicht,
dass man nicht viele Ge-
danken teilte: Die Protest-
bewegung war aus einer
Gemengelage von Gründen
entstanden. Hier sammelte
sich der Protest gegen den
Krieg der USA in Vietnam,
dazu kamen in Deutsch-
land die Auseinanderset-
zung mit verkrusteten
Strukturen an den Hochschulen und das
Unbehagen mit der 1966 geschlossenen
Großen Koalition unter Kanzler Kurt
Georg Kiesinger (CDU). Die Verabschie-
dung der Notstandsverfassung im Mai
1968 führte zu einem Erstarken der soge-
nannten Außerparlamentarischen Opposi-
tion (APO), die in den Gesetzen für den

Fall innerer Unruhen den Beleg dafür sah,
dass das Parlament ohnehin keine wirkli-
che Bedeutung mehr habe und man in ei-
nem repressiven Staat lebe, in dem der Fa-
schismus fortwirkt.
Die gefühlte Gegnerschaft zum „System“
war für viele junge Menschen bereits durch
den Tod Benno Ohnesorgs belegt: Der Stu-
dent war am 2. Juni 1967 bei einer De-
monstration gegen den Besuch des Schahs

erschossen worden – ein
Akt, der zu einer deutli-
chen Radikalisierung der
studentischen Protestbewe-
gung geführt hatte. Immer
wieder war in den Reihen
des SDS seither über die
Frage diskutiert worden, ob
man in der Auseinander-
setzung mit dem als fa-
schistisch und gewalttätig
deklarierten Staat nicht
auch zu Gewalt greifen sol-
le – primär angeheizt
durch Rudi Dutschke, der

nach außen als einer der wichtigsten Spre-
cher des SDS auftrat. Bereits 1967 sprach
Dutschke unter Berufung auf den kubani-
schen Revolutionär Che Guevara von der
Notwendigkeit einer „Stadtguerilla“: „Die
,Propaganda der Schüsse‘ in der ,Dritten
Welt‘ muss durch die ,Propaganda der Tat‘
in den Metropolen vervollständigt werden,

welche eine Urbanisierung ruraler Gueril-
la-Tätigkeit geschichtlich möglich macht.“
Dutschke, der selbst im April 1968 bei ei-
nem Attentat schwer verletzt wurde, redete
einer Gewalt das Wort, die legitime Gegen-
gewalt zu der des Staates sei. Er sprach von
einer „sich steigernden Gegengewalt“ und
einer „Eskalationsstrategie“, wenngleich er
parallel den individuellen Terror ablehnte
und feststellte: „Wir kennen nur einen Ter-
ror – das ist der Terror ge-
gen unmenschliche Ma-
schinerien. Die Rotations-
maschinerie von Springer
in die Luft zu jagen und
dabei keine Menschen zu
vernichten, das scheint mir
eine emanzipierende Tat.“
Während Dutschke und
seine studentischen Mit-
streiter über Gewalt theore-
tisierten, schritten die RAF-
Gründer zur Tat: Am
2. April 1968 legten Andre-
as Baader, Grundrun Enss-
lin, Thorwald Proll und Horst Söhnlein in
zwei Frankfurter Kaufhäusern Feuer. In ih-
rem Gerichtsprozess sagte Ensslin aus, mit
den Anschlägen habe die Gruppe gegen
„die Gleichgültigkeit protestieren“ wollen,
„mit der die Menschen in der Bundesrepu-
blik den Krieg in Vietnam hinnehmen“
würden. Nach ihrem Abtauchen in den

Untergrund nach der Befreiung Andreas
Baaders gab die RAF eine Erklärung ab:
„Der Typ in Uniform ist ein Schwein, das
ist kein Mensch“ und „natürlich kann ge-
schossen werden“.
Zwar distanzierte sich der SDS von diesem
Terror und es wurde ein großes Entsetzen
innerhalb der Studentenbewegung über
den Terror immer wieder manifest. Dies
setzte sich fort angesichts der Bombenan-

schläge, die die RAF im Mai
1972 verübte und bei de-
nen vier Menschen getötet
wurden, sowie bei den Ver-
suchen der zweiten Genera-
tion der RAF, ihre Grün-
dungsmitglieder mittels ei-
ner Geiselnahme in der
deutschen Botschaft in
Stockholm zu befreien.
Doch der Bruch mit den
einstigen Weggefährten
blieb oft halbherzig: So rief
Dutschke beim Begräbnis
des RAF-Terroristen Holger

Meins im November 1974 mit erhobener
Faust: „Holger, der Kampf geht weiter.“
Insgesamt kostete der RAF-Terror 34 Men-
schen das Leben. Auch die Bewegung 2. Ju-
ni setzte im Namen des Widerstands gegen
den Staat auf Bombenattentate, Banküber-
fälle und Entführungen. Sie ermordete
1974 den Präsidenten des Berliner Kam-

mergerichts Günter von Drenkmann und
erpresste durch die Entführung des CDU-
Politikers Peter Lorenz 1975 die Freilas-
sung mehrerer Terroristen. Sie löste sich im
Juni 1980 auf und erklärte, den Kampf in
der RAF fortführen zu wollen.
Bis in die 1990er Jahre aktiv blieben die
Revolutionären Zellen, die im Gegensatz
zu den Terroristen der RAF nicht im Unter-
grund agierten, sondern sich an der Dis-
kussion innerhalb der Linken beteiligen
wollten. Sie lehnten die Tötung von Men-
schen zwar ab, führten aber Attentate
durch, bei denen ihre Opfer schwer verletzt
werden sollten. Der Tod des hessischen
Wirtschaftsministers Heinz-Herbert Karry
1981 durch die Gruppe wurde von ihr als
Unfall dargestellt. Kleine Band- und
Sprengstoffanschläge gehen auf das Konto
der Tupamaros West-Berlin bzw. Tupama-
ros. Letztere sind nach Ansicht des Histori-
kers Wolfgang Kraushaar verantwortlich für
den Brandanschlag auf ein Münchner Al-
tenheim im Februar 1970, bei dem sieben
Menschen starben.
Allen linken Terrorgruppen ist eine Bezug-
nahme auf das Konzept der Stadtguerilla
gemein – eine zumindest geistige Verbin-
dungslinie zur Studentenbewegung ist da-
mit deutlich gegeben. Susanne Kailitz T

Die Autorin arbeitet als
freie Journalistin in Dresden.

Szenen der RAF-Geschichte: Am 5. September 1977 entführten Terroristen Arbeitgeberpräsident Hanns-Martin Schleyer (Bild links). Drei Polizisten und ein Fahrer wurden bei der Geiselnahme erschossen. Am 19. Oktober wurde der Leichnam des ermordeten Schleyers in ei-
nem Kofferraum im elsässischen Mühlhausen gefunden. 26 Jahre später demonstrieren RAF-Sympathisanten gegen die Erschießung des Terroristen Wolfgang Grams bei dessen missglückter Verhaftung in Bad Kleinen am 27. Juni 1993. © picture-alliance/UPI/dpa
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Rudi Dutschke
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das ist kein
Mensch.«
Ulrike Meinhof
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Liebe in Zeiten aufgeheizter Politik
SEXUELLE REVOLUTION Die 68er versprachen eine neue Freiheit für Frauen. Eingelöst ist dies bis heute nicht

Vier Männer, drei Frauen und ein kleiner
Junge, allesamt nackt, stehen mit dem Rü-
cken zum Betrachter an einer weißen
Wand. Mit ihren Händen stützen sie sich
ab, die Beine sind gespreizt, als stünden
hinter der Kamera Polizisten, die sie filzen
wollen. Nur der kleine Junge rechts im Bild
dreht Oberkörper, Kopf und Blick dem Be-
trachter zu, als wolle er sagen, was die Er-
wachsenen mit ihren nackten Hintern
deutlich zu verstehen geben: „Ihr könnt
uns alle mal...“ Seit mehr als 50 Jahren
steht dieses Bild für die vermeintliche Frei-
zügigkeit der Kommune 1 in Berlin, das
Gegenmodell zur bürgerlichen Kleinfami-
lie, und die sexuelle Revolution der 68er.
Das Foto vom Juni 1967 von Thomas He-
sterberg ist ein Stück deutscher Zeitge-
schichte, eine Ikone. Es steht für die Protes-
te einer Generation, die sich Ende der 60er
im Kampf gegen die eigenen Eltern und ei-
ne als verklemmt empfundene Gesellschaft
aufrieb. Und es steht für eine Haltung, in
der das Private immer auch politisch sein
sollte. Sprüche wie „Euch die Macht – uns
die Nacht“ oder „Wer zweimal mit dersel-
ben pennt, gehört schon zum Establish-

ment“ standen nicht mehr an den Toilet-
tentüren, die in der Kommune ausgehängt
wurden, sondern an Hauswänden.
Dem Postulat der freien Liebe ging zu-
nächst allerdings ein scheinbar unpoliti-
sches Ereignis voraus. 1960 war in den
USA die erste Antibaby-Pille auf den Markt
gekommen, 1961 brachte Schering „Anov-
lar“ in den Handel, die erste deutsche Pille,
wie das Mittel zur Empfängnisverhütung
schon bald nur noch heißen sollte. „Wir
können heute schon mit Gewissheit sagen,
daß an diesem Tag ein gewaltiger Schritt
vorwärts getan wurde zur Lösung eines der
brennendsten Probleme, das sich im Zu-
sammenleben von Frau und Mann ergibt:
das Problem der Geburtenregelung und
darüber hinaus der Familienplanung“,
hieß es im Magazin „Stern“ euphorisch.
Vor allem die horrende Zahl von Abtrei-
bungen – von 750.000 bis 1,5 Millionen
im Jahr reichten die Schätzungen – sollte
mit der Pille eingedämmt werden. Dass
durch die Pille die Promiskuität, die sexu-
elle Freizügigkeit der Jugend gefördert
wird, das wurde vom „Stern“ noch als Ge-
fahr bezeichnet.

Interesse an Sex Denn nichts interessierte
die Jugend damals mehr als Sex, der allein
mit Verboten belegt war. „Den Aufmerksa-
meren unter den Jugendlichen war nicht
entgangen, daß bei den Erwachsenen die
starken Ängste vor dem Sexuellen deutlich

etwas zu tun hatten mit ihrem politischen
Verhalten in der Hitlerzeit,... daß der ver-
heimlichte Faschismus der Eltern in ir-
gendeiner Verbindung stand mit ihrer
zwanghaften Verheimlichung des Sexuel-
len“, schrieb der deutsche Kulturtheoreti-
ker Klaus Theweleit 1996 anlässlich 35 Jah-
ren Pille.
Die 68er zählten zu den Aufmerksameren.
Fünf Jahre nach Einführung der Pille ver-
breitete eine Münchner Jurastudentin in

der Studentenzeitung eine Liste mit Ärzten,
die die Pille verschrieben, ohne unnötige
Fragen zu stellen. Das machte an vielen
Universitäten Schule. 1968 sahen binnen
vier Monaten fünf Millionen Menschen im
Kino „Das Wunder der Liebe“ von Oswalt
Kolle, der als „Sexualpapst“ gefeiert wurde.
Vor allem Frauen eröffnete sich auf einmal
eine andere Zukunft als Kinder, Küche, Kir-
che. Im „Stern“ bekannten 374 Frauen im
Juni 1971: „Ich habe abgetrieben.“ „Mein

Bauch gehört mir“ war ihre Parole, ihr Ziel
die Abschaffung des Paragraphen 218 des
Strafgesetzbuches. Es gibt ihn zwar heute
noch, aber ein Schwangerschaftsabbruch
ist nicht mehr per se strafbar.
Bis 1977 sollte es noch dauern, dass Frau-
en ohne Erlaubnis ihres Ehemannes arbei-
ten gehen durften. Erst dann hieß es im
Bürgerlichen Gesetzbuch: „Beide Ehegatten
sind berechtigt, erwerbstätig zu sein.“
Dass Frauen 50 Jahre nach ihrem Aufbe-
gehren noch nicht völlig gleichberechtigt
sind, war 1968 nicht vorgesehen. Aber das
Begehren hat nie aufgehört. 2008 entstand
zunächst in der Ukraine die Bewegung „Fe-
men“. Femen-Frauen treten europaweit
statt mit blanken Hintern mit blanken
Brüsten für Frauenrechte ein. Zuletzt 2015
in Berlin: Anlässlich des „Marschs für das
Leben“ für eine Verschärfung des Paragra-
phen 218, organisiert vom Bundesverband
Lebensrecht, ließen Femen-Aktivistinnen
einen Banner vom Balkon des Berliner
Doms herab mit der Aufschrift „Thank god
I can abort“, zu deutsch: „Gott sei dank
kann ich abtreiben“.

Soziale Medien als Motor Nicht immer
stoßen solch provokante Methoden auf
Zustimmung. Auch unter Frauen nicht. Am
ehesten lassen sich heute Mehrheiten in
den Sozialen Medien finden. Unter dem
Hashtag #aufschrei kamen innerhalb weni-
ger Tage im Januar 2013 mehr als 57.000

Twitter-Nachrichten zusammen über Über-
griffe, denen Frauen sich in ihrem Alltag
ausgesetzt sehen und die sie als sexistisch
empfinden. Gemeinsam mit einem zur
gleichen Zeit wiederum im „Stern“ erschie-
nenen Artikel über eine als übergriffig be-
schriebene Begegnung der Journalistin
Laura Himmelreich mit dem FDP-Politiker
Rainer Brüderle lösten die Tweets in der
Öffentlichkeit eine nie zuvor dagewesene
Debatte über Sexismus aus.
Ob sie 50 Jahre nach der sexuellen Revolu-
tion zur Gleichheit der Geschlechter führt,
ist offen. Die US-amerikanische Feministin
und Kulturhistorikerin Camille Paglia
schrieb 1990: „Die Feministinnen, die sich
bemühen, der Sexualität Gewaltverhältnis-
se auszutreiben, wenden sich gegen die
Natur. In der westlichen Kultur gibt es kei-
ne Beziehungen ohne Ausbeutung.“
Aber die Beziehungen stehen heute unter
anderen Vorzeichen. „Wir haben jetzt
schöne neue Diskurse, nagelneu, ... die die
Konstruktionen der Geschlechtlichkeit
selbst in Frage stellen“, schrieb Theweleit
1996. Er sollte Recht behalten: Anfang No-
vember 2017 entschied das Bundesverfas-
sungsgericht, künftig solle es neben
„männlich“ und „weiblich“ eine dritte Ge-
schlechtsangabe geben. Die Geschlechter
hat 1968 niemand in Frage gestellt, auch
die Kommune 1 nicht. Petra Welzel T

Die Autorin ist freie Journalistin in Berlin.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Angehörige der 1966 gegründeten Kommune 1 in West-Berlin simulieren im Sommer
1967 eine polizeiliche Durchsuchungsaktion. © Thomas Hesterberg/Süddeutsche Zeitung Photo

I
n öffentlichen Diskussionen über
Erziehung werden „die 68er“ bis
heute für Ordnungsverlust und Dis-
ziplinlosigkeit verantwortlich ge-
macht. Ihre radikale Auflehnung ge-
gen jede Form von Autorität hätte

nicht nur den Tugendkatalog der noch jun-
gen Bundesrepublik erschüttert, sondern
auch auf lange Sicht die Fundamente der
pädagogischen Kultur untergraben. Tat-
sächlich kritisierten die Protagonisten der
antiautoritären Bewegung die für Erzie-
hung und Bildung zuständigen Institutio-
nen als repressive, autonomiefeindliche
Anpassungsagenturen des kapitalistischen
Systems.
Die Schärfe im Ton der intellektuellen
Avantgarde der 68er-Generation entsprang
ihrer gemeinsamen Erfahrungslage. In den
1940er Jahren geboren, erlebte man den
Wiederaufbau in ökonomisch bereits so
stabilisierten Verhältnissen, dass nach der
Schulzeit sogar ein Studium mit berufli-
cher Aufstiegsperspektive möglich war. Die
an den Universitäten in Gang gekommene
Debatte um die Ordinarienuniversität
weckte bei hochschulpolitisch interessier-
ten Gruppen die Bereitschaft zur Kritik an
der autokratischen Selbstherrlichkeit der
Professorenschaft. Zu einer breitwirksamen
Politisierung der Studierenden kam es aber
erst, als der Student Benno Ohnesorg am
2. Juni 1967 am Rand einer Demonstrati-
on durch eine Polizeikugel starb. Der nun-
mehr öffentliche Protest richtete sich so-
wohl gegen den Staat und seine Behörden
als auch gegen die tendenziöse Medienbe-
richterstattung. Der Vorwurf, auf dem rech-
ten Auge blind zu sein, wurde durch die
Tatsache bekräftigt, dass der 1966 von der
Großen Koalition ins Amt gewählte Bun-
deskanzler Kurt Georg Kiesinger als junger
Mann NSDAP-Mitglied war.

Gegen die bürgerliche Kleinfamilie Vol-
ler Misstrauen gegen das, was der Philo-
soph Theodor W. Adorno als das „Nachle-
ben des Nationalsozialismus in der Demo-
kratie“ bezeichnete, suchte man nach wis-
senschaftlichen Erklärungen dafür. Man
fand sie in den 30 Jahre alten „Studien
über Autorität und Familie“ des Frankfur-
ter Instituts für Sozialforschung. Darin war
zu lesen, dass die im kapitalistischen Sys-
tem erfahrenen Abhängigkeiten auch das
häusliche Familienleben bestimmen – und
zwar nicht nur über die ökonomische und
soziale Statuslage, sondern über sozial-
psychologische und psychodynamische
Wirkmechanismen.
So würden die Männer die strukturelle Be-
deutungslosigkeit, die sie als Person am Ar-
beitsplatz erleben, im patriarchalen Rah-
men der bürgerlichen Kleinfamilie in ihren
Rollen als Gatte und Vater durch autoritä-
res Machtgehabe kompensieren. Kinder,
die früh die Willkür und Strenge ihrer Vä-
ter zu fürchten gelernt haben, so die These,
würden im Erwachsenenleben bereitwillig
nach oben buckeln und nach unten treten.
Diese autoritäre Charakterstruktur wieder-
um sei für Persönlichkeiten im organisier-
ten Kapitalismus typisch.
Dieser Erklärungsansatz passte nicht nur
gut zur aufkommenden Imperialismus-
und USA-Kritik.. Mit ihm ließ sich darüber
hinaus nunmehr die eigene Kindheitsge-
schichte vergleichsweise leicht rekonstruie-
ren. Die Familie war in ihren Grundstruk-
turen unverändert patriarchal geblieben
und die tradierte geschlechterspezifische
Arbeitsteilung sorgte dafür, dass das Auto-
ritätsmonopol ungebrochen in den Hän-
den des Vaters lag. Er hatte die Kinder zu
disziplinieren und sie zu Fleiß, Pünktlich-
keit, Sparsamkeit und Ordnung anzuhal-
ten.

In einer konsumfreundlicher werdenden
Gesellschaft jedoch wirkten solche Tugend-
forderungen zunehmend phrasenhaft und
der eingeforderte Lustverzicht erschien
spießig. Wenn jedoch davon auszugehen
war, dass solche repressiven, in der Kind-
heit gemachten Erfahrungen, charakterbe-
stimmend im Erwachsenenleben nachwir-
ken, dann mussten die 68er auch anneh-

men, dass sie selbst nicht frei von autoritä-
ren Fixierungen waren. Um zu vermeiden,
dass die damit verbundenen Machtbestre-
bungen und Gehorsamsbereitschaften er-
neut an die nächste Generation weitergege-
ben werden, wurden Vorkehrungen getrof-
fen. Die eigenen Kinder sollten schließlich
lernen, nicht nur die Widersprüche des Ka-
pitalismus auszuhalten, sondern auch, sie

revolutionär aufzuheben. Das pädagogi-
sche Präventions- und Vorbereitungspro-
gramm dafür hieß „antiautoritäre Erzie-
hung“.

Wohnkommune und Kinderladen Damit
war die Kampflinie sowohl gegen die
Kleinfamilie als auch gegen alle, auf Sys-
temanpassung zielenden bürgerlichen Er-

ziehungs- und Bildungseinrichtungen defi-
niert. Das autoritätsgestützte Vater-Mutter-
Kind-System sollte ersetzt werden durch
die Wohnkommune. Diese wurde als Soli-
dargemeinschaft von Erwachsenen vorge-
stellt, die ihr Privateigentum teilen und
nicht mehr der ehelich gebundenen Tyran-
nei von Monogamie und Fortpflanzung
unterliegen. Kinder gehören zum Gesamt-

kollektiv. In ihm darf keinerlei Zwang von
den Älteren auf die Jüngeren ausgehen –
und außerhalb der Wohnkommune sollten
Kinderläden die bis dahin als Bewahran-
stalten betriebenen Kindergärten ersetzen.
Im „Kinderkollektiv“ galt als Regel, dass al-
le Fragen, die das gemeinsame Miteinander
betreffen, selbstbestimmt thematisiert, be-
raten, reflektiert und ohne Mitwirkung von
Erwachsenen entschieden werden.
Ein kontinuierlicher Arbeitskreis, das „El-
ternkollektiv“, sollte den Erziehungsbe-
rechtigten zudem Gelegenheit geben, sich
über ihre pädagogischen Tätigkeiten pra-
xisbezogen und theoriegeleitet auszutau-
schen. Im Vertrauen auf die Selbstregulati-
ons- und Aushandlungsfähigkeiten der
Kinder wurde die pädagogische Beziehung
als herrschaftsfreies Verhältnis definiert.
Sogar die bis dahin tabuisierte kindliche
Sexualität wurde bejaht, wobei man sich
zu der folgenschweren Ansicht verstieg, die
Sexualerziehung diene der aktiven Förde-
rung lustvoller sexueller Praktiken.

Alternativschulen und Schülerläden An-
ders als bei der privaten Gründung von
Kinderläden im Wohnviertel hatten es die
„Antiautoritären“ bei der Einflussnahme
auf das staatliche Regelschulsystem deut-
lich schwerer. Mit dem Ziel, die autoritäre
Praxis der überkommenen Paukschule zu
durchbrechen, entstanden quer durch die
Bundesrepublik Elterninitiativen zur Grün-
dung alternativer „Kinderschulen“. Auch
die ersten selbstverwalteten so genannten
Schülerläden wurden gegründet, um ver-
lässliche außerschulische Nachmittagsan-
gebote gewährleisten zu können.
Die scharfen gesellschafts- und autoritäts-
kritischen Töne wurden dabei erkennbar
moderater, so dass sich die pädagogischen
Ziele und Methoden der neuen „Alterna-
tivschulen“ mit den breiter gefassten bil-
dungstheoretischen Vorstellungen der Bil-
dungsreformer durchaus deckten. Es ging
um Emanzipation, Mündigkeit, Selbstregu-
lation und Subjektautonomie, um Binnen-
differenzierung, Projektarbeit, Partizipati-
on und Soziales Lernen. Lediglich bei der
Beurteilung der pädagogischen Bedeutung
von Autorität lag man weit auseinander.
Im Fahrwasser dieser Entwicklungen geriet
auch das bis dahin vorherrschende ord-
nungspolitische Selbstverständnis im Be-
reich der Jugendarbeit unter Druck. Hier
waren es vor allem ältere Schülerinnen
und Schüler sowie Auszubildende, die kri-
tisierten, dass die für sie maßgeblichen So-
zialisationsinstanzen – Familie, Schule und
Ausbildungsbetrieb – ausschließlich An-
passungsdruck ausübten. Nirgendwo gäbe
es Freiräume, um eigene jugendtypische
Bedürfnisse auszuleben. Das Bestreben,
aus dem Lichtkegel der Kontrollsysteme
der Erwachsengesellschaft herauszutreten,
gipfelte in der jugendpolitischen Forde-
rung nach der Einrichtung von selbstver-
walteten Jugendzentren mit eigenen Räu-
men zur kreativen Selbstverwirklichung
und zur politischen Meinungsbildung.
Was in der Rückschau an der antiautoritä-
ren Erziehungsbewegung zugleich fasziniert
und irritiert, ist die Konsequenz der Kritik
an pädagogischen Bedingungen, die der
Entwicklung von Autonomie und Hand-
lungsfähigkeit entgegenstehen. Gleichwohl
bleibt die nüchterne Erkenntnis, dass die ra-
dikale Ablehnung von Autorität in Familie,
Kindergarten, Schule, Hort und Jugendfrei-
zeitheim ein durch die Generationslage mit-
bedingtes, aber dennoch fatales Missver-
ständnis war. Hermann Veith T
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Kunstunterricht im Jahr 1974: Freies Gestalten nach antiautoritärer Methode mit Grundschülern © picture-alliance/akg-images

Kollektiv für Kinder
ERZIEHUNG Der Nachwuchs der 68er sollte die Revolution leben und erleben
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D
er protestantische Theolo-
ge und Kirchenhistoriker
Walter Elliger hatte schon
manchen Strauß ausgetra-
gen. Als junger Hoch-
schullehrer hatte er die

„antichristliche Polemik“ der Nationalsozia-
listen gegeißelt, als Professor an der Ostber-
liner Humboldt-Universität sich mit der
SED angelegt. Schließlich wechselte Elliger
1963 an die neugegründete Universität Bo-
chum. Doch ob das eine kluge Entscheidung
war, daran begann er im Laufe der Zeit zu
zweifeln. „Was ich in den letzten beiden Jah-
ren hier erlebt habe, stellt die in der DDR
gemachten Erfahrungen weit in den Schat-
ten“, schrieb er 1970 verbittert über die Um-
triebe rebellischer Studenten, „und lässt
mich heute fast bereuen, dem Ruf an die
Ruhr-Universität gefolgt zu sein.“

»Liberale Scheißer« Welch einen Schock
die Revolte jenen zufügte, gegen die sie
sich richtete, auch Professoren, die sich
selber als „liberal“ verstanden, hat un-
längst ein damals Betroffener geschildert,
der heute 92-jährige Germanist und Göt-
tinger Emeritus Albrecht Schöne: „Ich galt
wohl als einer der ‚liberalen Scheißer‘“,
die in den Augen der studentischen Wort-
führer „sogar besonders verhasst waren“.
In traumatischer Erinnerung hat Schöne
den 13. Mai 1969, als er die zum Hörsaal
umgebaute Paulinerkirche betrat und das
Podium von 20 Protestlern gekapert fand,
die ihn wüst beschimpften. Bis heute
fragt sich Schöne, ob er sich nicht einfach
zum Mikrofon hätte durchboxen sollen,
statt wortlos das Feld zu räumen.

Mehrere seiner Vorlesungen seien damals
gesprengt worden, in einem Fall hätten
Störer ihm auch das Manuskript entrissen.
Vorlesungen seien nichts weiter als der
„zeremonielle Ausdruck des Privatbesitzes
an wissenschaftlichen Produktionsmit-
teln“, hieß es in einem Flugblatt: „Ich ha-
be dann acht Jahre lang keine Vorlesungen
mehr angeboten.“ In einem anderen Pam-
phlet wurde dazu aufgerufen, die „Weiber“
und Töchter der Professoren zu „vögeln“.
Schönes Mülltonne wurde durchwühlt, ei-
ne Inventarliste des Inhalts veröffentlicht.
„Aggression und ungeheuerliche Brutali-
tät“, das sind in Schönes Erinnerung die
prägenden Merkmale der damaligen Zeit.
Es blieb nicht aus, dass sich Widerstand
formierte. Bereits 1968 machten Professo-
ren von über 30 Universitäten im „Mar-
burger Manifest“ Front gegen die „Demo-
kratisierungsbestrebungen der Hochschu-
len“. Im November 1970 trafen sich in Bad
Godesberg rund 1.500 Vertreter von For-
schung und Lehre, Wirtschaft und Politik,
um den „Bund Freiheit der Wissenschaft“
aus der Taufe zu heben. Im Gründungsma-
nifest hatten sie sich dem Anliegen ver-
schrieben, „den Gesinnungsterror fanati-
sierter Gruppen an den Hochschulen“ ab-
zuwehren.
Zu den Initiatoren zählten unionsnahe
Gelehrte wie der Politikwissenschaftler
Hans Maier und der Historiker Konrad
Repgen, aber auch konservative Sozialde-
mokraten wie der Philosoph Hermann
Lübbe und der Politologe Richard Löwen-
thal. Löwenthal hatte einst in der Weima-
rer Republik selber als kommunistischer
Studentenfunktionär agitiert. Jetzt galt sei-

ne Sorge dem Einfluss „freiheitsfeindlicher
Extremisten“ und „undurchdachten Hoch-
schulgesetzen“, die „diesen Extremisten
Macht gaben“. Die von sozialliberalen Bil-
dungspolitikern betriebene Umgestaltung
der Universitäten, fürchtete Löwenthal,
werde nicht „Anhängern konstruktiver Re-
form“ zugutekommen, sondern den
„Kommunisten verschiedener Richtun-
gen“.
Der Bad Godesberger Kongress verabschie-
dete eine Resolution gegen die „dilettanti-
schen Bestimmungen in
einer Reihe von Hoch-
schulgesetzen, die Nicht-
wissenschaftlern zuneh-
menden Einfluss“ gewähr-
ten. Darum ging es im
Kern – die Verteidigung
der Ordinarienuniversität
gegen das Modell der Drit-
telparität, in dem auch As-
sistenten und Studenten
über Mitbestimmungs-
rechte verfügten. Der
Theologe Elliger etwa
mochte keinen Gewinn
darin sehen, sich „durch einen wilden Pa-
pierkrieg und nutzlose Marathonsitzungen
zermürben und von meiner wissenschaftli-
chen Arbeit abhalten zu lassen“.

Gemäßigte Reformer Dass es an den
Universitäten und in der Gesellschaft der
damaligen Bundesrepublik nichts zu refor-
mieren gab, wäre Wulf Schönbohm, dem
Bundesvorsitzenden des Rings Christlich-
Demokratischer Studenten (RCDS) von
1967 bis 1968, nicht in den Sinn gekom-

men. Mit Grausen erinnerte er sich Jahr-
zehnte später daran, wie ihn die Berliner
Zimmerwirtin seiner Freundin jeden
Abend spätestens um 22 Uhr an die Luft
setzte, weil sie sich vor dem „Kuppeleipara-
graphen“ ängstigte, sollte er über Nacht
bleiben. Doch er mochte nicht einsehen,
dass es, um den gesellschaftlichen Muff
und Mief zu durchlüften, des Umsturzes
der politischen Ordnung bedurfte, der Be-
seitigung von Parlamentarismus, Gewal-
tenteilung und Rechtsstaat. Schönbohm

veröffentlichte 1969 ein
Buch über „Die Thesen der
APO – Argumente gegen
die radikale Linke“ und
stritt auf etlichen Podien
mit Rudi Dutschke, der für
ihn im Übrigen „der einzi-
ge mir sympathische Linke
war“.
Von ihren akademischen
Lehrern unterschieden sich
Schönbohm und seine Mit-
streiter darin, dass sie der-
selben Generation ange-
hörten wie die Revoluzzer

und sich wie diese über den gesellschaftli-
chen und hochschulpolitischen Verände-
rungsbedarf einig waren, allein den Sozia-
lismus-Rezepten nichts abgewinnen
konnten. Die „alternativen 68er“ nannten
sie sich, als in späterer Zeit die Republik
mit jedem runden Jahrzehnt nach 1968 in
Gedenkseligkeit schwelgte. Leicht hatten
es diese „Alternativen“ damals nicht. Als
im Mai 1965 die Studenten des Otto-
Suhr-Instituts den ersten Vorlesungsstreik
in der Geschichte der Berliner FU be-

schlossen, meldete sich Schönbohm mit
Zweifeln an der Sinnhaftigkeit zu Wort:
Studenten seien keine Arbeitnehmer.
Wenn sie den Vorlesungen fernblieben,
schadeten sie nur sich selbst: „So begann
meine Karriere als Faschist.“
Auch der spätere Politikwissenschaftler
Gerd Langguth, einer der Nachfolger
Schönbohms im RCDS-Vorsitz, musste er-
fahren, „dass es nicht immer einfach ist, in
einer emotional aufgeheizten Situation zu
einer Minderheit zu gehören, zumal ja da-
mals alle Anhänger der politischen Ord-
nung der Bundesrepublik unter einen Fa-
schismusverdacht gestellt worden waren“.
Langguth hatte sich mit 22 „gegen den all-
gemeinen Mainstream“ für das christde-
mokratische Lager entschieden, weil es ihn
empörte, „wie linke Ideologen gerade auch
liberale Professoren an ihren Vorlesungen
hindern wollten“.

Konterrevolution Weder um die Verteidi-
gung professoraler Standesinteressen noch
um einen Reformismus christdemokrati-
scher Prägung ging es in erster Linie der
dritten Variante des Protests gegen den
Protest, deren Wortführer vielmehr eine
kulturelle Konterrevolution im Sinn hat-
ten. Der namhafteste unter ihnen war der
Sozialphilosoph Günter Rohrmoser, nach
dessen Überzeugung die „Kulturrevoluti-
on“ der 68er „tiefer in das Selbstverständ-
nis der Deutschen eingegriffen“ habe, „als
es vermutlich der nationalsozialistischen
Kulturrevolution gelungen ist“.
Unter dem Titel „Das Elend der Frankfurter
Schule“ hatte Rohrmoser 1970 eine Ab-
rechnung veröffentlicht mit den intellektu-

ellen Mentoren der Bewegung. Diese habe
das, was noch „an überkommener bürgerli-
cher Kultur selbst vom Nationalsozialis-
mus übriggelassen worden war, (…) diesen
durch Tradition verbürgten Kulturbestand
vernichtet“. Rettung war nach seiner An-
sicht nur von einer „geistig-moralischen
Wende“ zu erhoffen, die mit der Hinterlas-
senschaft der 68er rabiat aufräumen sollte.
Dass eine so verstandene „Wende“ nach
dem Regierungswechsel von 1982 aus-
blieb, hat Rohrmoser der CDU und dem
Kanzler Helmut Kohl nie verziehen. Er
wurde dann 1979 zum Inspirator des von
Baden-Württembergs Ex-Ministerpräsiden-
ten Hans Filbinger gegründeten „Studien-
zentrums Weikersheim“, das sich „die geis-
tige Auseinandersetzung mit der Kulturre-
volution von 1968“ auf die Fahne schrieb,
und zwar „im Sinn eines freiheitlichen,
christlich fundierten Konservatismus“.
Mit den Veteranen der Revolte teilte die
Rohrmoser-Schule freilich eine bemer-
kenswerte Gemeinsamkeit, nämlich die
Überzeugung, dass die 68er die Gesell-
schaft nachhaltig verändert hätten. Erst sie
hätten die Bundesrepublik „zivilisiert“
und zu einem „normalen Staat“ werden
lassen, meinte die spätere Bundestagsvize-
präsidentin Antje Vollmer (Grüne), wäh-
rend der Historiker Gerd Koenen ihnen
nicht weniger als die „soziokulturelle Neu-
gründung“ der Republik aufs Konto buch-
te. Dagegen hielt etwa Gerd Langguth die
68er mit solchen Zuschreibungen für weit
überschätzt und wies darauf hin, dass die
gesellschaftliche Modernisierung unab-
hängig von und lange vor ihnen eingesetzt
hatte. Winfried Dolderer T

Ein sogenanntes Teach-in an der Universität in Frankfurt am Main im Juni 1969. Die teils rabiaten Aktionen der Protestler setzten an den Universitäten auch gegenläufige Kräfte
frei. So gründete sich 1970 etwa der „Bund Freiheit der Wissenschaft“. © picture-alliance/dpa
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REAKTIONEN Von Standesinteressen,
»alternativen« 68ern und kulturellen
Konterrevolutionären

»Die Union merkte gar nicht, dass sie den Anschluss verpasste«
KONSERVATIVE PARTEIEN Der Historiker Daniel Schmidt über die Reaktion von CDU und CSU auf die Herausforderungen durch die 68er

Die 68er revoltierten gegen die Zu-
stände eines maßgeblich von der Union
geprägten Landes. Wie reagierte die Uni-
on darauf?
Zunächst eher milde lächelnd. Die Union
war selbstbewusst, aber auch selbstzufrie-
den. In den frühen 1960ern konnte sie ei-
gentlich vor Kraft kaum laufen, ging sie
doch mit einer absoluten Mehrheit in das
Jahrzehnt. Sie merkte gar nicht, dass sie
den Anschluss an den sich wandelnden
Zeitgeist verpasste und zunehmend unter
Druck geriet. Die Union hatte einerseits
hausgemachte Probleme, indem sie ihre
Kräfte in einem schmerzvollen Emanzipa-
tionsprozess von Adenauer verschliss. An-
derseits war sie durch soziale und politi-
sche Wandlungsprozesse grundsätzlich he-
rausgefordert. Dazu zählte eine sich am
Horizont abzeichnende Rezession, aber
natürlich auch die zunehmende Politisie-
rung der jungen Generation. Die Union
musste 1969 in die Opposition und konn-
te auch bei der Bundestagswahl 1972 nicht
überzeugen. Es mehrten sich die Rufe nach
einer Erneuerung.

Wer waren die maßgeblichen Refor-
mer?
Die Modernisierung war das explizite Ziel
einer sehr heterogenen Richtung innerhalb

von Partei und Parteiführung. Die für die
CDU vollkommen ungewohnte Oppositi-
onsrolle nach den Wahlniederlagen wurde
als große Katastrophe empfunden. Diese
historische Situation hat die CDU in die
Lage versetzt, grundsätzlich über sich nach-
zudenken. Für eine Erneuerung standen et-
wa ein Teil der Jungen Union ein, die soge-
nannten Alternativen-68er und die Sozial-
ausschüsse, also der Arbeitnehmerflügel,
der beispielsweise durch Norbert Blüm ver-
körpert wurde. Es gab aber auch wirt-
schaftsnahe Protestanten wie Walther Leis-
ler Kiep oder Richard von Weizsäcker. Die
waren alle durchaus bereit, einige Jahre in
der Opposition zu verbringen, um der Par-
tei ein neues programmatisches Profil zu
verleihen. Dabei waren die Erneuerer der
Auffassung, dass ein prononcierter konser-
vativer Kurs den Zusammenhalt der Union
gefährden und nicht zum politischen Er-
folg führen würde. Dieser sollte vielmehr
in der Mitte gesucht werden. Wir sollten
aber nicht den zentralen Akteur vergessen:
Helmut Kohl, der ab 1973 den Parteivor-
sitz der CDU übernahm.

Wie stand Kohl zu den Reformbestre-
bungen?
Kohl pflegte zwar das Image des jugendli-
chen Reformers, war aber alles andere als

ein blauäugiger Idealist, sondern ein prag-
matischer und nüchterner Machtpolitiker.
Er setzte darauf, dass eine realistische Per-
spektive auf einen Machtwechsel innerpar-
teiliche Differenzen überbrücken würde.
Kohl hatte aber den Mut, auf neue Leute
zu setzen, etwa auf Kurt Biedenkopf, den
er als Generalsekretär einsetzte. Bieden-
kopf baute die Bundesgeschäftsstelle der
CDU zu einer sehr modernen Einrichtung
aus – und da kamen dann die CDU-eige-
nen 68er ins Spiel.

Wer waren diese 68er?
Das waren Personen wie Peter Radunski,
Horst Teltschik oder Wulf Schönbohm. Die
kamen aus dem Berliner Ring Christlich-
Demokratischer Studenten (RCDS) und
hatten am Otto-Suhr-Institut der Freien
Universität studiert. Sie sind also im
Brennpunkt der 68er Bewegung politisch
sozialisiert worden. Das waren eigentlich
die ersten in der CDU, die das wirklich
ernst genommen haben und sich mit dem
neuen politischen Stil, mit den Argumen-
ten und der subversiven Praxis der Neuen
Linken inhaltlich auseinandersetzen woll-
ten. Aus ihrer Sicht war diese Bewegung
kein Zufall, sondern spiegelte einen grund-
sätzlichen gesellschaftlichen Wandel wider,
der dazu führte, dass die Zustimmung zu

den politischen Angeboten der Union ra-
sant abnahm. Sie sorgten sich um das
künftige Wählerpotenzial der Union.

Gab es ein Zugehen auf die 68er?
Diese Alternativen-68er wollten die CDU
nicht unbedingt nach links verschieben.
Es gab zwar aus heutiger Sicht obskur wir-
kende Entwicklungen, etwa eine Kinderla-
denbewegung innerhalb des RCDS in Ber-
lin, aber dazu gehörten die wirkmächti-
gen RCDSler nicht. Das waren nüchterne
Analysten. Sie gingen davon aus, dass
man einerseits Kritikpunkte ernst nehmen
sollte, beispielsweise was Demokratie und
Partizipationsmöglichkeiten anging. An-
dererseits stellten sie auch fest, dass sich
die politische Praxis der Union ändern
musste. Es ging ihnen also nicht nur um
inhaltliche Reformen, sondern auch um
organisatorische Effizienz und eine er-
höhte Kommunikationsfähigkeit gegen-
über neuen Zielgruppen. Peter Radunski
wurde in den 1970ern und 1980ern so
zum Fachmann der CDU für Organisati-
on und Kommunikation und führte viele
erfolgreiche Wahlkämpfe, während zum
Beispiel Schönbohm als Programmfach-
mann galt. Diese Herren hätten aber nicht
so viel bewegen können, wären sie nicht
von Kohl und Biedenkopf protegiert wor-

den, die ihnen zugestanden, ihre Ideen zu
realisieren.

Und die gescholtenen Konservativen
in der Union haben das mitgemacht?
Die fanden das alles andere als lustig. An-
passungs- und Veränderungsbereitschaft
waren in der Union begrenzt. Das war vor
allem bei der CSU der Fall. Die Christso-
zialen hatten nämlich komplett gegensätz-
liche Erfahrung gemacht. Die CSU hatte
durch massive konservative Zuspitzung
und einen sehr nationalen Kurs in den frü-
hen 1970ern sehr gute Wahlergebnisse er-
zielt. Das galt auch für die hessische CDU
unter Alfred Dregger. Dementsprechend
sah Dregger auch keinen Anlass dazu, von
dem Konfrontationskurs abzusehen. Viel-
mehr sah er eben in einer scharfen polari-
sierenden Konfrontation mit dem politi-
schen Gegner die Chance, auf Bundesebe-
ne die absolute Mehrheit zu gewinnen. Die
CDU sollte eben nicht mittelfristig die FDP
durch programmatische Zugeständnisse als
Koalitionspartner zurückgewinnen, son-
dern zu einer klaren Alternative für natio-
nalliberal orientierte Menschen werden.

Also eine Mobilisierung der „schwei-
genden Mehrheit“ gegen die 68er?
Im Prinzip ja. In diesem Zusammenhang

wurde auch der Plan einer „Vierten Partei“
ventiliert, die als eine Art Sammlungsbewe-
gung rechts von der Union fungieren soll-
te, um sowohl nationalliberale FDP-Wäh-
ler als auch Wähler der NPD zu binden
und der Union dann wiederum eine Mehr-
heitsoption im Bund zu sichern. Vor allem
die CSU hat damals damit geflirtet als eine
Art Ausweitung der CSU auf Bundesebene.
Das wurde letztlich nicht realisiert, war
aber ein Gedankenexperiment, das Mitte
der 1970er Strahlkraft entfaltete. Kohl fand
das alles völlig albern, weil er mit den Leu-
ten, die sich in einer solchen „Vierten Par-
tei“ gesammelt hätten, eigentlich nichts zu
tun haben wollte..

Das Gespräch führte
Sören Christian Reimer. T

Daniel Schmidt ist Historiker am Institut
für Stadtgeschichte Gelsenkirchen und
hat unter anderem zur Geschichte der
CDU in den 1960er und 1970er Jahren

publiziert.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Dass eine
»Wende« nach
1982 ausblieb,
hat Rohrmoser
der CDU und
Helmut Kohl

nie verziehen.
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Dubcek statt Dutschke
PRAGER FRÜHLING Reformen beim Nachbarn weckten 1968 in der DDR Hoffnungen auf einen »Sozialismus mit menschlichem Antlitz«

F
ür Mitglieder des Politbüros und
des Zentralkomitees der SED
muss das Jahr 1968 ein Jahr des
doppelten Staunens gewesen sein:
Auf dem Ku’damm protestierte
die Westjugend gegen Vietnam-

krieg und Springer-Presse. Und im benach-
barten Bruderland der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik (CSSR) sprachen
derweil hohe Funktionäre der Schwesterpar-
tei von einem „Sozialismus mit menschli-
chem Antlitz“ und fanden damit Anklang in
der Bevölkerung ganz ohne die sonst übli-
chen erzieherischen Mittel von Zwang und
Bevormundung.
Wie aber war es möglich, dass unter den Be-
dingungen des Kalten Krieges im eisern ge-
führten und sowjetisch dominierten Ost-
block ein Satellit wie die CSSR vom vorbe-
stimmten Kurs abwich und in einer kommu-
nistischen Partei der
Wunsch nach Lockerung,
Liberalisierung und Demo-
kratisierung laut wurde?
Vorausgegangen war den
Prager Ereignissen 1968 ein
Tauziehen zwischen Dog-
matikern und Wirtschafts-
reformern in der Kommu-
nistischen Partei der Tsche-
choslowakei (KSC). Refor-
mer um den Wirtschafts-
wissenschaftler Ota Sik ent-
wickelten seit Anfang der
1960er Jahre Ideen, um der
wirtschaftlichen Stagnation zu begegnen, die
das Land auch im RGW-Maßstab abzuhän-
gen drohte. Offen diskutiert wurde zum Bei-
spiel über die Zulassung von mehr Wettbe-
werb und die Bildung unabhängiger Gewerk-
schaften, über Joint Ventures mit westlichen
Unternehmen und das Ende der staatlichen
Preisbildung. Dogmatiker mit Absolutheits-
anspruch vom Primat der Partei witterten bei
solchen Gedanken bereits die Konterrevolu-
tion. Und dennoch konnte sich der Reform-
flügel der KSC zum Jahreswechsel 1967/68
mit der Wahl Alexander Dubceks durchset-
zen und sich des Rückhalts in zwei gesell-
schaftlichen Lagern stützen. Zum einen hatte
sich Prag in den 1960er Jahren eine Intellek-
tuellen- und Kulturszene entwickelt, in der
freier diskutierte werden konnte als in ande-
ren Ostblock-Staaten. Bereits 1963 sorgte ei-
ne Kafka-Konferenz in Liblice nicht nur un-
ter Literaturwissenschaftlern für Aufruhr. Ei-
nige Teilnehmer hatten dort offen über die
Frage diskutiert, ob die Entfremdung des
Menschen auch im Sozialismus noch existie-

re, eine Überlegung zu der einst von Karl
Marx skizzierten Entfremdungsthese, die sich
nicht nur gegen die übliche Exegese kommu-
nistischer Parteien wandte, sondern auch in
anderer Form von Herbert Marcus, einer phi-
losophischen Leitfigur der West-68er, gestellt
wurde. Unterstützung erhielten die Reform-
kommunisten in Prag 1968 außerdem von
slowakischer Seite: Die Slowakei profitierte
zwar von ihrer Eingliederung in die CSSR,
die für den Landesteil einen industriellen
und infrastrukturellen Modernisierungs-
schub bedeutete, allerdings forderten die
Slowaken mehr politische Mitsprache in
Prag. Die Wahl des 47-jährigen Slowaken
Dubcek an die Spitze der KSC galt als ein
wichtiges Zugeständnis.
Für die DDR-Führung waren die ideologi-
schen Lockerungsübungen im Nachbarland
eine Zumutung – wie für eigentlich alle Füh-

rungen in den Ländern des
Warschauer Paktes. Die Prager
Genossen zeigten ja, dass sich
dem „real existierende Sozia-
lismus“, mit seinen Zwängen
und Kompromissen, die na-
türlich nie eigenen Wider-
sprüchen und Konflikten son-
dern stets dem Wirken des
ideologischen Klassenfeindes
im Westen zugeschrieben
wurden, ein Sozialismusent-
wurf entgegensetzen ließ, mit
dem sich die Hoffnung auf
mehr Freizügigkeit, mehr

Wohlstand und weniger geistiger Enge und
Gängelung verband. Nicht zu Unrecht sorg-
ten sich die Führungen in Ost-Berlin, War-
schau, Budapest, Sofia oder Moskau, dass
das Experiment in Prag Strahlkraft bis in die
eigenen Reihen hinein entwickeln könnte.
Umfragen im Nachbarland zeigten, dass sich
rund 90 Prozent der Tschechen und Slowa-
ken hinter Dubceks Reformpläne stellte. Ih-
nen ging es nicht um die Abschaffung des
Sozialismus, sondern um mehr demokrati-
sche Mitsprache und weniger Hörigkeit ge-
genüber der Moskauer Zentrale.
Für die Genossen im restlichen Ostblock ein
kaum auflösbares Dilemma: Sie konnten das
Experiment mit Gewalt beenden und damit
die Hoffnung auf eine Gesellschaftsordnung
zerschmettern, die doch eigentlich einst als
„Reich der Freiheit“ (Friedrich Engels) skiz-
ziert worden war und für die sich selbst Ge-
nossen in den eigenen Reihen erwärmten.
Oder sie konnten auf den Reformkurs ein-
schwenken, würden damit dann aber abseh-
bar den allerübergreifenden Führungsan-
spruch der Partei und damit ein zentrales, im
Kalten Krieg für überlebenswichtig erachtetes
marxistisch-leninistisches Prinzip aufgeben.
Genau diese Gefahr zeigte in den Augen der
dogmatischen Genossen die Pläne der in
Prager Reformsozialisten, die sie im Mai
1968 in einem Aktions-Programm vorstell-

ten: Wirtschaftsreformen, Meinungsfreiheit,
die Aufarbeitung stalinistischer Verbrechen
und vor allem ein Überdenken der Rolle der
Kommunistischen Partei der CSSR. Hoffte
man in Ost-Berlin zunächst noch, das Pro-
blem aussitzen zu können, warnte das ZK in-
tern schon bald vor „revisionistischen, ja of-
fen bürgerliche Positionen“.
Während sich im Frühjahr und Sommer 1968
in der CSSR eine im Ostblock so nie gekannte
offene Diskussion vor laufenden Kameras
und Aufnahmegeräten über die Abschaffung
der Zensur, die Rehabilitation stalinistischer
Opfer und über die Möglichkeit parlamenta-
rischer Pluralität entspann, wuchs der Druck
auf die tschechoslowakische Führung. In ei-
nem Reigen von Krisen- und Gipfeltreffen ga-
ben sich die Staats und Parteichefs der Sow-
jetunion, Ungarns, Polens, Bulgariens und der
DDR (die später so genannten „Warschauer
Fünf“) die Klinke in die Hand und bedräng-
ten die Genossen aus Prag, die Reformen zu-
rückzunehmen. Nicht mit dabei waren Alba-
nien, das sich nach China orientierte sowie
Rumänien, dessen Staats- und Parteichef Ni-
colae Ceausescu Moskaus Führungsanspruch
damals ablehnte und zwischenzeitlich zu ei-
nem Darling im Westen avancierte.

Doktrin Nachdem beim letzten Treffen der
„Warschauer Fünf“ Anfang August der Ein-
druck entstanden war, dass man sich mit
Dubceks Reformkurs wohl oder übel abfin-
den würde, kam der Einmarsch Warschauer
Truppen in der CSSR am 21. August für die
meisten Zeitgenossen überraschend. Rund
300.000 Soldaten aus der Sowjetunion, Po-
len, Ungarn und Bulgarien – nicht aber aus
der DDR – brachten das Territorium und den
Luftraum der CSSR innerhalb weniger Stun-
den unter Kontrolle. Dubcek und seine Ge-
nossen, die angesichts dieser Übermacht die
Bevölkerung zur Gewaltlosigkeit aufgerufen
hatten, wurden in sowjetischen Gewahrsam
genommen. Die offizielle Meldung der sow-
jetischen Nachrichtenagentur TASS berief
sich auf ein Hilfeersuchen einer „Gruppe der

tschechoslowakischen Führung“, die nicht
näher benannt wurde. Aber bereits im Brief
der Warschauer Gipfelkonferenz an die Pra-
ger Genossen vom 15. Juli 1968 deutete sich
jene Politik an, die später als „Breschnew-
Doktrin“ bezeichnet worden ist: „Es war und
ist nicht unsere Absicht, uns in solche Ange-
legenheiten einzumischen, die ausgespro-
chen innere Angelegenheiten Ihrer Partei und
Ihres Staates sind“, hieß es darin. „Wir kön-
nen jedoch nicht damit einverstanden sein,
dass feindliche Kräfte Ihr Land vom Weg des
Sozialismus stoßen und die Gefahr einer Los-
trennung der Tschechoslowakei von der so-
zialistischen Gemeinschaft heraufbeschwö-
ren. Das sind nicht mehr nur Ihre Angelegen-
heiten.“ Der Blick in die Archive nach 1989
zeigt allerdings auch, dass der Namensgeber
der Doktrin, KPdSU-Generalsekretär Leonid
Breschnew, bis zuletzt alle Register zog, um
eine politische Lösung zu erreichen und eine
militärische Intervention zu vermeiden.
Für die Tschechen und Slowaken war der
Einmarsch bitter: Zwar protestierten sie vor
den Augen der Weltöffentlichkeit eindrück-
lich gegen die Intervention der Bruderstaaten
und sie hatten die Sympathien und die Soli-
darität wohl der meisten Zeitgenossen dies-
und jenseits des Eisernen Vorhangs auf ihrer
Seite. Doch wurde in den folgenden Wochen
und Monaten immer deutlicher sichtbar, was
es mit der nun eingeläuteten „Normalisie-
rung“ auf sich hat: Rücknahme fast aller Re-
formversprechen, Ruhe und Ordnung, Resig-
nation und Stagnation, ein Exodus von Ärz-
ten, Facharbeitern, Künstlern. An den Pro-
blemen und inneren Widersprüchen, deren
Lösung Reformer wie Dubcek umgetrieben
hatten, änderte der Einmarsch nichts. Die
Panzer in Prag zeigten, dass selbst Reform-
versuche aus dem Apparaten heraus nicht
möglich, das System zur Selbstkorrektur
nicht in der Lage war - was mit Blick auf den
Systemwettstreit zwischen Ost und West kei-
ne gute Nachricht sein konnte.
Auch die mit dem Prager Frühling verbunde-
nen Hoffnungen und Ideen ließen sich nicht
einfach wieder einfangen. 1977 machten vor
allem Künstler und Intellektuelle um den
Dramatiker Vaclav Havel mit der Charta 77
auf Menschenrechtsverletzungen aufmerk-
sam, die im Widerspruch zu der auch von
der CSSR-Führungen unterschriebenen
Schlussakte von Helsinki standen. In Polen
fanden ab 1980 oppositionelle Intellektuel-
le, Studenten und Arbeiter unter dem Dach
der unabhängigen Gewerkschaft Solidarnosc
zusammen. Die Polnische Vereinigte Arbei-
terpartei konnte ihre Alleinherrschaft nur
um den Preis der zwischenzeitlichen Verhän-
gung des Kriegsrechts aufrechterhalten – und
dies auch nur bis Anfang 1989, als sie sich
letztlich gezwungen sah, mit der Solidarnosc
das Gespräch am Runden Tisch zu suchen.
Zu diesem Zeitpunkt focht die polnische
Opposition schon nicht mehr für einen

„Dritten Weg“ oder die Reformierbarkeit des
Sozialismus, sondern für freie Wahlen in ei-
nem Mehrparteiensystem. In der DDR hinge-
gen kamen die Hoffnungen auf einen „So-
zialismus mit menschlichem Antlitz“ in den
1980er Jahren nochmals auf, als sich in Mos-
kau mit Michail Gorbatschow ein reform-
freudiger Erster Sekretär anschickte, mit den
Schlagworten von Transparenz und Umbau
(Glasnost und Perestrojka) gegen den bleier-
nen Stillstand und eine verknöcherte Büro-
kratie vorzugehen. Dieses Mal war es die
Führung der DDR, die nun ihrerseits mit
Moskau haderte. SED-Chefideologe Kurt Ha-
ger tat Gorbatschows Reformkurs als Kulis-
senwechsel ab: „Würden Sie, nebenbei ge-
sagt, wenn Ihr Nachbar seine Wohnung neu
tapeziert, sich verpflichtet fühlen, Ihre Woh-
nung ebenfalls neu zu tapezieren?“

Revolution der 40-Jährigen Aber als Gor-
batschow im Oktober 1989 dann zum
40. DDR-Geburtstag in Ost-Berlin eintraf,
wurde er von der Bevölkerung unter freu-
digsten „Gorbi“-Rufen begrüßt, die in den
Ohren Hagers und seines Parteichefs Erich
Honecker wohl besonders grell geklungen
haben dürften. Die Hoffnung auf eine Wen-
de zum demokratischen Sozialismus existie-
ren auch bis in die Reihen der Opposition

der DDR: Bürgerrechtler, die sich gegen Um-
weltverschmutzung oder gegen die NVA-
Wehrpflicht wandten, trugen ihre Forderun-
gen bis in den Herbst 1989 hinein in der Re-
gel noch in der Annahme vor, die Dinge im
Dialog mit der SED zum Besseren zu wen-
den. Der Historiker Stephan Wolle hat in sei-
nem Buch „Der Traum von der Revolte“ da-
rauf hingewiesen, dass die Wende 89 ver-
schiedentlich als Revolution der 40-Jährigen
bezeichnet worden ist – deren reformsozia-
listischen Hoffnungen 1968 brutal zerschla-
gen worden waren, und die nun, mit 21 Jah-
ren Verspätung, auf Einlösung alter Verspre-
chen drängten. Allerdings verflog die reform-
sozialistische Experimentierlust im DDR-
Wendeherbst bei den meisten Landsleuten
rasch mit der Aussicht auf westlichen Wohl-
stand. Für Wolle „ohne Zweifel ein Sieg des
Historischen Materialismus ganz im Sinne
von Karl Marx, der die ökonomischen Inte-
ressen als Treibkraft der geschichtlichen Ent-
wicklung gesehen hatte“.
Die Invasion in Prag war für eine ganze Gene-
ration in den Ländern des Ostblocks zentraler
politischer Wendepunkt, der die einen aus re-
formsozialistischen Träumen riss und die an-
deren zumindest noch bis 1989 weiter von
der Möglichkeit systemimmanenter Reparatu-
ren träumen ließ. Alexander Heinrich T

Aufgebrachte Tschechen und Slowaken umringen im August 1968 einen sowjetischen Panzer in der Innenstadt von Prag. © picture-alliance/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Back in the U.S.S.R.
SOWJETUNION Hippiekultur hinter dem Eisernen Vorhang

Äußerlich unterschied sie eigentlich nichts
von ihren Altersgenossen in der San
Franciso Bay Area: Sie trugen Schlaghosen,
stecken sich Blumen ins lange Haar, näh-
ten sich bunte Stofffetzen auf die Kleidung.
Ende der 1960er Jahre schwappte die Hip-
piekultur auch in Sowjetunion, zunächst
in den großen Städten wie Moskau, Lenin-
grad und Kiew und im Baltikum, später
war die Szene landesweit bis nach Sibirien
und den fernen Osten gut vernetzt. Wie
Wandervögel reisten und trampten sie von
einem geheimen Treffen zum nächsten
Untergrund-Festival, im Gepäck ein Notiz-
buch mit Telefonnummern und Adressen
von Gleichgesinnten, bei denen man über-
nachten konnte. Statt in die Ashrams In-
diens aufzubrechen gingen die sowjeti-
schen Blumenkinder, die sich selbst „Siste-
ma“ nannten, auf Sinnsuche in die Weiten
Zentralasiens oder in die Berger der Bal-
kans und des Kaukasus. Selbstverständlich
waren auch Drogen im Spiel, doch in Er-
manglung von LSD und anderer Halluzi-
nogene experimentierte man zum Beispiel
mit einem Sud aus dem Inhalt von „Ast-
matol“-Zigaretten, einer – man mag es
heute kaum glauben – damals gebräuchli-
chen Zigarettenmarke für Asthmakranke.

Vor allem die Musik schweißte zusammen,
nur war es natürlich deutlich schwieriger
an die Platten der des Psychedelic Rocks
von Pink Floyd, The Doors oder Grateful
Dead zu kommen.
Viel mehr noch als in Nordamerika und
Westeuropa aber war das Bekenntnis, ein
Hippie zu sein, ein politisches – das zeigt
der Dokumentation „Soviet Hippies“ der
estnischen Filmregisseurin Terje Toomistu.
Für die staatlichen Stellen war „Sistema“
nicht einfach nur in erster Linie eine Ju-
gendbewegung, sondern eine vom westli-
chen Klassenfeind hineingetragene Gefahr.
Milizionäre hielten in den Städten nach
Langhaarigen Ausschau, um ihnen noch
im Einsatzwagen den Schopf zu scheren,
einige „Sistema“ wurden in Psychiatrien
gesteckt und dort Schocktherapien unter-
zogen. 1971 genehmigten die Behörden
den suspekten Blumenkinder eine De-
monstration in Moskau gegen den Viet-
nam-Krieg, nur um dann die aus dem gan-
zen Land angereisten „Gammler“ dem
KGB auf dem Präsentierteller zu überge-
ben. An dieses Ereignis erinnert die in die
Jahre gekommene Szene bis heute bei ei-
nem jährlichen Treffen am 1. Juni im Mos-
kauer Zarizyno-Park. ahe T

»Das
sind nicht

mehr
nur Ihre
Angele-

genheiten.«
Warschauer Brief an die

KP-Führung in Prag

Alexander Dubcek im August 1968
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»Eine Eintrittskarte für Gesellschaftskritik«
BLICK NACH OSTEN Viele 68er kritisierten, dass es in der DDR keinen Widerstand nach westlichem Vorbild gab. Den konnte es so auch nicht geben, sagt Detlef Pollack

Herr Pollack, Sie haben den Einfluss
der westdeutschen Revolte von 1968 auf
die DDR im Vergleich zu den Prager Er-
eignissen als weniger bedeutsam bezeich-
net. Wie wirkte sie dennoch auf die Ost-
deutschen?
Die DDR-Bürger haben, vor allem über die
Medien, die Partizipations- und kulturel-
len Aufbruchsbestrebungen in der Bundes-
republik sehr intensiv verfolgt. Insofern
sollte man die kulturellen Impulse, die von
der 68er-Bewegung auf die DDR ausgegan-
gen sind, nicht unterschätzen. Sie haben
auch in der DDR zu einem höheren An-
spruch auf individuelle Selbstbestimmung
und auf politische Partizipation geführt.

Hat man im Westen verstanden, wie
prägend die Niederschlagung des Prager
Frühlings für die Ostdeutschen war?
Man hat das schon verstanden, aber die
Durchschlagskraft der Ereignisse nicht be-
griffen. Für die meisten Ostdeutschen war
die Niederschlagung des Prager Frühlings
durch russische Panzer und die Truppen
des Warschauer Pakts eine Bestätigung ih-
rer Erfahrungen von 1953. Sie hat vor al-
lem gezeigt, dass man gegen die Waffen-
macht des sozialistischen Systems wenig
ausrichten kann. Das ohnehin bestehende
Gefühl der politischen und sozialen Ohn-
macht wurde so bestätigt. Wie stark diese
Wirkung war, hat man im Westen nicht
wahrgenommen.

Wie wurden die Prager Ereignisse
von den West-Studenten interpretiert?

Sie fühlten sich dadurch in den eigenen
Emanzipations- und Partizipationsbestre-
bungen bestärkt. Man muss ja bedenken,
dass nach 1968 die wichtigsten Intellektu-
ellen aus der Tschechoslowakei entweder
emigrierten oder sich ins Private zurückzo-
gen haben. Das bedeutete ein kulturelles
Ausbluten und führte zu einem gesell-
schaftlichen Stillstand über Jahrzehnte. Im
Westen sah man im Prager Frühling mehr
den Aufbruch, aber beschäftigte sich weni-
ger mit seinen depressiven Folgen.

Zur gleichen Zeit fuhren FU-Studen-
ten nach Ostberlin, um sich die Marx-En-
gels-Gesamtausgabe zu kaufen.
Viele Ostdeutsche fanden das sehr merk-
würdig, dass sie nun mit Westdeutschen
schon wieder über Marx reden sollten. Sie
wollten diese seltenen Gelegenheiten des
Zusammentreffens mit Intellektuellen aus
dem Westen mehr dazu nutzen, etwas über
das Leben und die kulturellen Entwicklun-
gen im andern Teil Deutschlands zu erfah-
ren. Zwar gab es auch nonkonforme intel-
lektuellen Zirkel in der DDR, die an den
Debatten über die Zukunft der Marxschen
Theorie ein Interesse hatten. Die Konzen-
tration auf den Marxismus hat, glaube ich,
viele allerdings wohl eher irritiert.

Vielen 68ern blieb die DDR stets
fremd. Warum?
Das hatte vor allem damit zu tun, dass vie-
le westdeutsche Intellektuelle die DDR als
den deutscheren Teil Deutschlands emp-
funden haben. Da war aus ihrer Sicht sozu-

sagen die Zeit stehengeblieben. Viele der
als typisch deutsch empfundenen Eigen-
schaften wie Obrigkeitsgehorsam oder die
Hochschätzung von Werten wie Fleiß, Dis-
ziplin, Pünktlichkeit oder Gemeinschaft-
lichkeit entdeckten sie nun im Osten wie-
der. Die Geschichte der westdeutschen Lin-
ken aber ist großteils eine Emanzipations-
geschichte von Deutschland und den mit
ihm assoziierten Werten wie Gehorsam,
Gemeinschaft oder Staat. Vor allem vor
diesem Hintergrund wurde die DDR, und
zwar nicht nur das System, sondern auch
die Haltung der Bevölkerung kritisiert.

Worauf beruhte diese Einschätzung?
Ich denke, der Ausgangspunkt für die Beur-
teilung der DDR durch die westdeutschen

Linken war nicht das repressive System in
der DDR, sondern die eigene im Westen
gemachte Erfahrung, dass Gesellschaftsuto-
pien und Gemeinschaftsideologien sich
nicht durchsetzen lassen und Gesellschaf-
ten prinzipiell konflikthaft sind. Die Ge-
meinschafts- und Konsensorientierung der
Ostdeutschen erschien ihnen nicht als Fol-
ge eines repressiven Systems, sondern als
Konsequenz des Weiterwirkens „typisch
deutscher“ Eigenschaften.

Aber die Zeit ist doch auch in der
DDR nicht stehengeblieben.
Natürlich hat es kulturelle Modernisie-
rungs- und Liberalisierungsprozesse gege-
ben, wenn auch weniger durchschlagend
als im Westen. Sonst hätte es 1989 nicht zu
so einer breiten Demokratiebewegung
kommen können.

Eine Kritik der 68er lautete, dass es
in der DDR keinen ernsthaften Wider-
stand gegeben habe.
Ich denke, dass man im Westen die repres-
sive Macht des Systems unterschätzt hat.
Viele der Älteren haben ja in den 1950er
Jahren erfahren, dass man bei offener Sys-
temkritik mit Gefängnisstrafen rechnen
muss und die Ausbildungschancen der
Kinder beschnitten werden. Das Gefühl,
dem politischen System ausgeliefert zu
sein, war tief verinnerlicht. Man hat im
Westen weithin unterschätzt, dass die DDR
eine geschlossene Gesellschaft war, mit der
man sich arrangieren musste. Durch den
Bau der Berliner Mauer war die Möglich-

keit der Flucht verstellt, und das hat die
Bürger noch einmal gefügiger gemacht.

Haben die westdeutschen Linken ihre
eigenen Erfahrungen zu schnell auf die
DDR übertragen?
Sie haben ja die Lernerfahrung gemacht,
durch Protest die Gesellschaft zwar nicht
zu einem idealen Ort der Gleichen und
Freien machen, sie aber sehr wohl verän-
dern zu können. Diese positive Erfahrung
hat man auf die DDR angewandt und
nicht verstanden, warum die Menschen so
eingeschüchtert waren. An dieser Einschät-
zung ist ja auch vieles richtig, denn viele
Ostdeutsche waren häufig ängstlicher, als
sie sein mussten, und haben Freiräume,
die existierten, nicht genutzt. Aber dahin-
ter stehen eben die negativen Erfahrungen
der 1950er und 1960er Jahre.

Dennoch entstanden später zahlrei-
che Oppositionsgruppen.
Aber an deren inhaltlicher Ausrichtung gab
es auch Kritik von westdeutscher Seite. So
wurde der DDR-Opposition vorgeworfen,
dass sie nicht deutlicher aufbegehrt hat,
dass sie mehr von der Humanisierung und
Demokratisierung des Sozialismus gespro-
chen habe, aber nicht die Einführung der
parlamentarischen Demokratie, die Ge-
währung von Menschenrechten und die
Überwindung der deutsch-deutschen Tei-
lung gefordert hätten. Das waren natürlich
alles Themen, die, wenn man sie angespro-
chen hätte, einen zum Feind der DDR ge-
macht hätten und jede Möglichkeit der po-

litisch-oppositionellen Aktivität ausge-
schlossen hätten.

Die westdeutschen Linken konnten
nicht nachvollziehen, dass man im Osten
an sozialistischen Utopien festhielt?
Nein, das konnten sie nicht. Während sie
sich in den 1970er und 1980er Jahren vom
Sozialismus weitgehend verabschiedeten,
war das Festhalten an ihm im Osten auch
so etwas wie eine Eintrittskarte für Gesell-
schaftskritik. Nach dem Motto: Wir sind ja
für den Sozialismus, aber er muss sich än-
dern. Es war nahezu ausgeschlossen, das
System in seinen Grundfesten zu kritisie-
ren, dann wäre man einfach nur im Ge-
fängnis gelandet. Man kann das als halb-
herzig kritisieren, aber man muss die Be-
dingungen bedenken, unter denen man im
Osten handelte. Viele Ostdeutsche haben
nach 1989 das Gefühl gehabt, dass sie in
ihrer Art, Freiräume auszutesten, keine An-
erkennung gefunden haben.

Das Gespräch führte Claudia Heine. T

Detlef Pollack ist Professor für Religions-
soziologie an der Universität Münster. Eines

seiner Forschungsthemen ist die innerkirchliche
Oppositionsbewegung der DDR.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperDetlef Pollack
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ie nannten sich Early, Blacky
oder Zappa und passten mit ih-
ren langen Haaren und Parkas
eigentlich nicht dorthin. In das
Klubhaus in der Magdeburger
Hegelstraße, nahe am Dom. Ein

prachtvolles Gebäude der Jahrhundertwen-
de, in dessen Klubräumen sich die Mitglie-
der des „Klubs der Intelligenz“, vornehm-
lich ältere Herrschaften mit Professorenti-
teln, in schweren Ohrensesseln Gedanken
über die Zukunft des Klubs machten. Denn
der Nachwuchs fehlte, auch weil Ideen
fehlten. „Die Klubleitung hat sich verstärkt
bemüht, Veranstaltungen mit hohem aktu-
ell-politischen Aussagewert durchzuführen.
Bei den Mitgliedern finden jedoch musika-
lisch akzentuierte Veranstaltungen weitaus
mehr Interesse. Kleinere aktuell-politische
Gesprächsrunden zu organisieren, scheitert
nicht zuletzt daran, dass der Klub derzeit
kein Niveau mehr ausstrahlt“, heißt es
1973 in einer Analyse des Kulturbundes,
unter dessen Dach der Klub arbeitete.
Der Kulturbund als „Organisation kulturell
Tätiger und Interessierter“ mit seinen
knapp 300.000 Mitgliedern fungierte als
Sammelbecken sowohl für Heimatforscher,
Hobbyphilatelisten, aber auch für Künstler
und Intellektuelle. Das passte nie so richtig
zusammen und stellte seine Legitimations-
grundlage während seiner ganzen Existenz
immer wieder in Frage. Weil einheitliche
Leitlinien für so unterschiedliche Interes-
sengruppen schwer zu formulieren waren,
entstanden aber auch Freiräume. Natürlich
in Grenzen und kontrolliert.

Bitte kein Mainstream Das wussten auch
Erhard, alias Early und seine Freunde. Sie
wollten diese Freiräume trotzdem nutzen,
gründeten ein sogenanntes Jugendaktiv als
Untergruppe des Klubs der Intelligenz und
versprachen, durch „pädagogisch wertvol-
le“ Veranstaltungen dessen Attraktivität ins-
gesamt zu steigern. Zweimal in der Woche
durften sie fortan die Räumlichkeiten nut-
zen. Sie taten das mit großem Erfolg, die
Jugendlichen strömten zu den Künstler-
Workshops, Vorträgen und vor allem zu
den Musikabenden und Konzerten. „Wir
haben bei den Diskotheken natürlich Wert
darauf gelegt, dass wir uns musikalisch ab-
heben. Rolling Stones haben wir nicht ge-
spielt, weil wir diesen Mainstream niveau-
los fanden. Es musste irgendetwas ‚Progres-
sives’ sein“, sagt Erhard.
Und die Ideen dafür kamen vor allem aus
den USA. Denn Erhards Schwester Leni
Sinclair lebte seit 1959 in Detroit und
avancierte als Fotografin zu einer wichtigen
Porträtistin der Jazz- und Rock-Szene der
1960er und 1970er Jahre. „Sie war Extrem-
kommunistin, Maoistin, Hippie, mit al-
lem, was dazugehört“ – und ein starker
Einfluss für den zwölf Jahre jüngeren Bru-
der und dessen Freundeskreis. Ihre Rock-,
aber vor allem Jazzplatten wurden vom
Magdeburger Jugendaktiv hoch und runter
gespielt, umrahmt von musiktheoretischen
Vorträgen. Man sollte ja, und wollte es
auch, pädagogisch anspruchsvoll sein.
„Durch diesen sehr lebendigen Austausch
mit seiner Schwester in den USA haben wir
eben gesehen, was so an Freiheiten für ei-
nen Menschen möglich ist und wollten
Teile davon auch hier verwirklichen“, erin-
nert sich Joachim, genannt Blacky.

Heftige Pendelbewegungen Amerikani-
sche Musikplatten in einem offiziellen
Rahmen zu spielen – dafür lieferte die SED
mit ihrem Jugendkommuniqué bereits
1963 die Basis. Auch wenn, wie stets in der
DDR, auf kulturpolitische Lockerungen

wieder drastische Einschränkungen folg-
ten: Die Büchse der Pandora war damit ge-
öffnet und nach den Zugeständnissen von
1963 konnte die SED auch nicht wieder
auf Null zurück. Denn die Jugend für das
Sozialismus-Projekt zu begeistern, war
schlicht eine existenzielle Frage und funk-
tionierte nicht allein mit Druck, das wusste
man auch im Politbüro. So hieß es plötz-
lich im besagten Kommuniqué, die Jugend
solle „ohne Gängelei, Zeigefingererheben
und Administrieren“ erzogen werden. Na-
türlich verlangte man von ihr weiter eine
aktive Beteiligung am Aufbau des Sozialis-
mus, warb aber gleichzeitig für mehr Of-

fenheit. „Welchen Takt die Jugend wählt,
ist ihr überlassen, Hauptsache, sie bleibt
taktvoll“, hieß es in dem SED-Papier. Die
westliche Beatmusik hielt damit sozusagen
offiziell Einzug in die DDR-Diskotheken
und wurde zunehmend von eigenen Bands
nachgeahmt. Es entstand die sogenannte
Singebewegung, die zwar anfangs noch
wohlwollend beobachtet wurde, der Partei-
führung jedoch zunehmend entglitt. 1965
erschien die erste Beatles-LP und die erste
LP mit DDR-eigener Beatmusik bei Amiga
– gerade noch rechtzeitig.
Denn schon im Dezember 1965 drehte
sich mit dem 11. Plenum des ZK der SED

wieder der Wind. Eigentlich sollte es bei
dem Treffen nur um Wirtschaftsfragen ge-
hen, tatsächlich entwickelte es sich zu ei-
nem „Kahlschlag-Plenum“ über die bishe-
rige Jugend- und Kulturpolitik. In dessen
Folge wurden zahlreiche Filme, Theaterstü-
cke, Bücher und Musikgruppen verboten.
Die Schriftstellerin Brigitte Reimann no-
tierte daraufhin in ihrem Tagebuch: „Heute
war die Rede Honeckers auf dem ZK-Ple-
num abgedruckt. Die Katze ist aus dem
Sack: Die Schriftsteller sind Schuld an der
sittlichen Verrohung der Jugend.“ Die Stell-
schrauben wurden fester angezogen, im
Kampf gegen Anglizismen wurden aus Hits

wieder Spitzentitel und der von dem in der
DDR lebenden kanadischen Folksänger
Perry Friedman organisierte „Hootenanny-
Club“ wurde zum „Oktoberklub“. 1971.
Mit dem Wechsel von Ulbricht zu Hone-
cker an der Partei- und Staatsspitze stan-
den die Zeichen für einige Jahre dann wie-
der auf Lockerung. Die DDR strebte nach
außenpolitischer Anerkennung und da
passte ein bisschen Weltoffenheit ganz gut
ins Konzept.

Gelebte Weltoffenheit Weltoffenheit ist
dem Magdeburger Freundeskreis nie ab-
handen gekommen. Sie drückte sich vor al-

lem über die Hingabe zur Musik aus. Ob
Jazz, Blues oder Rock: Musik war mehr als
das, in ihr drückte sich ein geistiges Grenz-
gängertum aus, das auch eine Mauer nicht
verhindern konnte. „Dieser Freiheitsgeist
schwappte wirklich in erster Linie mit der
Musik rüber, so ein Hauch von dem Le-
bensgefühl. Man ist da, zumindest für eine
Weile, wie mit der großen weiten Welt ver-
bunden. Das tat gut. Das ist richtig gut ge-
wesen“, sagt Joachim. Und das wurde auch
äußerlich untermauert, mit Jeans, Wildle-
derschuhen, Parka und langen Haaren.
„Man wirkte dann schon so im Straßenbild
und das war auch gewollt. Ich wollte ein-
fach anders sein. Das war auch gar nicht so
fest zu definieren. Das war irgendwie auch
so ein Gefühl“, so „Blacky“ weiter. Das,
was sich 1968 beziehungsweise in den Jah-
ren davor und danach im Westen abspielte,
beeinflusste junge Menschen in der DDR
massiv. Jedoch in erster Linie kulturell und
in Fragen des Lebensstils.
Ging es um politische Ideen, waren die Er-
eignisse in Prag jedoch prägender, denn sie
ließen sich eher auf die eigene Lebensreali-
tät übertragen. Für Erhard waren sie sogar
lebensentscheidend: „Ich hatte demonstra-
tiv eine tschechische Flagge an meiner Ja-
cke. Ich war kurz vor dem Einmarsch der
russischen Truppen noch dort und habe
viele Leute kennengelernt. Das hat mich
beflügelt. Letztlich habe ich meinen Plan,
mit 18 nach Amerika abzuhauen, wegen
der positiven Entwicklung in der CSSR auf-
gegeben.“ Das mag für Außenstehende we-
gen der Niederschlagung des Prager Früh-
lings paradox erscheinen. Doch zeigt es,
dass sich nicht alle vom Gefühl der Ohn-
macht lähmen ließen, sondern trotz des
gewaltsamen Endes Hoffnung daraus
schöpften. „Es war für mich eigentlich die
Keimzelle meines Engagements“, sagt Er-
hard. Er verfasste mit Blacky und ein paar
Anderen einen Zwölf-Punkte-Plan unter
dem Namen „progressive youth“, in dem
es unter anderem heißt: „Wir wollen alle
Strukturen befreien vom geschlossenen
System der Vorschriften, wir wollen, dass
jeder dort leben kann, wo er seine Bedürf-
nisse am besten befrieden kann.“ Wegen
„staatsfeindlicher Hetze“ landete Erhard
1971 für 18 Monate im Gefängnis – und
die Stasi füllte fortan Aktenordner um Ak-
tenordner über ihn – bis 1989.

Die Reise geht weiter Doch dieser Bruch
bedeutete nicht das Ende ihres Engage-
ments. Ausreisen wollten sie nicht (mehr),
denn „Kapitalismus, diesen ganzen Kon-
sumterror wollten wir ja auch nicht“, sagt
Joachim. „Dann haben wir uns überlegt,
dass wir uns schon weiter engagieren woll-
ten. Aber es musste was Offizielles sein
und da kam uns der Kulturbund gerade
recht.“
Ein paar Jahre ging das wilde Treiben auch
ganz gut. „Wir haben zwar nicht gegen die
DDR gearbeitet, aber es waren immer so
Gratwanderungen, so ein Crossover. Wir
wurden beobachtet, aber man hat uns
auch Möglichkeiten gegeben. Ein bisschen
schizophren war das schon“, sagt Erhard.
Nachdem sich Mitte der 1970er Jahre der
Wind mal wieder zu drehen begann, ging
es auch mit dem Jugendaktiv zu Ende. Of-
fiziell, weil sie es nicht geschafft haben, ge-
nügend „junge Intelligenz“ an den Klub zu
binden. Aber auch danach ging es für den
Freundeskreis weiter: in der Friedensbewe-
gung oder als Organisatoren von Free-Jazz-
Konzerten in der ostdeutschen Provinz.
Denn dort wurde der Geist von „68“ in ei-
ner Art DDR-Woodstock weiter gefeiert. Bis
zum Sommer 89. Claudia Heine T

Die Klaus-Renft-Combo zählte zu den bekanntesten systemkritischen DDR-Bands. Auch Erhard vom Jugendaktiv diskutierte nächtelang mit Combo-Gründer Klaus Jentzsch (rechts
mit der Bassgitarre). Wegen ihrer regimekritischen Texte wurde die Band 1975 verboten. © picture-alliance/ZB

Schräges Crossover
DDR Wie ein »Klub der Intelligenz« nach Nachwuchs sucht – und langhaarige
Jugendliche mit Jazz-Platten aus Detroit kommen
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>Helmut Schäfer
Bundestagsabgeordneter 1977-1998,
FDP
Am 9. Januar vollendet Helmut Schäfer sein
85. Lebensjahr. Der aus Mainz stammende
Gymnasiallehrer und spätere Ministerialrat
im rheinland-pfälzischen Kultusministerium
trat 1964 der FDP bei. Von 1966 bis 1968
amtierte er als stellvertretender Bundesvor-
sitzender der Jungdemokraten und gehörte
seit 1964 dem rheinland-pfälzischen Lan-
desvorstand seiner Partei an. Seit 1972 –
mit Unterbrechungen – war Schäfer Mit-
glied des FDP-Bundesvorstands. Von 1987
bis 1998 amtierte er als Staatsminister im
Auswärtigen Amt. Der außenpolitische
Sprecher seiner Fraktion von 1979 bis 1987
arbeitete im Bundestag vorwiegend im Aus-
wärtigen Ausschuss mit. Von 1978 bis 2003
gehörte er dem Vorstand der Friedrich-Nau-
mann-Stiftung an.

>Evelin Fischer
Bundestagsabgeordnete 1990-1994,
SPD
Am 9. Januar wird Evelin Fischer 70 Jahre
alt. Die Lehrerin und Designerin aus Gräfen-
hainichen im Kreis Wittenberg wurde 1989
Mitglied des Neuen Forums, verließ dieses
aber im Januar 1990 und trat der SPD bei.
Sie gehörte danach dem Kreistag Gräfen-
hainichen an. Im Bundestag wirkte Fischer
im Ausschuss für Bildung und Wissenschaft
mit.

>Bruno Hollnagel
Bundestagsabgeordneter seit 2017,
AfD
Am 13. Januar wird Bruno Hollnagel 70 Jah-
re alt. Der promovierte Wirtschaftswissen-
schaftler und Unternehmer aus Hoisdorf im
Kreis Stormarn trat 2014 der AfD bei und
amtierte 2016/17 als schleswig-holsteini-
scher Landesvorsitzender. Zurzeit ist er dort
stellvertretender Landesvorsitzender. Holl-
nagel ist Autor zahlreicher finanzpolitischer
Veröffentlichungen.

>Gregor Gysi
Bundestagsabgeordneter 1990-2000,
seit 2005, PDS/Die Linke
Am 16. Januar begeht Gregor Gysi seinen
70. Geburtstag. Der Rechtsanwalt aus Ber-
lin, zu DDR-Zeiten Verteidiger zahlreicher
Regimekritiker und Ausreisewilliger, trat
1967 der SED bei. 1989 war er ihr letzter
Vorsitzender und gestaltete maßgeblich de-
ren Überleitung in die PDS. Danach stand er
bis 1993 an der Spitze der Partei. Von März
bis Oktober 1990 gehörte Gysi der ersten
frei gewählten Volkskammer der DDR an
und amtierte als Vorsitzender der PDS-Frak-
tion. Bis 1998 war er danach Vorsitzender
der PDS-Bundestagsgruppe und bis 2000
PDS-Fraktionsvorsitzender. Dieses Amt be-
kleidete er in der nunmehrigen Linksfrakti-
on von 2005 bis 2015, von 2005 bis 2009
zusammen mit Oskar Lafontaine. Gysi ist
seit 2005 Direktkandidat des Berliner Wahl-
kreises Treptow–Köpenick.

>Marianne Birthler
Bundestagsabgeordnete 1990, Bünd-
nis 90/Die Grünen
Am 22. Januar wird Marianne Birthler
70 Jahre alt. Die Wirtschaftskauffrau aus
Berlin engagierte sich seit 1986 in der Kir-
chenopposition der DDR und seit 1988 in
der „Initiative Frieden und Menschenrech-
te“. Von März bis Oktober 1990 gehörte sie
der ersten frei gewählten Volkskammer an
und war Sprecherin der Listenvereinigung
„Bündnis 90“. Danach zog sie bis Dezem-
ber in den Deutschen Bundestag ein und
amtierte als Sprecherin der Fraktion Die
Grünen/Bündnis 90. Von 1990 bis 1992
nahm sie ein Mandat im Landtag von Bran-
denburg wahr und übte zugleich das Amt
der Bildungsministerin aus. 1993/94 war
Birthler Bundesvorstandssprecherin von
Bündnis 90/Die Grünen. 2000 wurde sie zur
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen
DDR berufen. Den Posten hatte sie bis 2011
inne. bmh T
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Von Klasse
und Knöpfen

Understatement scheidet Klasse
von Masse. Im Bewusstsein
um die eigenen Privilegien
genießt der arrivierte Tief-

stapler Besitz oder Talent mit entspann-
ter Leichtigkeit. Klassische Zurückhal-
tung wird etwa dem hanseatischen Kauf-
mann zugeschrieben. Auch den hansea-
tischen Kaufmann treibt es im Sommer
nach Sylt. Aber das muss er nicht an die
große Glocke hängen. Sein Auto zieren
weder geklebte Umrisse der Insel noch
das Logo einer weithin bekannten
Strandbar. Das Pendant dazu ist der
vom Tiefstapler verachtete Neureiche,
der seinen weißen Cayenne nur zu gern
mit dem Arschgeweih-Äquivalent des
Sylt-Touristen zupflastert.
Gelebte Zurückhaltung, um sich abzu-
grenzen, ist aber nicht nur Praxis im
Geldadel, sondern inzwischen fester Be-
standteil der Geopolitik. Würde man die
britische Ministerpräsidentin Theresa
May bitten, über Größe und Potenz ih-
rer Atomknöpfe Auskunft zu geben, so
antwortete sie vermutlich im allerbri-
tischsten Understatement: „I would pre-
fer not to.“ Zugegeben: Bei ihrem Au-
ßenminister Boris Johnson sähe das an-
ders aus. Der französische Staatspräsi-
dent Emmanuel Macron würde zunächst
seine Hegel-Lektüre bemühen und dann
andeuten, dass er den Atomknopf ei-
gentlich erst durch Walter Benjamin so
richtig verstanden habe. Im Feuilleton
flössen Tränen der Rührung. Ex-US-Prä-
sident Barack Obama spräche voller Pa-
thos über Verantwortung und die Bürde
des Amtes. In Oslo könnten sie eine
neue Nobelurkunde ausdrucken.
US-Präsident Donald Trump hingegen
hat die Welt voller Stolz wissen lassen,
dass sein Atomknopf viel größer als
Kims sei und viel besser funktioniere.
Frohes Neues! Sören Christian Reimer T

VOR 20 JAHREN...

Der Staat
hört mit
16.1.1998: Bundestag beschließt „Gro-
ßen Lauschangriff“ Die einen feierten
die Gesetze „als Vorstufe zum Sieg über
das Böse“. Die anderen sahen sie als „Be-
weis für den Untergang des Rechts-
staats“. So jedenfalls beschrieb Bundes-
justizminister Edzard Schmidt-Jortzig
(FDP) am 16. Januar 1998 im Bundes-
tag die Stimmung zu dem Gesetzespa-
ket, das unter dem Begriff „Großer
Lauschangriff“ bekannt wurde.

Kern der Neuerung, die eine Grundge-
setzänderung notwendig machte, war
die Möglichkeit der akustischen Wohn-
raumüberwachung zur Strafverfolgung.
Konkret heißt das: der Einsatz von
Richtmikrofonen und Minisendern in
Wohnungen zur Beweissicherung – Mit-
tel, die bis dahin nur zur Abwehr
schwerer Gefahren erlaubt gewesen wa-
ren und fortan Ermittlungen gegen die
organisierte Kriminalität erleichtern
sollten. Abhörverbote waren nur für
Seelsorger, Abgeordnete und Strafvertei-
diger beim Mandantengespräch vorge-
sehen. Allen voran die Grünen hatten
auch für andere Berufsgruppen, Ärzte
und Journalisten etwa, einen Abhör-
schutz gefordert. Während ein entspre-
chender Antrag scheiterte, stimmten
mehr als zwei Drittel der Abgeordneten
für die Einschränkung des Artikels 13
Grundgesetz, der die Unverletzlichkeit
der Wohnung garantiert: 452 Parlamen-
tarier aus Union, FDP und SPD votier-
ten in namentlicher Abstimmung mit
Ja. Gewissermaßen „Nein“ zum
„Lauschangriff“ sagte wenige Jahre spä-
ter das Bundesverfassungsgericht: Im
März 2004 erklärte Karlsruhe die Rege-
lung in wesentlichen Teilen für verfas-
sungswidrig und trug dem Gesetzgeber
auf, nachzubessern. Benjamin Stahl T

Der ehemalige Bundesjustizminister
Edzard Schmidt-Jortzig (FDP) 1997
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Zur Ausgabe 48 vom 27. November
2017, „Der Mann für gewisse Stunden“
auf Seite 3:
Nach meinem Verfassungsverständnis
muss ein Bundespräsident überparteilich
handeln und nicht, wie es jetzt scheint,
bei bestimmten Gedenktagen sein „ru-
hendes Parteibuch“ aus der Schublade
holen und im Sinne seiner Partei han-
deln. Am 3. Oktober 2017 hat der derzei-
tige Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier in seiner Rede in Mainz kein Wort
der Kritik über die „marxistisch-leninisti-
sche SED-Diktatur“ geäußert und die
mutigen Menschen nicht erwähnt, die
1989 diese Diktatur aktiv beseitigten.
Nun will er 2018 die Schirmherrschaft
über die Gedenkfeiern für Karl Marx in
Trier übernehmen, wo ein fast sieben
Meter hohes Marx-Denkmal errichtet

werden soll, ausgerechnet im Auftrag der
Kommunistischen Partei Chinas, die in
ihrer Geschichte etwa 37,5 Millionen
Menschen ermordete. Die SPD hat sich
nie wirklich von Marx und seiner verbre-
cherischen Ideologie getrennt, deshalb
ist diese einseitige politische Schirmherr-
schaft ein Schlag ins Gesicht von uns
ehemaligen politischen Häftlingen der
SBZ/DDR. Sollte die Entscheidung zur
Schirmherrschaft nicht zurückgezogen
werden, ist das nicht mehr mein Bundes-
präsident.

Alexander W. Bauersfeld,
Hannover

Zur Ausgabe 48 vom 27. November
2017, »Frust im Osten« auf Seite 7:
Dem CDU-Abgeordneten Joachim Pfeif-
fer ist sehr zu danken, dass er eine klare

Abgrenzung zwischen politischen und
unternehmerischen Fragen herausarbei-
tete. Die politischen Weichenstellungen
im Rahmen der weitgehend grünem po-
litischem Gedankengut entstammenden
EEG-Umlage, die zurzeit laut Bundes-
verband der Energie- und Wasserwirt-
schaft 24,2 Milliarden Euro jährlich zu
Lasten aller Stromverbraucher beträgt,
sind bereits ein harter Eingriff in die un-
ternehmerische Verantwortung für unse-
re Stromversorgung. Diese Subvention,
von unserem damaligen Umweltminis-
ter Jürgen Trittin als „eine Kugel Eis im
Monat“ verharmlosend verkauft, ist in-
zwischen zur Dauersubvention gewor-
den.
Die mit einer installierten Leistung von
insgesamt 97.416 MW einspeisenden
Wind- und Solaranlagen verdrängen im-

mer wirksamer die unverzichtbare
Stromerzeugung aus Kern-, Kohle- und
Gaskraftwerken, aber leider nur zu Zei-
ten, in denen der Wind stark weht oder
die Sonne wolkenlos scheint. Diese wird
daher auch laufend sehr viel teurer, als
es bei kontinuierlicher Betriebsweise
möglich wäre.
Siemens kann es egal sein, mit welcher
Art Turbinen es im Geschäft bleibt, denn
die derzeitige Energiewendepolitik erfor-
dert zunehmend zwei autarke Stromer-
zeugungssysteme. Das bringt doppelten
Umsatz für die Anlagenhersteller zu Las-
ten aller Stromverbraucher. Die Zukunft
wird erweisen, wie lange diese Strategie
für die rund 40 Millionen Stromverbrau-
cher bezahlbar ist.

Helmut Alt,
Aachen

SEITENBLICKE 55 Jahre
Élysée-Vertrag
RESOLUTION Zum 55. Jahrestag des
deutsch-französischen Freundschaftsvertra-
ges (Élysée-Vertrag) wollen der Deutsche
Bundestag und die französische National-
versammlung am 22. Januar in Sitzungen
in beiden Parlamenten eine gemeinsame
Resolution zur Stärkung der deutsch-fran-
zösischen Beziehungen verabschieden. Das
hat Bundestagspräsident Wolfgang Schäu-
ble (CDU) mit dem Präsidenten der As-
semblée nationale, François de Rugy, ver-
einbart. Vorgesehen ist, am Jahrestag des
historischen Freundschaftsvertrages in Sit-
zungen in Berlin und Paris, jeweils im Bei-
sein einer Delegation aus dem jeweils an-
deren Parlament, über einen Antrag abzu-
stimmen, mit dem die Parlamentarier für
gemeinsame Positionen in der Europapoli-
tik und eine weitere Verstärkung der
deutsch-französischen Zusammenarbeit
plädieren.
Der am 22. Januar 1963 von Bundeskanz-
ler Konrad Adenauer (CDU) und dem
französischen Staatspräsidenten Charles de
Gaulle in Paris unterzeichnete Vertrag gilt
als Meilenstein der bilateralen Beziehun-
gen. Der Vertrag sieht unter anderem regel-
mäßige Konsultationen vor. DP T

ORTSTERMIN: AUDIMAX DER TU BERLIN

Ein »schwieriges Wochenende«
Lineare Algebra. Bilanzierung und Kostenrechnung. Stabi-
le und Elementare Festigkeitslehre. Das sind unter ande-
rem die Themen, von denen in diesem Wintersemester im
Raum H 105 die Rede ist. Mittwochs zwischen zwölf und
14 Uhr findet hier auch die Vorlesung von Hans Hirth
statt, Professor für Betriebswirtschaftslehre an der TU Ber-
lin, über „Risikomanagement und Kapitalmarkt“. Die
kleine Schar der Zuhörer verliert sich fast in dem gewalti-
gen Saal. Frage an den Professor: Kann er sagen, was hier
im Februar 1968 stattfand? „68?“, stutzt Hirth. „Eine Rie-
sengaudi wahrscheinlich.“
Berlins Regierender Bürgermeister Klaus Schütz (SPD)
nannte es damals eher „ein schwieriges Wochenende“.
Am 17. und 18. Februar 1968 tagte im Auditorium Maxi-
mum der Technischen Universität der „Internationale
Vietnamkongress“ des Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbundes (SDS). Ein gigantisches Transparent in den
Farben des Vietcong bedeckte die Rückwand des Saales,
darauf in großen Lettern: „Für den Sieg der vietnamesi-
schen Revolution!“ sowie etwas kleiner darunter Che

Guevaras goldene Worte: „Die Pflicht jedes Revolutionärs
ist es, die Revolution zu machen.“
Auf dem Podium, wo heute Professor Hirth über Zinssätze
doziert und über die unterschiedlichen Erwartungen von
„Payer“ und „Receiver“ im Kreditgeschäft, agitierte damals
der Schriftsteller Peter Weiss den proppenvollen Saal: „Die
Repräsentanten der Regierung weigern sich, mit uns zu re-
den. So konfrontieren wir sie mit der Kraft der kämpferi-
schen Demonstration.“ Der italienische Unternehmer-
spross und linksradikale Verleger Giangiacomo Feltrinell
erklärte „in aller Deutlichkeit, dass es keineswegs der Berli-
ner Senat ist, dass es keineswegs die Springerpresse ist, die
in uns die Hoffnung auf eine demokratische Entwicklung
in West-Deutschland erweckt, sondern es sind die Studen-
ten im Allgemeinen, die sogenannten Rebellen“.
Der Kongress zählt zu den dramatischen Höhepunkten
der damaligen Revolte, der anschließende Demonstrati-
onszug, der sich mit 12.000 Teilnehmern über den
Ku’damm in Richtung Deutsche Oper bewegte, war der
größte, den die 68er bis dahin auf die Beine gebracht hat-

ten. Auf Wochenschau-Schnipseln in Schwarz-Weiß ist
Rudi Dutschke zu sehen als Dirigent von Sprechchören:
„Ho-Ho-Ho Chi Minh.“ Angereist waren rund 6.000 Teil-
nehmer aus 14 Ländern. Weil die Freie Universität sie
nicht beherbergen wollte, wichen die Veranstalter auf die
TU aus. Der von außen aluminiumverkleidete Saal des Ar-
chitekten Kurt Dübbers, der aus dem Hauptgebäude in
die Straße des 17. Juni hineinragt, war damals noch keine
drei Jahre alt.
„Hier versucht eine kleine Minderheit, etwas ganz anderes
in Bewegung zu setzen“, bilanzierte der „Regierende“
Schütz das Wochenende, „nämlich, was sie Revolution
nennen, und was wir als den Versuch sehen, Unordnung
und Chaos in unsere Städte zu tragen.“ Ins Langzeitge-
dächtnis der TU hat sich der Versuch offenbar nicht einge-
prägt. Vietnamkongress? „Da klingelt nichts“, meint ein
Teilnehmer der Vorlesung. „Geschichtlich bin ich eine
Nullnummer“, sagt eine junge Frau, während ein Kommi-
litone sich immerhin „auf jeden Fall beeindruckt“ zeigt,
„dass das hier stattfand“. Winfried Dolderer T

Der funktionale Vorlesungsraum an der TU Berlin war Anfang 1968 Schauplatz des »Internationalen Vietnamkongresses« des SDS. © TU Berlin/PR/Ulrich Dahl/picture-alliance/akg-images
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Proteste im Jahr 1968
Wer sind die 68er?

Im folgenden Text geht es um eine 
Gruppe mit dem Namen: die 68er.

Es geht zum Beispiel um Folgendes: 
• Wer waren die 68er? 
• Was haben sie gemacht? 
• �Warum spricht man heute noch 

über sie?

Die Bundes-Republik 
Deutschland vor 50 Jahren

Vor 50 Jahren sah es in der 
Bundes-Republik Deutschland 
ganz anders aus als heute.

Zum Beispiel:

• �Damals war es eine wichtige Sache, 
zu gehorchen.

Kinder mussten beispielsweise 
ihren Eltern immer gehorchen. 
Und Schüler durften ihren Lehrern 
nicht widersprechen.

• �Menschen in Deutschland waren 
nicht gleichberechtigt.

Frauen hatten zum Beispiel nicht 
die gleichen Rechte wie Männer.

• Es gab viele Regeln und Verbote.

Zum Beispiel gab es strengere Regeln, 
wie man sich benehmen sollte.

Und manche Dinge, die heute 
erlaubt sind, waren verboten. 
Zum Beispiel sexuelle Beziehungen 
zwischen Männern.

Viele Menschen waren mit dieser 
Situation unzufrieden. 

Sie fanden:

Es gab zu viele Regeln.

Und es war nicht gut, 
dass man immer das tun musste, 
was andere sagten.

Vor allem den jüngeren Menschen 
ging es so.

Sie wollten, dass sich die Dinge 
verändern.

Sie hatten verschiedene Ideen, 
wie das Zusammenleben in der 
Bundes-Republik Deutschland 
aussehen sollte.

leicht  

erklärt!



Proteste im Jahr 1968  •  Wer sind die 68er?

Aus diesem Grund protestierten sie. 
„Protestieren“ bedeutet: 
Sie beschwerten sich. 
Sie sagten laut ihre Meinung. 
Und sie sagten, was sie wollten.

Damit wollten sie ihre Ideen bekannt 
machen. 
Und Veränderungen erreichen.

Der Name „Die 68er“?

Das alles passierte in den Jahren von 
1961 bis 1970.

Besonders viele Proteste gab es 
im Jahr 1968.

Und nach dieser Jahreszahl 
wurden die Menschen, 
die damals protestierten, benannt. 
Darum nennt man sie: die 68er.

Eine Sache ist aber wichtig:

Für die Menschen damals benutzt 
man zwar den Namen „Die 68er“.

Das bedeutet aber nicht, dass sie alle 
die gleiche Meinung hatten. 
Oder die gleichen Ziele.

Zu den 68ern gehörten viele Gruppen. 
Sie hatten verschiedene 
Gemeinsamkeiten. 
Aber sie hatten auch sehr 
unterschiedliche Meinungen und 
Ideen.

Proteste gab es damals nicht nur 
in der Bundes-Republik Deutschland.

Deutschland war zu dieser Zeit 
in 2 Länder geteilt. 
Das eine Land war 
die Bundes-Republik Deutschland. 
Und das andere Land hieß DDR. 
Auch in der DDR gab es Proteste.

Und auch in vielen anderen Ländern 
auf der Welt haben sich damals 
Protest-Gruppen zusammengetan. 
Schon früh gab es sie zum Beispiel in 
den USA.

In diesem Text geht es aber nur um 
die 68er in der Bundes-Republik 
Deutschland.

Was wollten die 68er?

Zu den 68ern gehörten also 
viele verschiedene Menschen.

Nicht alle hatten die gleichen Ideen 
und Ziele.

Manche wollten nur bestimmte 
Regeln und Gesetze in der 
Bundes-Republik ändern. 
Andere wollten die Bundes-Republik 
ganz abschaffen.

Manche Ideen 
passten gar nicht zusammen.

Aber einige Ideen wurden 
von den meisten 68ern unterstützt.

Hier ein paar Beispiele dafür:

Freiheit

Die 68er fanden: Jeder Mensch soll 
so leben können, wie er will.

Sie waren also gegen die strengen 
Regeln, die es damals gab.

Oft ging es besonders um 
sexuelle Freiheit. 
Das bedeutet: 
Jeder soll in der Sexualität machen 
können, was er will. 
Er darf dabei nur niemandem schaden.

Gleichberechtigt sein

Viele 68er wollten, 
dass Menschen gleichberechtigt sind.

Das bedeutet: 
Alle Menschen sollen die gleichen 
Rechte und Möglichkeiten haben.

Besonders wichtig war zum Beispiel, 
dass Frauen und Männer 
gleichberechtigt sind.

Mitbestimmung

Die 68er wollten nicht, 
dass wenige Menschen bestimmen, 
was andere zu tun haben.



Sie fanden: 
Jeder soll zu einem Teil 
mitbestimmen können. 
Vor allem bei Dingen, 
die ihn betreffen.

Zum Beispiel:

Schüler sollten in der Schule mehr 
mitbestimmen dürfen. 
Und Studenten an der Uni.

Arbeiter sollten in ihren Betrieben 
mehr mitbestimmen dürfen.

Frieden

Viele 68er wünschten sich 
eine friedliche Welt. 
Also vor allem eine Welt ohne Kriege. 

Sie protestierten vor allem 
gegen den Vietnam-Krieg. 
Vietnam ist ein Land in Asien. 
Der Krieg dort ging von 1955 bis 1975.

Sprechen über 
den National-Sozialismus

In den Jahren 1933 bis 1945 waren in 
Deutschland die National-Sozialisten 
an der Macht.

Sie machten viele schreckliche Dinge. 
Sie ermordeten zum Beispiel sehr 
viele Menschen.

Die 68er waren der Meinung: 
Über diese Taten wurde nach dem 
Jahr 1945 zu sehr geschwiegen. 
Sie wollten, 
dass man mehr darüber spricht. 
Und dass die Schuldigen 
bestraft werden.

Umwelt-Schutz

Viele 68er setzten sich 
für den Umwelt-Schutz ein.

Und sie waren zum Beispiel gegen 
Atom-Kraftwerke.

Wie wollten die 68er 
ihre Ideen umsetzen?

Die 68er hatten sehr 
unterschiedliche Vorstellungen, 
wie sie ihre Ziele erreichen sollten.

Darum haben sie auf ganz 
verschiedene Arten protestiert.

Zum einen gab es friedliche Proteste.

Zum Beispiel: 
• Demos 
• Reden, in denen die Ideen erzählt 

wurden. 
• �Flug-Blätter 

Also Zettel, auf denen die Ideen 
standen.

Manchmal protestierten die 68er auch 
mit ihrem Verhalten oder Aussehen.

Männer ließen sich zum Beispiel die 
Haare lang wachsen. 
Damals sollte man als Mann seine 
Haare eigentlich kurz tragen.

Sie trugen bestimmte Kleidung. 
Zum Beispiel kaputte Jeans-Hosen. 
Oder abgetragene Jacken.

Sie haben Personen widersprochen, 
denen junge Menschen eigentlich 
nicht widersprechen sollten. 
Zum Beispiel ihren Eltern, 
ihren Lehrern oder Politikern.

Der Protest war aber 
nicht nur friedlich.

Manche von den 68ern 
hatten folgende Meinung: 
Man darf auch Gewalt benutzen, 
um die eigenen Ziele zu erreichen.

Vor allem ab dem Jahr 1967 
veränderte sich der Protest. 
Ab dann gab es auch immer wieder 
Gewalt.

Zum Beispiel:

• �Es gab gewaltsame Demos. 
Dabei wurden zum Beispiel Steine 
geworfen und Autos angezündet.

• �In Frankfurt wurden 2 Kauf-Häuser 
angezündet.
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Proteste im Jahr 1968  •  Wer sind die 68er?

Warum spricht man heute 
noch darüber?

Auch heute spricht man noch viel 
über die 68er.

Dafür gibt es verschiedene Gründe.

1. Folgen bis heute

In den Jahren um 1968 wurden viele 
neue Ideen entwickelt.

Manche Ideen kamen von den 68ern 
selbst.
Andere Ideen gab es schon vorher.
Aber die 68er haben dafür gesorgt, 
dass viele Menschen davon erfuhren.

Die 68er konnten die meisten ihrer 
Ziele nicht erreichen.
Aber die Ideen haben in den letzten 
50 Jahren viele Dinge in Deutschland 
verändert.

Zum Beispiel:

•  In Deutschland können die Menschen
heute mehr über ihr eigenes Leben 
bestimmen.

•  Männer und Frauen
haben die gleichen Rechte.

•  Eltern erziehen ihre Kinder heute 
oft nicht mehr so streng wie früher.
Und Eltern und Lehrer dürfen Kinder
nicht mehr schlagen.

•  Umwelt-Schutz spielt heute eine 
wichtige Rolle.

Die 68er haben diese Dinge nicht 
allein verändert.
Aber sie haben einen Anteil
an den Veränderungen.
Vielleicht haben sie sie teilweise
beschleunigt.
Und zum Teil haben sie neue Ideen 
eingebracht.

Deswegen fi nden viele Menschen:
Die 68er waren ein wichtiger Teil in 
der Geschichte von Deutschland.
Und auch heute sind sie noch ein 
wichtiges Thema.

2. Unterschiedliche Meinungen

Ein anderer Grund, warum oft über 
die 68er gesprochen wird,
ist folgender:

Viele Menschen fi nden:
Die 68er haben viele gute Dinge für 
Deutschland erreicht.

Viele Menschen fi nden aber auch:
Viele Ideen von den 68ern
sind heute ein Problem
für Deutschland.

Die Menschen haben also sehr
unterschiedliche Meinungen
zu den 68ern.

Und es wird viel über die Folgen vom 
Jahr 1968 gesprochen.

Das Jahr 1968 ist 50 Jahre her.
Im Jahr 2018 haben
die 68er also so etwas wie
einen Jahrestag.
Darum wird man
dieses Jahr bestimmt
besonders viel über sie hören.

leicht 
erklärt!


